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Die Kredit ⸗Verhältniſſe der 
Grundbeſitzer. 

Ueberall im Lande wird von Seiten der Grundbe⸗ 
figer über Mangel an Kredit geklagt. Selbſt diejeni⸗ 
gen Grundbeſitzer, die vor den übrigen ſchon ſeit lan⸗ 
ger Zeit in dem Pfandbrief⸗Syſtem einen Vortheil in 
Erlangung des Kredites voraus haben, die ritter⸗ 
ſchaftlichen Grundbefiger ſtimmen in die allgemeine Klage 
ein. Es hat überall die Ueberzeugung Raum gewon⸗ 
nen einer Seits, daß das bisher im Staate etablirte 


Bankweſen nur dem induſtriellen und commerciellen 


Stande Vortheil und Erleichterung gewährt, ja dieſem 
noch nicht einmal auf eine zureichende Weiſe, daß aber 
der Stand der Grundbeſitzer davon wenig oder gar nichts 
Profitirt, daß er nach wie vor an den alten Kredit⸗Ge⸗ 
drechen und Erſchwerungen leidet, ſowie andrer Seits 
daß dieſem nur durch Umwandlung der bisherigen 
ſchwerfälligen Hypotheken⸗Obligationen in unkündbare 
Pfandbriefe, die auf jeden Inhaber lauten, eine dauernde 
und durchgreifende Hülfe verſchafft werden könne. 
Es iſt Sache der ſtädtiſchen Grundbsfiger wie der Ru⸗ 
albeſitzer, ein gleiches Recht mit den ritterſchaftlichen 
tundbefigern im Staate für ſich zu gewinnen. Auch 
ht zu erwarten, daß es den Bemühungen des verei⸗ 
Landtages gehngen werde, dieſe Ungleichheit bei 

den verſchiedenen Arten des Grundbeſitzes im Staate 
zu beſeitigen. Bedingung, unerläßliche, aus der Natur 
des Kredites hervorgehende Bedingung der Erleichterung 


des Mobiliar⸗Kredites bilden zuverläſſige, allge⸗ 


Mein glaubhafte Zaren des Grundeigenthums. 
ährend der ſtädtiſche und Ruſtikal⸗Grundbeſitz noch 
mit Etablirung ſolcher Targrundſätze für dies Eigenthum 
berhaupt ſich zu befaſſen hat, wird jetzt im Schooße 
r ritterſchaftlichen Kredit⸗Syſteme um Berichtigung 
für dieſe bisher maßgebend geweſenen Taxgrundſätze 
geſtritten, deren Unrichtigkeit und Unvollkommenheit im 
erhältniß zu dem wahren Werthe des ritterſchaſtlichen 
kundbeſitzes ſchon längſt Gegenſtand der ernſteſten und 
Algemeinſten Klage geweſen iſt. Hr. v. Bülow⸗Cum⸗ 
Merom hat die nach feiner Meinung für letzteren richti⸗ 
gen Taxgrundſätze in feiner Brochüre „Preußens land⸗ 
ſchaftliche Kredit: Vereine” und neueuerdings wie⸗ 
r mit Rückſicht auf die Grundſteuerumlegung anderes 
Veröffentlicht, von denen jedoch die zuletzt veröffentlichten 
n den früher publizirten weſentlich und von Grund 
aus abweichen. Der Herr Verfaſſer wird nichts dage⸗ 
einwenden können, daß die zuletzt veröffentlichten 
kueſten Grundtaxen als mit feinen neueſten Ueberzeu⸗ 
gungen übereinſtimmend erachtet und demzufolge feine 
legenwärtige Meinung auch dahin gehend angenommen 
wird, daß dieſe Taxgrundſätze die Norm für die Ermit⸗ 
ung des wahren Werthes des ritterfchaftlichen Grund⸗ 
Migeg abzugeben haben. Dagegen hat Herr. Rodber⸗ 
uus Jagetzow die Unrichtigkeit der letzteren in ſeiner Bro⸗ 
ſchüre: „Die neueſten Grundtaxen des Hrn. v. Bülow⸗ 


Cunmetow mit Rückſicht auf Grundſteuerumlegung 


Fo Rodbertus Jagetzow, Anclam 1847 1 Verlag von 
Im Dietze“, mit überzeugenden Gründen bar: 
than und dem gegenüber die Richtigkeit derjenigen 
tundfäge nachgewieſen, welche in dem Commiſſions⸗ 
urfe neuer landſchaftlicher Tarprinzipien für 
mern angenommen ſind. Der Herr Verfaſſer 
ft jedoch die Erreichung derjenigen unermeßlichen 
derdhhele, welche für den richterlichen wie für den ges 
80 lichen Verkehr aus der Umwandlung der zeitigen 
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bpotheken⸗Inſtrumente in Pfandbriefe, die auf jeden 
haber lauten, hervorgehen; nicht blos daran, daß der 
erth des verpfändeten Gutes nach richtigen und all» 
Wand glaubhaften Taxen ermittelt werde, ſondern auch 
Er daß der ſolchergeſtalt ermittelte und feſtgeſtellte 
un zwerth aus dem ausgefertigten Schuld⸗ 
4 rumente ſelbſt conſtire; denn nur dann meint 
engen ſich der Markt des Inſtrumentes über den 
denzten Kreis genauer Bekanntſchaft mit dem 


Pie Expedition iſt auf der Herrenſtraße Ur. 20. 


Donnerstag den 3. Juni 


Grundſtücke erweitern. Dieſer Punkt iſt für die Ver⸗ 
beſſerung der landſchaftlichen Kredit⸗Syſteme, die nicht 
blos die Beſeitigung eines Uebelſtandes, der bisher be⸗ 
folgten unrichtigen Taxgrundſätze, ſondern überhaupt 
Alles, was an jenen der Verbeſſerung fähig und bedürf⸗ 
tig umfaßt, von Wichtigkeit und daher wohl der nähe⸗ 
ren Erwägung werth. Ruſtikal⸗ und ſtädtiſche Grund⸗ 
beſitzer mögen aus dieſen Erörterungen den Vortheil 
ziehen, daß ſie dasjenige, was ſich bei der Anwendung 
der ritterſchaftlichen Kredit⸗Syſteme als untauglim her⸗ 
ausgeſtellt, bei der Gründung neuer Eredit⸗Inſtitute 
für ihre Beſitzthümer von vorn herein vermeiden und 
das als beſſer Erkannte gleich von vorn herein 
in ihre Reglements aufnehmen Das Intereſſe aller 
Grundbeſitzarten iſt daher unſer Zielpunkt, dem wir im 
vorliegenden Falle um ſo lieber und eifriger nachſtreben, 
als er mit dem Wohle aller übrigen Staats⸗Inſaſſen 
zuſammenfällt. Wir können uns, um es gleich von 
vorn herein auszuſprechen, mit der obgedachten Erfor⸗ 
derniß des Herrn Jagetzow an den Inhalt der Pfand⸗ 
briefe nicht ein verſtanden erklären, fo ſehr wir auch 
ſonſt ſeine Ueberzeugungen theilen. Die Aufnahme des 
Gutswerthes in den Pfandbrief ſtellt, wenn ſie ihrem 
Zwecke entſprechen ſoll, nämlich die Verhältnißmäßigkeit 
der Schuldſumme zur Werthſumme bärzuſtellen, n Be⸗ 
tracht der nothwendigen heilung der auf ein Gut 
überhaupt aufgenommenen Pfandbriefs⸗Summe in meh⸗ 
rere Apoints, die weitere Anforderung, daß in jedem 
Pfandbriefe hiſtoriſch bemerkt werde, welche Pfandbriefs⸗ 
Summe außer der in dem vorliegenden Pfandbriefe be⸗ 
merkten noch auf das darin bezeichnete Gut aufgenom⸗ 
men und in Pfandbriefen ausgefertigt ſei. Ja dieſe 
Bemerkung genügt nicht einmal, es muß ihr noch die 
Verſicherung hinzutreten, daß nicht mehr als die ange⸗ 
gebene Geſammtpfandbrief⸗Summe auf das fragliche Gut 
ausgefertigt worden und daß für dieſe das ganze Gut 
mit allem Zubehör und zwar mit dem Vorzugsrechte vor 
jeder andern Schuld auf daſſelbe, verpfändet ſei. Und 
dann ſelbſt vermißt der Kreditor noch die Angabe der 
Grundſätze, nach welchen man zu der angegebenen 
Werth⸗Summe gelangt iſt und die motivirte Verſiche⸗ 
rung, daß die gewährte Sicherheit auf die Dauer des 
beſtehenden Realnerus werde erhalten werden. Es wird 
allſeitig zugegeben werden müſſen, daß dieſer Ballaſt 
von Erktärungen dem Pfandbriefe auch nicht die ge⸗ 
ringeſte Coulance mehr gewährt als er jetzt ſchon hat, 
ja es darf nicht außer Acht gelaſſen werden, daß er, 
in der Folgezeit, wie ein Quantum der aufgenommenen 
Pfandbriefe abgelöſt worden, fogar, wenn auch nur theil⸗ 
weiſe und wenn auch unbeſchadet der Rechte des Pfand⸗ 
brief⸗Inhabers, eine Unwahrheit angiebt. Die darge⸗ 
botene Anſchaulichkeit des Verhältniſſes zwiſchen Schuld⸗ 
und Werthbetrag beſeitigt keinesweges die Zweifel, die 
von den Pfandbriefbeſitzern aus dem Einfluſſe der Per⸗ 
ſönlichkeit des Gutsbeſitzers auf die Bewirthſchaftung 
des Gutes, aus den lokalen Absatz und den 
politiſchen Verhältniſſen wegen der möglichen Verände⸗ 
rung der dargebotenen Sicherheit entnommen werden, 
und hebt ſolchergeſtalt für den für. feine Sicherheit bes 
ſorgten Kreditor nicht die Nothwendigkeit einer genauen 
Bekanntſchaft mit dem Gute und feinen Verhältniſſen, 
zieht aber dadurch gerade wieder den Pfandbriefs⸗Kre⸗ 
dit in den eng begrenzten Kreis jener Bekanntſchaft 
zurück. Die vorgeſchlagene Einrichtung erheiſcht ferner 
von Seiten des Pfandbriefannehmers eine ſelbſteigene 
Prüfung der Sicherheit ſeines Kapitals, welche mit der 
ſchleunigen Circulation des Papieres und deſſen noth⸗ 
wendiger, unbedenklichen Annehmbarkeit im Publiko nicht 
vereinbar iſt. Es ſtimmt dieſer Vorſchlag im We⸗ 
ſentlichen mit einem anderen uns vorgelegenen 
überein, wonach es bei der bisherigen Aus⸗ 


fertigung der Hypothekenſcheine verbleiben und denſelben 


nur die Angabe des durch eine öffentliche Behörde er⸗ 


mittelten Werthes des verpfändeten Grundſtücks einver⸗ 


= 


leibt werden ſoll. Den angegebenen Gründen feine 
Verwerflichkeit trat hier nur noch die Dickleibigkeit un 
ſerer Hypothekenſcheine hinzu, die die Orientirung in dem 
Inſtrumente und den Transport deſſelben zweckwidrig 
erſchweren. Halten wir feſt, worauf es nach dem Vor⸗ 
getragenen zur Erreichung des angegebenen Zweckes al⸗ 
lein ankommt, die unbedenkliche Annehmbarkeit des 
Pfandbriefes im Publiko und die zu bewirkende Sorg⸗ 
loſigkeit des Pfandbrief⸗Inhabers wegen der Fortdauer 
ſeiner Sicherheit wegen Kapital und Zinſen, ſo werden 
wir uns unter Verwerfung des gemachten Vorſchlages 
vielmehr dahin zu beſcheiden haben, daß die Aufnahme 
des Inſerates aus dem Statute in den Pfandbrief voll: 
kommen genügt, wonach der von der den Pfandbrif emit⸗ 
tirenden Landſchaft nach dem Statute vertretene Grund⸗ 
beſitz nach den im verbeſſerten Statute angegebenen dur 

Erfahrung und die neueften Reſultate der Wiſſenſcha 

approbirten Taxgrundſätzen abgeſchätzt, nur der Ara 
dauernd ſicher erachtete Werththeil deſſelben, nämlich 
%, % oder welche Quote deſſelben ſonſt im Statute 
angenommen iſt, mit Pfandbriefen, wozu der vorliegende 
gehört, belegt worden und unter Verpfändung des ge⸗ 
ſammten landſchaftlichen Grundbeſitzes an die Landſchaft 
für die Erhaltung dieſer Sicherheit rückſichtlich des im 
Pfandbriefe ausgeſprochenen Betrages ſo wie wegen 
prompter Abführung der ſtipulirten Zinſen in den an⸗ 
Bere Zeiten von der Landſchaft unter fteter Kontrole 

Staates auf das Strengſte geſorgt werde. Dieſe 
Verſicherung iſt allein geeignet, den Pfandbriefkredit aus 
dem begrenzten Kreiſe genauer Bekanntſchaft mit dem 
bepfandbrieften Gute zu entheben und ihn bei der allge⸗ 
mein bekannten Rechtſchaffenheit unſers Gouvernements 
zu einem allgemein annehmbaren zu machen. Sie wiegt 
mehr als ſelbſt die Bekanntſchaft mit dem bepfandbtief- 
ten Gute und deſſen Verhältniſſen, ſie beſeitigt auch bei 
dem Intereſſe des Staates an der ſoliden Begründung 
und Fortdauer des von ihm autoriſirten Kredit⸗Verhält⸗ 
niſſes jeden Argwohn, der aus dem Intereſſe der Land⸗ 
ſchaft bei der Abſchätzung und der e e 
tigung gegen dieſelbe entnommen werden könnte und be⸗ 
ruhigt vollkommen wan der Fortdauer der einmal ge⸗ 
währten Sicherheit. Kann dieſer Verſicherung noch die 
Garantie der Landſchaft für jedweden etwaigen unvor⸗ 
hergeſehenen Ausfall am Kapital oder Zinſen hinzuge⸗ 
fügt werden, wie es bei allen ſeither etablirten landſchaftl. 
Kredit⸗Reglements der Fall, ſo erweist ſich die propo⸗ 
nirte Angabe des Werthes des bepfandbrieften Gutes 
im Pfandbriefe um ſo mehr als völlig überflüſſig, als bei der 
ſolchergeſtalt erfolgenden Ausdehnung des eigentlichen 
und unmittelbaren Kredit⸗Objectes die Bedeutung dieſes 
iR unerheblich erſcheint. 

s genügt uns jedoch nicht einer beabſichtigten Neu⸗ 
erung in den beſtehenden Kredit⸗Reglements vorzubeu⸗ 
gen, wir wollen auch eine in demſelben beſtehende Vor⸗ 
bai zu beſeitigen ſuchen, die mit der vorgeſchlagenen 

euerung in der engſten Verbindung ſteht und den Flor 
der Kreditſyſteme nicht zu derjenigen Entfaltung gelangen 
läßt, deren ſie fähig ſind. Es iſt dies der Penn 
des Gutes in dem Pfandbriefe, welches für die 
Pfandbriefsſumme ſpeciell verpfändet iſt. Die vom Herrn 
Jagetzow bevorwortete Neuerung ſetzt dieſen Vermerk 
voraus, läßt ihn alſo fort beſtehn. Wir müſſen uns 
entſchieden gegen die Fortdauer dieſer Operation erklaren. 
Es ift faſt unglaublich, wie die Läſtigkeit dieſer Maßre⸗ 
gel für den Grundbeſitzer und das Kredit⸗Inſtitut einer 
Seits und nicht minder der Pfandbrief⸗Inhaber andrer 
Seits noch nicht hat zur Beſeitigung derſelben führen 
können. Der Grundbeſitzer, der einen auf fein Grund⸗ 
ſtück intabulirten Pfandbrief ablöſen will, muß denſelben 
durch öffentliches Aufgebot herbeiſchaffen laſſen, der ver⸗ 
looſte ‚Pandbeief, deſſen Betrag eingezahlt iſt, erfordert 
Behufs ſeiner Löſchung im Hppothenbuche ein gleiches 
Verfahren, die Aufgebote ſetzen das Kredit⸗Inſtitut, durch 
welches ſie dere werden müſſen in Bewegung, der 
Pfandbrief⸗Inhaber, der ſolches 7 in den preußi⸗ 
ſchen Zeitungen nicht lieſt und die Einlieferung des auf⸗ 
. fandbriefes unterläßt, verliert die Zinſen. 

s iſt unglaublich, ſagen wir, wie dieſe Uebelſtände noch 
nicht haben zur Einſicht führen können, daß mancher 
Kapitaliſt die Anlegung feiner Kapitalien in Pfandbrie⸗ 
fen lieber unterläßt, als einer fortgeſetzten Aufmerklam⸗ 
keit auf den Inhalt der preußiſchen Zeitungen und dem 


eventuellen Zinsverluſte ſich zu unterziehen, ſowie, daß 


die Grundbeſitzer dadurch in der Dispoſitions⸗Befugniß 
über ihr Eigenthum auf das Empfindlichſte beſchränkt 
werden. Wir proponiren Aenderung der Statuten in 
folgender Weiſe: Eintragung der Pfandbriefſuuume auf 
jedes Gut, nicht nach ſpeziellbezeichneten Pfandbriefen, 
ſondern im Fall Verpfändung des Gutes für das Pfand⸗ 
briefskapital an den Kredit⸗Verein und von dieſer Aus⸗ 
fertigung der Pfandbriefe nach den verſchiedenen Apoints, 
unter bloßer Bezugnahme auf das Blatt des Lagerbu⸗ 
ches, wo das betreffende Gut eingetragen und die Ver⸗ 
pfändung deſſelben für das Pfandbrief⸗Kapital vermerkt 
iſt, ohne jedoch in dem ndbrieſe die Verpfändung 
des vetreffenden Gutes für denſelben vorzunehmen. Der 

bewährt ſich nach beiden Seiten hin, welche 


1 
bei Beträchtung jedes Kredit⸗Inſtitutes in Erwägung 


gezogen werden müſſen, nach der Seite des Kreditors 
wie des Debitors. Der Ausfertigung des Pfandbriefes 
geht die Verpfändung des Gutes für die Pfandbriefs⸗ 
ſumme an das Kredit⸗Inſtitut voraus, und nur auf 
Grund dieſer und mit Bezug auf dieſe, ſowie nach der 
Höhe dieſer wird der Pfanbbrief ausgefertigt. Dem 
Pfandbriefe wohnt demnach in Wahrheit eine Special: 
Hypothek bei, das Kredit⸗Inſtitut hat im ſchlimmſten 
Falle die rechtliche Verbindlichkeit, das von ihm für 
den Pfandbrief erworbene hypothekariſche Recht dem 
Pfandbrief⸗Inhaber abzutreten, weil das Inſtitut nur 
im Auftrage des Verpfänders als Vermittler zwiſchen 
ihm und dem Kreditor handelt; die hypothekariſchen 
echte des Kreditors werden alſo durch den Vorſchlag 
icht im Geringſten alterirt. Die geſetzliche Anord⸗ 
nung des redit⸗Inſtitutes und die fortgefegte Aufſicht 
des Staates bei allen Operationen 
dem Kreditor eine vollkommene Gewähr dafür, daß die 
aus der Verpfändung hervorgegangenen Rechte auf das 
Strengſte von dem Kredit⸗ 0 für ihn gewahrt 
bleiben, wenn auch der bis dahin unmittelbar beſtan⸗ 
dene reale Nexus zwiſchen ihm und dem betreffenden 
Gute durch Unterläffung des Vermerkes der Verpfäu⸗ 
dung in dem Pfandbriefe ſelbſt gehoben worden. Es 
iſt hiergegen der Einwand aufgeſtellt, daß die Ausfüh⸗ 
rung des Vorſchlages den Pfandbriefen die Bedeutung 
nimmt, die ihre Bezeichnung andeutet, daß ſie zu blo⸗ 
ßen Schuldſcheinen des Kredit⸗Inſtitutes herabſinken, de⸗ 
ten Garantie nur noch in der gewiſſenhaften Befolgung 
der Statuten zu finden ſei. Die in dem Obigen de⸗ 
zeichnete Brücke zwiſchen dem Pfandbriefe und dem ver⸗ 
andeten Gute zeigt aber die Ierthümlichkeit dieſes 
inwandes klar nach. Geht mit dieſer aßregel die 
ufhebung jedweder Auslooſung der Pfandbriefe auch 
behufs deren Amortiſation, ſo wie die Unkündbarkeit 
derſelben Hand in Hand, ſo iſt damit ein bedeutender 
ortſchritt zur allgemeinen Annehmbarkeit der Pfand⸗ 
briefe auch außerhalb der Grenzen unſeres Staates ge⸗ 
than. Aber 1 Ha der Seite des Debitors hin iſt 
die proponirte Maßregel von der erheblichſten Bedeu⸗ 
tung. Wenn für ihn, ſo wie für das Kredit⸗Inſtitut 
auch in dem Rechtsnexus nichts geändert wird, für 
dieſe es vielmehr ganz gleichgültig erſcheint, ob die ſtatt⸗ 
efundene Verpfändung auch noch in dem Pfandbriefe 
a wird oder nicht, ſo iſt dem Debitor durch den 
orſchlag doch die Gelegenheit gegeben, feine Pfand⸗ 
briefsſchüld ohne Beibringung des bisher fpeziell auf 
ſeinem Grundſtücke eingetragenen Pfandbriefes beliebig 
und ſeinem Intereſſe gemäß zu ändern und ganz zu 
beſeitigen. Will er tilgen, ſo 805 er dem Kredit⸗In⸗ 
ſtitute die beliebige Summe in Pfändbriefen bei, dieſes 
ſchreibt diefe in ſeinem Lagerbuche ab und läßt, wenn 
es der Debitor aue ein Gleiches auch im Hypo: 
thekenduche thun. Kein Aufgebot, kein Umtauſch der 
von ihm erworbenen Pfandbriefe mit den bis dahin 
ſpeziell auf feinem Grundſtücke eingetragenen Pfandbrie⸗ 
en 17 0 0 mehr feine Difpofition, Er hat völlige 
eiheit wie in der Umwandlung feines Gutswerthes in 
fandbriefe, fo in der Ablöſung derſelben. — Dieſe ber 
deutenden Vort eile für den Flor der Sache ſelbſt, wie 
für alle dabei Betheiligten werden, fo hoffen wir, der 
proponirten Maßregel bei allen Einſichtsvollen das Wort 
ſptechen und deren baldige Realiſirung bewirken. 
In einem folgenden Artikel werden wir die Um⸗ 
wandlung der Pfandbriefe in Rentebriefe, die dem 
Pfandbriefe beigelegte Natur des Geldes und mehrere 
andere bei der Diskuſſſon der Umänderung und Ver⸗ 
erung der landſchaftlichen Kredit⸗Reglements erheb⸗ 
liche Punkte zur Erörterung ſtellen. 


Inland. 

Berlin, 2. Juni, Se. Majeſtät der König haben Al: 
lergnädigſt geruht: Dem großherzoglich mecklendurg⸗ſchwe⸗ 
tinſchen geheimen Poſtrath, von g er, den rothen 
Adlerorden dritter Klaſſe; dem Oberſten a. D. von Braſe, 
dem Oberſt⸗ Lieutenant a. D. Heim, dem Prediger Ge⸗ 
ricke zu Käthen, im Regierungsbezirk Magdeburg, und 
dem katholiſchen Pfarrer Konſtantin Leſinski zu 
Luſchwie, im Kreiſe Frauſtadt, den rothen Adlerorden 
vierter Klaſſe zu verleihen; dem Militair⸗Ober⸗Prediger 
des Iten Armee⸗Corps, Dr. Schickedanz in Mün⸗ 
fee, den Charakter eines Konſiſtoral⸗Raths beizulegen; 
und dem Haupt⸗Steueramts⸗Rendanten Schubert in 
Magdeburg den Dienſt⸗ Charakter als Rechnungs⸗Rath 
zu verleihen. — Der bisherige Privatdozent, Dr. 
Hankel in Halle, ift zum außerordentlichen Profeflor 
in der philoſophiſchen Fakultät der dortigen Univerſität 
ernannt, und dem Püchter der Oekonomie zu Pforta, 
Jaeger, der Charakter eines königlichen Ober⸗Amt⸗ 
manns beigelegt worden. it 

Abgereiſt: Ihre Durchlauchten die Prinzen Ch ri⸗ 


ſtian und Nicolaus zu Schleswig⸗Holſtein⸗ 


eſſelben geben 
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außer 


den, ©: des Königs und 


pbitaniſche außer⸗ 
gte Miniſter am 


te t 
nd, nach Neu⸗ 


bieſigen Hofe, Graf 
Strelitz. 


von I 
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(Aug. Pe. 8.) Die e r Allg. Zeitg. weiſt 
in Nr. 143 die Meinung ad, 0 


eutſchland auch nur 


zu werfen,” 
leſen wäre, ſo würden wir es als die überflüſſige Re⸗ 
densart eines Korreſpondenten betrachten, der einen Satz 
weiter ſchreiben wollte und vergaß, daß, abgeſehen von 
allem und jedem Anderen, die Urſachen die Unruhen 
ja längſt vor dem Landtage vorhanden waren, alſo mit 
demſelben vernünftigerweiſe überhaupt in keine Bezie⸗ 
hung geſetzt werden können. Da dieſe Phraſe aber 


ausdrücklich als Anſicht der Redaktion der Augsb. Allg. 3 


Zig. ſich geltend macht, fo müſſen wir nach dem Grunde 
fragen, warum diefelbe geſchrieben wurde, und können 
feinen andern finden, als daß es ſich der Augsb. Allg. 
Ztg. darum handelte, etwas zu verhüllen, was ſie direkt 
nicht ſagen wollte, nämlich daß die Ausbrüche in Preu⸗ 
ßen am furchtbarſten geweſen feien. Wenn die Augsb. 
Allg. Ztg. aber die kurze Aufregung in Berlin und an 
anderen Orten für etwas Furchtbares halten will, ſo 
wollen wir ihr ihren Maßſtad für ihre Ausdrücke gern 
laſſen; wir finden in dieſen Worten nur den Schlüffel 
zu einer höchſt auffallenden Erſcheinung, die wir ſchon 
feit einigen Wochen beobachteten: nämlich, daß die Augsb. 
Allg. 31g., welche ſonſt häufig die wichtigſten preußi⸗ 
ſchen Ereigniſſe ignorirt oder verkleinert, feit Wochen 
mit der größten Emſigkeit auch die kleinſte Bewegung 
der unterſten Volksklafſen wegen der Theurungszuſtände 
in Preußen zu veröffentlichen bemüht war. Wir möch⸗ 
ten die Redaktion fragen, weshalb fie dieſe emſige Boll 
ſtändigkeit zu erreichen ſuchte, und wie der Superlativ 
heißen würde, mit welchem fie z. B. die gallziſchen Un: 
ruhen, welche ſie ſo richtig und beſonnen behandelt hat, 
bezeichnen müßte, wenn die Theurungs⸗Exzeſſe in Preu⸗ 
ßen ſchon zu „den furchtbareren Ausbrüchen“ gehören! 

Z. Serlin, 1. Juni. Die Köln. Ztg. knüpft in 
einer ihter letzten Nummern an die jetzt erfolgte Bu: 
rülckziehung des von der Drei⸗Stände⸗Kurie nicht ange⸗ 
nommenen Geſetz⸗Entwurfs über die bäuerlichen Erb⸗ 
theitungen die zuverſichtilche Vermuthung: daß die Staats⸗ 
Regierung geſonnen fel, allen ſtä diſchen Maforitätsvotis 
auch in Betreff der Petitionen ihre Beiſtimmung nicht 
zu berſagen. Unſerer Meinung nach iſt dieſe Annahme 
etwas voreilig, indem es wohl ſtets auf die Natur der 
zu entſcheidenden Fragen ankommen wird, ob der König 
es mit allen Rückſichten des Staatswohles vereinbar 
finden kann, den ſtändiſchen Wünſchen nachzugeben. 
Was ſpeziell die vorliegende Frage betrifft, fo ſcheint 
uns der ſehr einfache und aus der Sache ſelbſt ſich er: 
gebende Grund für die Zurückziehung des Geſetzes darin 
zu liegen, daß die Herren ⸗Kurſe nicht veranlaßt werden 
ſollte, dem Bauernſtande ein Geſetz aufdringen zu helfen, 
welches die Vertreter dieſes Standes für nicht zweck⸗ 
mäßig und nicht erforderlich erklart hatten. Daſſelbe 
Motiv lag allem Anſchein nach auch dem Votum der 
Riterſchaft und der Städte del dieſer Verhandlung mit 
zum Grunde. Beide mußten gerechtes Bedenken tragen, 
durch ihre Stimmenmehrheit dem Bauernſtande ein 
reines Partikulargeſetz aufzuzwingen, welches dleſer mit 
aller Entſchledenheit von ſich wies. Auch die Regierung 
endlich konnte keineswegs die Abſicht haben, das betreſ⸗ 
fende Geſetz um jeden Preis durchzuſetzen. Sie legte 
daſſelbe den Ständen doch ohne Zweifel aus keinem 
anderen Grunde vor, als um die Meinung der Stände 
darüber zu vernehmen. Am beachtenswertheſten mußte 
ihr hierbel immer die Meinung des Bauernſtandes ſeldſt 
ſein, zumal ſie gewiß im Voraus darauf gefaßt war, 


daß dle beiden anderen Stände bei einem reinen bäuer⸗ 


lichen Partikulargeſez keinen dem bäuerlichen Votum 
entgegentaufenden Majoritätsbeſchluß faſſen würden; und 


welche Beachtung fie thatſächlich dem Votum des Bauern⸗ 
ſtandes geſchenkt habe, das leuchtet am beſten daraus 
ein, daß jetzt der ganze Geſetz⸗Entwutf, ohne das zwelte 


Berothungsſtadlum durchgemacht zu haben, zurückgezo⸗ 


gen worden iſt. — In der Sonnabend» Sitzung der 


Drei⸗Stände⸗Kurie find die Petitionen wegen der Nicht: 
üderelnſtimmung der Geſetzgedung vom 3. Februar mit 
den früheren Geſetzen zur Verhandlung gekommen. 

Das neueſte Poſtamtsblatt meldet, daß der frü⸗ 


her erwähnte Gauner, welcher als Poſtſekretär Kühn 
von Ort zu Dit N ch in 


weißt und die Kaſſen ſchröpft, auch 


die von der Ver⸗ 


Pyrit und Neudamm geweſen, dann aber in Küſtrin 
verſchwunden if. In Pilgramsdorf in Schleſien iR 
eine neue Poſtexpeditlon errichtet und dieſe dem Poſtamt 
in Liegnitz untergeordnet worden. Im vorigen Jahre 
baben 16 Poſtillone im preußifchen Poſtgebiet Ehren⸗ 
Trompeten erhalten, darunter Matusz Harendzlak in 
Inowraclaw, J. C. Büttner in Poſen, E. Fiſcher in 


Kathol.⸗Hammer, J. F. W. Hanke in Trebni und 
auch ein Berliner C. Dieter. A 
De 


t ſ cha 


Tage (dem 
Jahrestage der Verfaſſungsurkunde) ſeſtzuſetzen getuht. 


in den unterſten Organen mittelſt Aufſtellung von 
ſondern Behörden (Land⸗ und r welchen 
zeigewalt zug“ 


5 sfle 
erufungen von den Stadl 


richte; als elgentliche Unterſuchungstichter die 
zeichneten Mitglieder des Bech a it 
Leſtung der Unterſuchung führt und die Anklage erke 


15 eine pr 600,000, der 3 


von 300,000 Scha 60 5 te 
Ankunft nicht verfehlen 


ren bald zu erwartende 
(Baier. Bl.) 


die Preiſe herabzudrücken. 


Oeſerrei ch. 

Wien, 29, Mal. Die Großfürſtin Helen 
welche am 19ten d. M. von Warſchau hierher zurück 
gekehrt war und im Gaſthofe „zum Eczherzog Kart 
eln Appartement von 40 Gemächern bezog, 15 berelts 
nach dem Badeort Gleichenderg in Stelermark abgerelf, 
wo der Gouverneur Graf Wickenburg feine Villa ui 
Empfang des erlauchten Gaſtes auf das Prächtigſte t 
herſtellen laſſen, und wie verlautet, ſoll Ihte Taft 
die Kalſerin von Defterreih im Laufe der Salſon der 
Großfürſtin in Gleichenderg einen kurzen Beſuch abftat? 
ten. Die Großfürſtin Helene hat einen jungen Malt 
Namens Zichy, einen Jüngling von 19 Jahren, n 
ins Bad genommen, um die Großfürſtin Katharina, die 
eine große Vorliebe für Malerei degt und deren ver 
hier Profeffor Waldmüller geweſen, in ſeiner 80 
unterrichten. Der junge Künftler 2 # Ba us 
Honorar und freie Station. — Der IF 15 un 
von Croatien, General: Major Grof 3 Y 5 75 
feiner Vorliebe füt den Magparlemus, 110 15 W 
iſt nun zum Oberſthofmeiſter des 121 Pier erdinand 
Eſte ernannt worden, welcher fi Dei . J. mil 
der Erzherzogin Ellſabeth, Tochter erſtordenen P. 
latinus von Ungatn, vermählen wn — Großes Auf 
ſehen erregt die plötzliche gefüngliche Einziehung bes 

a⸗Troſt dahter durch die ge ' 

Pfarrers von Mari 38 * 9 
Gerichtsbarkeit, ohne daß eins Beſtlramtes über dle Ber 
laſſung dazu bekannt wäre. Die ſä chſ. Regierun dae 
unter allen übrigen deutſchen Regterungen bet der k.k. 
Staats⸗Kanzlel am lebhafteſten über das aud gehe N 
verbot beklagt, das en der letzten Zeit von Seite DENKE 
reichs erloſſen wurde und von daleriſcher Seite 19 0 
Repreſſallen gegen Tyrol und Vorarlberg hervorgerufen 
hat, die am genannten Okt ſehr unangenehm emen 
den werden dürften. In der fächſiſchen Note Toll 
eine Stelle befinden, wo auf die vielfachen 
ſichtigungen Öfterreichifcher Wünſche in Bette 
nern Landes⸗Angelegendetten, 1 05 wegen ben 
die Tagespreſſe beobachteten Verfahren deutlſt 
hingewieſen und der gebührende Lohn verlangt 


Prag, 23. Mal. Im Bunzlouer Kcelſe kommen 
b x 32 85 Brände vor, daß man geſonnen iſt, 
ft. das Standrecht zu verkünden. — Am 27. Mal 
Bird die Landtagsverſammlung wegen Berothung des 
en Votums über die allerhöchſten königl. Poſtu⸗ 
late ſtattfinden. 
Ans Tyrol, im Mai. 


(A. Zig.) 

Schon wieder haben 

ſee ein Stück jener Landesglorie begraben, die aus der 
wig denkwürdigen Periode von 1809 herſtammt und 
don welcher jetzt ſaſt alljährlich ein Strahl erliſcht. 
Biedermann Angerer aus Völders, insgemein 

der Wieſeler genannt, iſt in dem Dorfe Wattens, wo 
ir die ihm vom Staate bewilligte Penſion in Ruhe 
noß, geſtorben. Angerer war 68 Jahre alt und ein 
t tiger Greis, der noch immer als Landesſchützenhaupt⸗ 
kann die kampffähige Jugend Dettenbergs anführte. 
er war einer der Vertrauten des Andreas Hofer 
And einer der entſchloſſenſten Bi der tyroliſchen 
Mfurgenten, weshalb die baieriſche Regierung, die an 
8 hörigen eine unedle Rache nahm, auch auf 
en Koßf einen Preis von 500 Fl. ausgelobt hatte. 
1813, angeregt von dem Erfolg der deutſchen 
Sache, das Volk in den Alpen ſich abermals erhob, 
dar Angerer einer von den Deputirten, die nach Frank⸗ 
ürt am Main geſchickt wurden, um den Kaiſer 
Tanz zu bitten, wieder tyroler Sr zu werden. 
ein viejähriger Genoſſe, der bekannte Landesſchützen⸗ 
joe Straub in Hall hat die militäriſche Feier des 
chenbegängniſſes kommandirt und ſeinem vorangegan⸗ 
men Waffenbruder die letzte Hand voll Erde nachge⸗ 
fen. — Die verhängnißvolle Waldfrage hat eine 
Minder ſchroffe Erledigung gefunden, als dies nach den 
* Schritten 5 Behörden erwartet 


erden durfte und es hat die Weisheit der Regierung 

Ausweg aus dem Wirrſaal gefunden, in das die 
Anſprüche der Finanzverwaltung das Land geſtürzt hatte; 
e die politiſchen Behörden ſich des Landes mit 
rkennenswerther Wärme annehmen, beharrten die 
mmunalſtellen auf ihren Forderungen und die Ent⸗ 
eidung des Monarchen iſi als ein glänzender Sieg 
b Hofkanzlei über die Hofkammer zu betrachten. — 
er k. k. Oberingenieur Fillunger A den Auftrag 
echalten, die Linie von Verona nach Innsbruck behufs 
Si Eiſenbahnanlage in Vermeſſung N nehmen, wor⸗ 
15 man ſchließen muß, daß die Regierung einmal 


rnſt machen will mit der Ausführung der Eiſenſtraße, 
ie Venedig mit Süddeutſchland und dem Rhein vers 
binden fol. Filunger iſt einer der geſchickteſten Inge: 
Meurs der Staatseiſenbahnen, der ſich im Verlaufe 
eniger Jahre vom Feuerwerker des k. k. Bombardier⸗ 


Fa m Sberingeni { 
»» 
Comllat iſt die große Mehrheit der griechiſch w 


un Gemeinde zur Union übergetreten. Der Grund⸗ 
bert aber, welcher der nicht unirten Kirche ann 
an die Gemeindekirche als das von feinen Vor⸗ 
en geerbte Eigenthum, worüber es zu Exceſſen kam, 
in welchen die unirte Mehrheit die Kirche gewaltſam 
Ickupirte. Das Comitat ſprach zwar das Eigenthums⸗ 
dicht der Kirche der Mehrdeit der Gemeinde zu, ordnete 
* wegen der verübten Exceſſe eine Unterſuchung an. 
le ganze Angelegenheit iſt bereits ay den König ges 
kacht worden. — Der Typhus herrſcht hier wieder in 
enklichem Grade, und es find ihm auch mehr aus: 
Heleichnete Aerzte als Opfer ihrer Praxis gefallen. — 
Den hieſigen Fruchthändlern iſt es gelungen, die Ge⸗ 
depreſſe wieder hinaufzutreiben. Namentlich ift Gerſte 
um 3 Gulden per Mitzen geſtlegen. — In Cſatar, 
im Biparer Comitat, find 70 Häufer, 2 Klrchen 
d 2 Paräfte, in Rlesdorf, im Zipfer Comitat, 
0 Häufer und viele Vorräthe ein Raub der Flam⸗ 
en geworden. — Die Einnahmen des ungariſchen 
‚National = Theaters betrugen im verfloſſenen Jahre 
„434 Gulden, dagegen die Ausgaben 116.071 Gul⸗ 
„ worunter 3939 Gulden an Dramendichter. 


5 Groß brit an nien. 
London, 28. Mai. Beide Häufer des Parlaments 
ae heute idre Sitzungen wieder begonnen. In bei⸗ 
Un wurden Anfragen an die Minifter gerichtet in Be⸗ 
der portugieſiſchen Verhältniſſe. Lord Broug ham 
e im Oberhauſe an, ob die Regierung etwas 
wenden habe gegen ſeinen Wunſch auf Vorlegung 
us dem Vernehmen nach cxiſtirenden Aktenſtüͤckes, 
Konvention, oder eines Dokumentes in der Form 
R Konvention, zwiſchen England, Frankreſch und 
en, welche ſich auf eine Intervention in 
em Streite zwiſchen der Krone don Portu⸗ 


DR dem portugiefifhen Volke beziehe? Der 
a 


u 


is von Lansdowne verſprach die Antwort auf 


u 
25 
& r. Hume, der dle Sache zur Sprache brachte. 
6 bei Lord John Ruſſell an, ob die Regie 


e zum nächſten Montag. Im Unterhauſe war 


in A die Vorlegung der den brlelſchen Agenten 
babe gal erthellten Inſtruktionen etwas einzuwenden 
nes Letzterer erklärte, daß er für jetzt die Vorlegung 
red jeden auf die portugiefifhen Verhältniſſe bezügll: 
diefe verw müffe, feiner Zeit aber alle 
9 1 dem Hauſe vorzulegen bereit ſei. Hr. 

meinte nun, dann dürfte es zu fpät und das 


ws 


135 


Unheil ſchon geſchehen fein, er werde daher ſelne Frage 
am Montag wiederholen und hoffe auf elne genügende 
Antwort⸗ Zugleich fragte er bei dem Miniſter der aus⸗ 
wättigen Angelegenheiten an, ob es wahr fei, daß Oberſt 
Wolde inſtruirt ſei, Zwangsmaßregeln anzuwenden, falls 
die Junta auf die vorgeſchlagenen Bedingungen nicht 
eingehe? Lord Palmerſton erwiderte darauf, es ſeien 
zwiſchen den Regierungen von Frankreich, Spanien, 
Großbritannien und Portugal Arrangements getrof⸗ 
ſen worden wegen Unterdrückung der Inſur⸗ 
rektion in dem letztgenannten Lande. Die Vorlegung 
der verlangten Dokumente würde natürlich den Fort⸗ 
ſchritt der Unterhandlungen hemmen, zur geeigneten 
Zeit werde er indeß nicht nur die Papiere vorlegen, 
ſondern auch die dem Haufe gewiß genügend erſcheinen⸗ 
den Gründe der Maßregeln mittheilen, welche die 
Reglerung ergriffen habe. Herr Hume erin⸗ 
nerte nun daran, daß er nur wiſſen wolle, ob 
Inſtruktionen zu Zwangs⸗Maßregeln ertheilt wor⸗ 
den ſeien. Lord Palmerſton ließ ſich aber auf die 
Sache nicht weiter ein, und Herr Hume erklärte dar⸗ 
auf noch einmal, die Sache am nächſten Montag von 
Meuem vorbringen zu wollen. Endlich erwiederte Lord 
Palmerſton auf die Anfrage Sir Robert Peel's, ob die 
in dieſer Angelegenheit getroffenen gemeinſchaftlichen 
Maßregeln auf dem Quadrupel⸗Allianz⸗Traktate beru⸗ 
hen oder von demſelben unabhängig ſeien? die von der 
britiſchen Regierung in diefer Sache befolgte Politik fei 
nicht die Folge jenes Traktates, außer nur in ſo fern, 
als die portugiefifche Reglerung ſich an England in ſei⸗ 
ner Qualität als Mit⸗Contrahent des Quadrupel⸗Ver⸗ 
trages gewandt habe; die gegenwärtigen Maßre⸗ 
geln aber feien die Folge einer neuen Ueber⸗ 
einkunft. 


Frankreich. 


* Paris, 29, Mai. Die geſtrige Hundeſteuer⸗ 
Sitzung der Deputirtenkammer endete, wie 
ſie begonnen, mit unendlichem Gelächter. Hr. Pa⸗ 
ros war der letzte Redner, welcher über den Vorſchlag 
im Allgemeinen ſprach. Er begann: „Wenn der 
Arme, damit er nicht ſeine Steuer zu zahlen braucht, 
genöthigt iſt, ſich ſeines Hundes zu entledigen, ſo wird 
er die Juliregierung anklagen, daß“ — —. Weir 
ter gedieh ſeine Rede nicht, denn das allgemeine Ge⸗ 
lächter machte ſie todt. Man ging nun zu den ein⸗ 
zelnen Artikeln über. Der Präſident trug das Amen⸗ 
dement des Hrn. Maurat⸗Ballange vor; es lautete: 
„Vom 1. Januar 1848 ab können die Maire's mit 
Beiſtimmung des Stadtraths anbefehlen, daß alle 
Hunde⸗Eigenthümer gehalten ſind, ein Halsband“ — 
(Ausbruch gewaltigen Gelächters, ſo daß weiter nichts 
zu verſtehen iſt). Hr. Maurat⸗Ballange und Hr. Vi: 
vien, der ebenfalls ein Amendement vorgeſchlagen, er⸗ 
griffen nacheinander das Wort, worauf man zur Ab⸗ 
ſtimmung über den erſten Artikel ſchritt. Zahl der Ab⸗ 
ſtimmenden 258. Gültige Mehrheit 130. Für den 
Artikel ſtimmten 129, dagegen ebenfalls 129. (Aber⸗ 
mals ſchallendes Gelächter.) Da der Artikel nicht die 
abſolute Mehrheit hatte, fiel er durch und damit 
das ganze Geſetz. Da nichts mehr an der Tages⸗ 
ordnung war, ſo ging die Verſammlung lachend aus⸗ 
einander. Der Sieg der Hunde in der Deputirten⸗ 
kammer iſt heute das alleinige Thema der Unterhaltung. 
Das Journal des Debats iſt über dieſen Sieg betrof⸗ 
fen und beklagt, daß in einem Augenblicke, wo der 
Staat ſo ſehr des Geldes bedarf und die Menſchen 
ſo viel beiſteuern müſſen, die Hunde auch noch ferner 
frei durchkommen ſollen. Man müſſe die Sache nicht 
ſo gering halten, denn die Steuer würde doch 2 bis 
3 Millionen eingebracht und einige außerordentliche 
Kredite erſpart haben. Wer übrigens kein Hundefreund 
iſt, kann bei der großen Menge Hunde, die hier gehal⸗ 


ten werden und die nicht ſelten unbequem und läſtig 


ſind, nur bedauern, daß die Steuer nicht durchge⸗ 


gangen iſt. — Auf der heutigen Börſe waren, obwohl 


aus London beſſere Notirungen gekommen waren, die 
Courſe ſchlechter als geſtern, die 5 pEt. ſchloſſen mit 
116%, die 3 pCt. mit 78 %% und die Nordbahnactien 
mit 605. Man ſagt, die Geldmänner hätten Furcht 
vor den Folgen der durch das bekannte Londoner Pro⸗ 
tokoll beſchloſſenen Intervention in Portugal. — Die 
Nachrichten aus Madrid reichen bis zum 24. (bis 
zum zweiten Pfingſttage). Man erwartete Abends 
um 8 Uhr die Königin aus Aranjuez 
nig aus dem Pardo. Man ſprach von vielen Abſetzun⸗ 
gen, welche in den nächſten Tagen bevorſtänden. Hier 
in Paris heißt es übrigens auch heute noch, daß die 
Königin Iſabella wirklich bei dem Papſt ihre Scheidung 
beantragt, aber abſchlägige Antwort erhalten habe. — 
Das Geſchwader unter dem Prinzen von Join⸗ 
ville hat am 25. Toulon verlaffen; man wußte nichts 


über feine Beſtimmung. — Das Journal des Debats 
enthält Briefe aus Algier, wonach der Marſchall 


Bugeaud am 17. von dem mächtigen Kabylenſtamm 
der Beni Abbés angegriffen wurde. Die Franzo⸗ 
fen hielten ſich im Lager, machten dort ihre Vorberei⸗ 


tungen und ſtürmten dann, als die Araber bereits Sie⸗ | fi 
ger zu ſein glaubten, hervor. Das Gefecht war hitzig; 


57 franzöſiſche Soldaten wurden getödtet oder verwun⸗ 


und den Kö⸗ 


Schuldarreſt erlaſſen, wird verſichert, 


pet und 3 Dörfer mit Waffen⸗ und Pulverfabriken 
niedergebrannt. Der Verluſt des Feindes war ſo groß, 
daß die Häuptlinge Abends kamen und um Frieden 
baten, der ihnen auch gewährt wurde. Nach dem Na⸗ 
tional war der Verluſt des Marſchalls viel größer, in⸗ 
dem der erſte verrätheriſche Ueberfall des Feindes bereits 
58 Mann koſtete, darunter 3 namentli aufgeführte 
— 1000 Bei hat Mittheilungen aus 
ger, in dem Riff, dem bisher if⸗ 
enthalte Abdel⸗Kaders ein le: pr 
Abdel⸗Kader zum Sultan ausgerufen wor 
den iſt. In der letzten Zeit waren verſchiedene Sen⸗ 
dungen von Waffen aus Gibraltar nach dem Riff 
gegangen, und felbft über Tanger und Tetuan verſuch⸗ 
ten es Engländer, darunter ein ehemaliger Conſu⸗ 
lats⸗Sekretär, zu dem Emir zu gelangen. — Aus 
Süd⸗Amerika ſind neue Nachrichten angekommen. 
Venezuela hat der Aufruhr mit Gefangennehmung 
und Erſchießen der drei Revolutionshäupter geendet. 
Die Preſſe vom 28ſten enthält Folgendes: Wir er⸗ 

halten heute das in London am 21. Mal vollzogene 
Protokoll der Konferenz der Repräſentanten von Eng⸗ 
land, Frankreich, gene und 410 al, wodurch als 
Anwendung der Beſtimmungen des Quadrupelvertrages 
folgende beide Punkte fegt verden: 1) Intetven⸗ 
tion der Seekräfte Englands, Sranfesichg und Spa: 
niens, 2) Intervention eines fpanifchen Armeekorps. 
Das Protokoll erwähnt, daß die Konferenz auf den An. 
trag des portugteſiſchen Geſandten ftattgefunden, daß 
dieſer Namens feiner Regierung angezeigt habe, wie die 
inſurrectlonelle Junta von Oporto die durch den Ober: 
fen Wylde gemachten Vermittelungsvorſchlage zurüc 
iefen habe und die Königin daher in Gemäß heit 
Vertrages vom 22. April 1834 die bewaffnete Hülfe 
der drel anderen Mächte in Anſpruch nehme. Der 
engliſche Bepoamächtigte beſtätigt, daß die Junta von 
Oporto alle Vermittelungsvorſchläge zurück ewieſen habe. 
Die Bevollmächttaten Englands, Frankreichs und Spa⸗ 
niens, von dem Wunſche beſeelt, dem 8 egerkcie⸗ e in 
Portugal ein Ende zu machen und eben 0 die Erhal⸗ 
tung der Würde und des konſtitutlonellen Rechtes des 
Thrones, als der Freiheiten der Bevölkerung wollend. 
glauben, daß die Vermittelungsvorſchläge der Königin 
dieſem Zwecke entſprochen und daß nach deren Zurück⸗ 
B. e Grund zu einer Interdention vorhanden ſei. 

er pottugleſiſche Bevollmächtigte dringt vorzüglich auf 
ſchnelles Einſchteſten, um dem fernern Blutbergießen 
und den andern Kalamitäten des Bürgerkrieges Einhalt 
zu thun. Die Konferenz beſchlleßt alfe, daß die von der 
Königin von Portugal geforderte bewaffnete Hülfe aus 
enblick ich eintreten Pr Die in den portuglefifchen 
Gewäſſern ftationirten franzöſiſchen, englisch und 62 — 
ae Schiffe werden daher ſogleich in dieſem Sinne 
handelnd einſchreiten und ein ſpaniſches Kemeekorpt for 
gleich in Portugal einrücken, um gemeinſchaftlich mit 
den Truppen der Königin gegen die Inſurgenten zu 
operiren. Zwei, Monat nach ihrem Einmarſch, oder 
fodald fie (früher) den Zweck ihrer Miſſton erreicht ha⸗ 
ben, müſſen die fpanifhen Truppen das portug efifche 
Gebiet wieder räumen. Unterzeichnet haben: Kapier v. 
Iſtutitz, Graf Jarnac, Viscount Palmerſton, Jorre 
Moncorvo. | 


Portugal. 

Oporto, 20. Mat. Die Junta hat die ofſizie 
Nachricht erhalten, daß ſich nicht blos Madelra, ſondert 
fämmtliche azoriſche Inſeln zu ihren Gunſten erklärt 
haben. — Heute findet in Regoa ein Krlegsrath ſtatt, 
um den gegen Cazal beabſichtigten Angriff zu verabre⸗ 
den. — Hinter dieſer Privat⸗Kotreſpondenz der Times 
folgt unmittelbar folgender von dem "Geheım = Sekretär 
Dom Miguels an die Times gerichteter Brief: „Ob der 
von Ihrem Korreſpondenten in Oporto gegebene Be⸗ 
richt, daß Dom Miguel in irgend einer engliſchen Pacht 
nach Portugal gebracht worden, eine Erfindung der 
Denna Matla'ſchen Partei if, um dle Verhältniſſe mei⸗ 
nes Vaterlandes noch mehr zu verwirren, kann ich für 
meinen Theil nicht nachweiſen. Ich muß Ihnen jedoch 
mittheilen, daß ſich Dom Miguel in London befindet und 
feit den letzten vier Monaten auch nicht einen Tag von 
hier abweſend geweſen iſt ꝛc. London, 26, Mal. (ger) 
A. R. Saraiva.“ 


N Atalien 


Nom, 22. Mat. In einem Zirkular, welches der 
Kardinal = Staats ſektetär Gizzi dieſer Tage Über den 
daß Se. Heiligkeit 
felt längerer Zeit mit dem Plane einer Reform der 
Handelsgeſetzgebung ſich beſchäftigt. — Laut Berich⸗ 
ten aus Neapel vom 18. d. war die Königin Marie 
Chriſtine von Spanien an diefem Tage dort eingettof⸗ 
fen und hatte mit ihrem Gemahl den königl. Palaſt 
Chiatamone bezogen. Man glaubte, daß ihr Aufent⸗ 
halt nur auf zehn Tage ſich erſtrecken würde. — P. 
Venanzio aus Turin wurde zum General und P. Felice 
von Lipact zum Generalprokurator der Kapuziner er⸗ 
wählt. Unter den am Tage vorher erwählten ſechs De⸗ 
finitoren befindet ſich der geehrte Provinzial P. Johann 
Marla von Regensburg. — In der Nacht vom 21, 
auf den 22, iſt Kardinal Micara, Dekan des heiligen 


Kollegiums, geftorben. — Der Papft hat am 22. vier 
Juden das heilige Sakrament der Tauſe ertheilt. 
AGugsb. Poſtztg.) 


Eokaleo und Provinzieltes. 


Breslauer Pferderennen am 1. Juni. 
Rennen um den Staatspreis von 500 Rthlr. 
Pferde im preuß. Staat geboren, im Beſitz von Ver⸗ 
eins: Mitgliedern. 2 Frdr. Reugeld. Der Sieger zahlt 
an das zweite Pferd 60 Rthlr. Gold. 1000 Ruthen, 
doppelter Sieg. Zjährige Pferde 114 Pfd., Ajährige 
131. Pfd., Sjährige 139 Pfd., ältere Pferde 143 Pfd., 

Stuten 3 Pfd., Halbdlut 5 Pfd. erlaubt. 

Koͤnigl. Haupt⸗Geſtät Graditz — Telamon, br. H. v. 
Pilgarit a. d. Fanny Gray, 119 Pfd., geritten 
von Metcalf. 1. 

Hr. v. Elsner — P. Halſton, F.⸗H. v. Halſton a. 

d. 9. Clara, 142 Pfd. 2. 

Hr. v. Heydebrandt — Rival, F.⸗H. v. Slane a. 
d. Hoax, 139 Pfd. 3. 

Sr. Durchlgucht des Prinzen Peter Biron v. Cur⸗ 
land — Dſchingiskhan, br. H. v. Acteon a. d. 
Biud Goldfinch, 143 Pfd. 4. 

Graf Renard — Comartel, F.⸗St. v. Colonel a. d. 
Martha, 128 Pfd. 0. 

Des königl. Friedr.⸗Wilh.⸗Geſtüt — Roſclut, F.⸗H., 
des Amtsrath Heller — Godolfin, dr. H., wurden 
zurückgezogen. 

Erſter Lauf. Abreiten gut. Dfchingisthan über: 
nimmt Anfangs die Führung, tritt dieſelbe aber bald 
an Halſton ab, von welchem ſie auf Telamon üdergeht; 
auf der letzten Seite im zweiten Umlauf kommt zwar 
Halſton wieder vor, wird aber von Telamon um eine 
Länge geſchlagen. 4 Min. 48% Sek. Comartel hatte 
das Rennen dereits auf der zweiten Seite aufgegeben. 

Zweiter Lauf. Abteiten und Zuſammenhalten der 
Pferde ſehr gut. Bis zur dritten Seite im zweiten 
Umlauf wechſelt die Führung zwiſchen Halſton und Te⸗ 
lamon, ſodann geht Oſchingiskhan heran, auf der letz⸗ 
ten Seite vorbet und ſchlägt Telamon um eine halbe 
Kopflänge. 5 Min. 5. Sek. 

Dritter Lauf. Zwelmaliges Abreiten. Telamon 
übernimmt, dicht gefolgt von Halſten, die Führung; 
beim zweiten Umlauf gebt jedoch Oſchingiskhan Dal⸗ 
fon vorbei und giebt Letzterer das Rennen au auf 
der letzten Seite harter Kampf zwiſchen Zelam: und 
Dſchingiskhan, der ſich um eine Länge zu Gunſten des 
erſteren entſcheidet. 4 Min. 38%, Sek. 

k Zucht ⸗ Rennen 

Staatspreis 300 Rihlr. 5 Frdr. Einſatz, ganz Reu⸗ 

geld. 800 Ruthen. Hengſte 114 Pfd., Stuten und 

Wallachen 111 Pfd. Der Sieger zahit dem zweiten 

Pferde 60 Rthlr. Gold. Anmeldungen: Ende 1843. 

(20 Unterſcheiften, 8 Stuten güſt oder verfohlt.) 
Graf Pork von Wartendurg — Fleetfoot, br. St. 

v. Sheet⸗Anchor a. d. Velocipede, ger. v. James 

Newmann. 1. 

Hr. Amtstath Heller — Cäſar, br. H. v. Malek 
a, d. Lady Charlotte. 2. 

Graf Sierstorpff — Lady Stockport, br. St. v. 

Stockport a. d. Anna. 3. 

Des Amtsrath Heller dr. H. Telegraph, deſſelben 
F. St. v. Malek, des Grafen Henckel — Mamſell 
Kipp, br. St., Whatſtone, dr. H. v. Bay Middleton, 
des Hrn. Miketta — Sunday, F.⸗H., zahlten Reugeld. 

Abreiten und Zuſammenhalten der Pferde unter Füh⸗ 
zung von Fleetfoot vortrefflich. Auf der Hälfte des 
zweiten Umlaufs geht Fleetfoot entſchiedener voran und 
ſiegte leicht um * Längen in 3 Min 48%, Sek. 

: t 


a ch. . 
Jockeps reiten. 750 Ruthen. 50 Frd'c. Einfag, 
25 Feder. Reugeld. 

Graf Gaſchin — P. Glaucus, F. H. 126 Pfd. (ge: 
ritten von Chilcott.) 

Graf Henckel — Camerine, br. St. d. Fergus a. d. 
Tritonia, 112 Pfd. 

Die Pferde wechſelten Anfangs mehrere Male bie 

Plätze, während des zweiten Umlau fs behält jedoch Glau⸗ 

cus die Spitze und fiege leicht um eine Länge. 3 M. 


48% Sek. 
ho Mat ch. 


Jockeys reiten. 1000 Ruthen. 142 Pfd. Gewicht. 
50 Fedr. Einſatz, 25 Fedr. Reugeld. 
Baron Willamowitz⸗Möllendorf — Anpile, br. 
Hengſt v. Ganges a. d. Almira (geritten von 
Braſt.) 
Dr, v. Hepdebrandt — Spine v. Neumarket a, d. 
Alͤleldora. 
Anville übernimmt von Hauſe aus die Führung in 
— ale ſcharſen Gangart und behält N Fu 
— Spine um mehrere Längen ſchlagend. n. 
596% Sie. b gen ſchlag 
Rennen um den Staatspreis von 
d 700 Rıpir. 
Staatspreis von 700 Mepir, für das erſte, 100 Mir. 
für das zweite Pferd, Zſährige Pferde im preußiſchen 
Staate geboren, im Beſie von Vereins- Mitgliedern. 
Reugeld 2 Frdr. 1000 Ruthen. Hengſte 114 Pfd. 


—— 
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Stuten 3 Pfb., Halbblut 5 Pfd. erlaubt. 
Königl. Friedr.⸗Wühelms⸗Geſtüt — Rosius, F. H. v. 

Ganges a. d. Roſa, 117 Pfd. (geritten von 

Metcalw.) 1. TE. Mr 
Königl. Haupt⸗Geſtüt Graditz — Morok, F. H. vom 

Mickel Fell a. d. Manila, 114 Pfd. 

Graf Henckel — Musketier, F.⸗H. v. Recovery a. d. 

Zellca, 114 Pfd. 3. 

Se. Durchl. Fürſt Sulkowski — Myjop, ſchwarze 

Stute v. Kippelnoſe a. d. Portrait, 111 Pfd. 0. 
Graf Gaſchin — Schoolmaſter, br. H. v. Lanercoſt 

v. einer Comus⸗Stute, 114 Pfd. 0. 

Herr Dr. Kuh auf Woinewitz — Pauline Cuzent, br. 

Stute v. Glaucus a. d. Poiſſarde, 114 Pfd. 0. 
Graf Renard — Wat Ruſh, F.⸗H. v. Ruſh a. d. 

Makarell, 114 Pfd. 0. ; 

Herr Amtsrath Heller — -Profeffor, F.⸗H. v. Malek 
ga. d. Langar Mare, 114 Pfd. 0. 

Des Grafen Gaſchin — Whitenoſe, br. H., des 
Herrn v. Heydebrandt — J⸗am⸗ aware (früher Amp), 
br. St. und Rubens, F.⸗H., des Herrn Miketta — 
Sunday, F.⸗H., des Grafen Renard — Mal Thom, 
br. H. wurden zurückgezogen. 3 

Abreiten nur ziemlich regelmäßig. Morok und Ros⸗ 
clus wechſelten in Führung, — Profeſſor — Pauline 
Cuzent und Wak Ruſh geben das Rennen alsbald auf, 
ein Gleiches thut Schoolmaſter auf der Hälfte des 2ten 
Umlaufs, während Myjoy herangeht und nun die noch 
übrigen 4 Pferde gut zufammenpalten, Auf der letzten 
Seite gehen jedoch Roscius und Morok entſchiedener 
vor und ſchlägt erſterer den letzteren um eine Länge. 
4 Min. 39% Sek. Morok zweites Pferd. 

Rennen um den Jockey⸗Club⸗Preis 
5 von 40 Frdr. 

Zu laufen am letzten Renntage. Dreijährige und 
ältere Pferde aller Länder. ½ deutſche Meile. Unter: 
zeichnen dis 1. Mai, Rennen wie zu den Breslauer 
öffentlichen Preiſen. Wer dis zum 1. April unterzeich⸗ 
net, Mitglieder des Jockep⸗Club. 10 Frd. Einſatz, hald 
Reugeld; andere 16 Frdr., halb Reugeld. Wer nach 
dem 1. April unterzeichnet, 4 Frdr. extra. Das zweite 
Pferd die Hälfte der Einſätze dis zu 40 Frdr. 

Herr v. Heydebrandt — Rubens, F.⸗H. v. Ma: 
let a. d. Flora, 3 Jahr alt, 106 Pfd. (geritten 
von Trall.) 1, 

Königl. Friedr.⸗Wilh.⸗Geſtüt — Recorder, F. H. vom 

Ganges a. d. Roſa, 130 Pfd. 2. 

Bar. v. Gilgenheimb auf Endersdorf — Hampton 

Mare, br. St. v. e. Phantomſtute, 126 Pfd. 3. 
Graf Renard — Comartel, F. St. v. Colonel a. d. 

Martha, 4 Jahr alt, 137 Pfd. 4. 

Herr Amtsrath Heller — Floriſtan, F. H. o. Malek 

a. d. Flora, 4 Jahr alt, 130 Pfd. 0. 

Sr. Durchlaucht des Fürſten Sulkowski — Juno, 
br, St. und des Kammerherrn d. Elsner — P. Hal: 
ſton, F. H., zahlten Reugeld. ˖ 

Abreiten und Zuſammenhalten der Pferde gut, Re⸗ 
corder führt und wechſeln die übrigen öfter die Plätze. 
Auf der Hälfte des zweiten Umlaufs giebt Floriſtan das 


Rennen auf, Rubens gebt an Recorder heran und 


ſchlägt denſelben um 1% Länge 4 Min. 52% Sek. 
Wir freuen uns, dieſem Bericht noch die Bemer⸗ 
kung hinzufügen zu können, daß unſer Rennplatz in 
dieſem Jahre mit dreijährigen Pferden ſo gut befegt 
war, wie noch niemals. Wir verdanken dies vorzüglich 
dem Umſtande, daß die Produkte aus den in England 
1843 gekauften Stuten zuerſt auftraten. Mit Aus⸗ 
nahme eines Rennens, in welchem die beſten davon ge⸗ 
rade nicht engagirt, waren fie überall, wo fie auftraten, 
Sieger. Beſſere junge Pferde, wie Fleetfoot, White: 
nofe, Dagobert, Schoolmaſter, Musquetier find hier 
und wohl auf vielen Bahnen des Kontinents nicht ge⸗ 
ſehen worden. Eine merkwürdige Erſcheinung bot der 
in dem königl. Hauptgeſtüt Graditz gezogene dreijährige 
br. H. Telamon v. Pilgarlik a. d. Fanny Grop, der 
beide Tage in einem dreifachen Heats zu 1000 Ruthen 
alte bewährte Pferde, wie Prinz Regent und Dſchin⸗ 
giskhan, entſchieden ſchlug. Keiner der Anweſenden er⸗ 
innerte ſich, je eine ſolche Leiſtung eines drei jährigen 
Pferdes geſehen zu haben. Die ſonſt ſo erfreuliche 
Thellnahme an fünf königl. Pferden hatte für die un: 
ſere Bahn gewöhnlich beſuchenden Züchter die ſchmerz⸗ 
liche Folge, daß ſie bei drei Hauptgewinnen leer aus⸗ 
gingen. Ihr Schmerz wurde nur dadurch gemildert, 
daß ſie mit Zuverſicht hoffen dürfen, die Gewinne, 
welche von den, beſonders im beſten Rennzuſtande ſich 


befindenden Pferden von hier weggenommen, werden Im 


nächſten Jahre durch die Gnade Sr. Majeſtät unſerer 
Rennbahn wieder zu Gute kommen. Zwei; wenn 


auch nicht große Unglücksfälle, welche bei zwei Her⸗ 
renreiten vorgekommen, laſſen uns noch den Wunſch 
ausdrücken, unſere jungen Gentlemen Sportsmen möch⸗ 


ten fi immer mehr davon durchdringen, daß ein Auf⸗ 


treten auf der Bahn ſtets große Uebung für Pferd und 
Reiter in Anſpruch nimmt. Auch dieſes Reiten ohne 
einen angemeſſenen Training iſt nicht anzurathen, kann 
keinen Nutzen haben und ſchadet entſchieden dadurch, 
daß es ſchieſe Urtheile üder die Sache ſelbſt nur zu ſehr 
unterftüßt. Dennoch bleibt wegen des vortheilhaften 
Einfluſſes, welchen es auf die wohlhabende Jugend über 


des Kampfes ſchwer verletzt, ihn dennoch bis ans En 


riſchen That geſtört worden. 


all da hat, wo es ſich einer allgemeinen Thellnahm 
erfreut, nichts mehr zu wünſchen, als unfere Jagd⸗ und 
Rennfelder immer zahlreicher von Herren beſetzt 8 fe 
hen. Im Frieden giebt es nichts, was fo viel 2 
in den Adern unſerer jungen reichen Jugend erhält, 

der Sattel auf der Bahn und hinter der 1 
Beide Herren haben übrigens, obſchon noch ie de 
eine kam 


mit wahrem Heroismus durchgeführt, der ein, der 


mit gebrochenem Unterarm noch als Sieger 
andere als zweiter. 
Das Direktorium des ſchleſiſchen Vereins für 
Pferderennen und Pferdezucht. 


wurden mehrere Kirchendiebſtähle verübt und verfußt, 
wie wir in d. Bl. mitgethellt haben. Es fi 
faft, als hätten es die hieſigen Diebe darauf 0 
alle Kapellen und ſonſtigen Gebäude in den ve 

nen in den Vorſtädten belegenen Kirchhöfen zu erbte, 
chen und auszuräumen. In den letzten Tagen find 
abermals nicht weniger als vier derartige Beraubungen 
kirchlicher Gebäude begangen worden. In der Nacht 
vom 26. zum 27. d. M. wurden nämlich mit 
bruches in dem Militärkirchhof folgende Gegen 20 
geſtohlen: 10 Thürdrücker verſchiedener Form, 7 
Schlüſſel zu Grüften, 3 große und 2 kleine Kirch hol. 
Schlüſſel, ein eiſener Hammer, daran ein Schr 
zieher, drei Schraubenbohrer, zwei Stemmeiſen, eins 
Feile, 9 Kinderhemden, 2 Kopfkiſſeninlette, braun um 
weiß cartirt, 4 dergleichen roth carrirte, 3 Paar Beim 
kleider, 3 Paar Aermel von Parchent, ein Kinderden 
mehrere blaue Schürzen, zwei Tuchmützen, zwei RP 
haarmützen, eine neue blau carritte Faltenſchürze, cin 
Bettetuch, drel Handtücher und ein carrirtes Frauenkle!“ 
von Parchent. — In der Nacht vom 24. zum 25. 5. 
Mis. wurden durch Einbruch in den Magdalenel“ 
Kirchhof in der Stadtgrabenſtraße drei Han 

ein Handbeil, zwei Stemmeiſen, eine Baumſäge und 
zwei Zeugjacken mit Parchentfutter und zwei ö 
Schürzen geſtohlen. — Ebenſo wurden in der Macht 
vom 25. zum 26. v. Mes. durch Einbruch in den 
iſraelitiſchen Kirchhof ein großer kupferner Waſch 
keſſel (6 Kannen enthaltend), ein Mannshemde, 100 
Halstücher, eine Schlafmüge, ein weißleinenes Tuch U 
zwei Bettetücher, hebräifch gezeichnet, entwendet. 
vierte derartige Kirchenraub wurde in der Nacht 


Breslau, 2. Junl. Erſt vor wenigen Tagen 
(ein 


vom 


— D 


28. zum 29. v. M. begangen. In dieſer Nacht ſiad 5 


nämlich Diebe durch ein nach der Michaelfsſtraße um 
dem Vincenzkirchhofe zu gelegenes Fenſter der M 
kirche mittelſt eines angelegten Brettes in die Kicht 
eingeftiegen und haben aus derſelben 6 meffingene I 
tarleuchter, ein weißes leinenes Altartuch, ein feine 
baummollenes mit Spitzen beſetztes Altartuch und ein der! 
gleichen braunkattunenes mit Spitzen beſetzt entwen d. 
Vier meſſingene Leuchter ſind jedoch am Zaune des Mi 
chaeliskirchhofes in dem nach dem Vincenzkirchhoſe * 
befindlichen Geſträuche verborgen gefunden worden. Ole 
Diebe ſind wahrſcheinlich bei Ausüdung ihrer verb 
(Brest, 


Concert. 


Scandinavien, das nordiſche Italien, zeigt ſich uns 
immer mehr als das Land der Nachtigallen; bald wic 
es hierin dem ſonſt ſo reichen, wo die Zitronen blühen, 
den Rang ablaufen und man wird aus dem 
Norden Stimmen für die ſüßen Geſänge des gi = 
Südens kommen laſſen müſſen. — Hat es 91 
eine Lind ausgeſandt? die jetzt fo allgemein hochge . 
Lind; die, wo fie erſcheint und wo fie die zaubetiſchen 
Töne ihrer Stimme hören läßt, die Welt in Fieber var 
ſetzt; — die ganze Lorbeerwälder ſchon entbläͤttert hat; — zZ 
fat alles gemünzte Gold an ſich zieht, und die ga 55 
nem Abend vielleicht mehr Enthusiasmus confumitfl, 
läßt, als Friedrich der Große und Napeleon in 
ganzen großen Leben hervorgerufen hatten, 
Warten wir gute Breslauer nicht auch 8 lange 
fe dieſes munderreiche 
mit fehnfüchtiger Spannung auf ’ 
bereit, ſobald es 
Phänomen, und ſind wir nicht auch ogegen die ganze 
erſchelnt, in jenes Fieber zu verfallen, fen hat e gang 
materia medica noch nichts aufzur 5 
elbſt die ſtolzen und welt⸗ 
ten ſich doch in letzter Zeit ſele r deme ni dis 
verachtenden Britten von der Er nicht frei hel 
an dem Triumphwagen det 
ten, und zogen ſie doch als Ball 
ſchwediſchen Sängerin, dem fie als Ballast ganze Seer 


voll Guineen aufgeladen batten, ganz wie die Berliner 


Muſikomanen. Was daher aus 
jenen Tbdlern kommt, bat ſchon eine günftige Dee 
zeichnung für ſich; aber noch um fo mehr, wenn er, 
ſelbe Schule, Die auch die Lind bildete, die Sänge 
a „wenn dleſelbe Hand auch hier bie außen 

der Bahn der Kunſt leitet. . 
Könige 3 


Wiener und andere 


a der geſtern Abend im Saale „zum 
Ungarn“ ſtattgehabten Soirée musicale, welche 
(Bortfegung in der Beilage.) 


Mit drei Beilagen ⸗ 


Any) 


Konn⸗ 


\ (Fortſetzung,) N 
ſcwediſche Hofkapellmeiſter Berwald veranſtaltete, lern⸗ 
wir mit Vergnügen in den drei Damen Friederike, 
ulie und Hedda, Töchter des Herrn Berwald, ju⸗ 
3 und liebliche Erſcheinungen, drei Sängerinnen 
nen, welche die größte Beachtung und Theilnahme 
der ſich für Muſik intereffirenden Welt verdienen. 
Alle drei, von der Natur mit vollen, geſunden und 
t angebenden Stimmen begabt, befinden fie ſich, 
Namentlich die Damen, Friederike und Julie auf 
er ſchon erhöhten Stufe künſtleriſcher Ausbildung und 
n wir der erſtern eine ſichere Intonation, ſchönes 
amento und gediegene Vortragsweiſe zutheilen, ſo 
ſticht die andere dagegen durch glänzende Virtuoſität der 
Moratuten und einer gewiſſen kecken und ſichern Auf⸗ 
ung, wobei wir nur eine kleine Schärfe der Into⸗ 
n zu rügen haben. Ausgezeichnet find aber die 
Bingerinnen im Enſemble und ſowohl im Duett, wie 
Cen Terzett wurden Stellen mit einer ſolchen 
Meichheit, mit einer fo ſchönen und wirkungsteichen 
Schattirung ausgeführt, daß man wirklich wähnen 
hennte, man höre ein Inſtrument von Meiſterhand ge⸗ 
lt. Wenn wir aber etwas tadeln möchten, fo iſt es 
de Wahl einiger der vorgetragenen Stücke, wie z. B. 
us Duett aus Donna del Lago von Celli. Gottlob 
r bei uns ein ganz undekannter muſikaliſcher Condi⸗ 
k. Es iſt wirklich ſchade, die ſchönen wohllautenden 
Summen an ſolch elendes, ſüßliches Machwerk zu ver⸗ 
Menden 
Von großer Wirkung und entzückendem Reiz aber 
Bi die ſchwediſchen Volkslieder, welche von den drei 
amen in großer Vollendung und ganz, wie es ſcheint, 
elgenthümlicher Auffaſſung vorgetragen wurden. 
hi Der ſehr gewählte Kreis von Zuhörern ſchien all 
e Vorzüge der Sängerinnen wohl anzuerkennen und 
9 nte ihnen mit reichem Beifall, eben fo dankbar wurde 
b Unterſtützung des Konzerts mit einer freien Phan⸗ 
nuſie für Pianoforte über Themen von Weder, Meyer: 
er und Donizetti von Carl Schnabel und mit Va⸗ 
Nationen von Beriot von Lüſtner gefpielt, aufgenommen. 
n d. 


* Aus der Parchwitzer Gegend, 1. Juni. Es 
dar ſich die i unft bis jegt alle er⸗ 

: denkliche Mühe gegeben, mit ihren Produkten in die 
en zu fallen, und rühmt täglich in ellenlangen An⸗ 
leigen mit Ausrufungszeichen aller Art das Vorzügliche 
und Praktiſche ihrer Leiſtungen. Trotzdem hat ſie noch 
fo viel Geift entwickelt, einen Behälter anzudrin⸗ 

den, in dem man mit einiger Sicherheit feine Brief⸗ 
nie vor den Händen der Gauner ſicher aufbewahren 
unte. Im Gegentheil ſind jetzt die Taſchen ſo höchſt 
ich für die Herren Langfinger angebracht, daß 

Nur der, welcher die Hände in der Taſche behält, das 
bun Steckende ſicher hat. Auf dem geſtern Nachmit⸗ 
von Breslau nach Berlin abgebenden Zuge wurde 
Orkonomie⸗Beamten aus der nach obiger Art 
wonſtruirten Rocktaſche eine Brieftaſche mit der bedeu⸗ 
d en Summe von 1700 Rehlr. geſtohlen. Dieſer 
lebſtahl wurde zwiſchen Neumarkt und Maltſch aus⸗ 
det, und erſt an der Halteſtelle Spittelndorf bemerkt. 
> Möchten die täglich vorkommenden Toſchendiebſtähle 
Herren Modiſten Grund za einem ernſten Nach⸗ 
haken geben, und ihre Erfindungskraft auf etwas wirk⸗ 

uc Praktiſches fallen. 


Rn Liegnitz, 31. Mai. 
0 In des war für uns ein ſehr betrübter Tag. Nachdem 
Oberbürgermeiſter Jochmann noch die beiden neuen 
Rarpeperren, Leitgebel und Meisner, eingeführt und die 
A Mogiftrasfefin dirigirt hatte, verabſchiedete ſich 
lebe in herzlichen und wehmüthigen Worten von den 
bab ſtädtiſchen Kollegien. Die Stadtverordneten über⸗ 
duichten 


rar das Ehrenbürgerdiplom 
dr d Verdienste und feiner 
dend Stad. Das Kommunalvermögen hat fi bedeu⸗ 
ben gemehrt, große prächtige Anlagen, die den 0 80 
N d uuzücken und uns angenehme Erinnerungen dieten, 
7 geſchaffen, neue ſtädtiſche Gebäude, der Stadt zur 
. entſtanden, das Rechnungsweſen iſt vereinfacht, 
ſonſt ſehr ſchlechte Kommunal⸗Armenweſen verbeffert 

t Sinn der Bürgerſchaft gehoben worden. Abends 
man dem verehrten Manne eine ſolenne Sere⸗ 
der Garoben ſich Kapellmeiſter Büfe, die Liedertafel und 
pra olksgeſangverein beteiligten. Ratbshere Schubert 
8 einige paffende Werte, die eben fo deſcheiden als 
* ch von dem Gefeierten erwiedert wurden. — Die 
worde fie des Bürgermeiſters find in der Weiſe vertheilt 
Kimm. „daß der Syndikus die Direktionsgeſchäfte, der 
dat, 1 aber die Polizeiſachen fo lange übernommen 
vo ne tüchtiger Landtagsdeputirter Bornemann 

j zinlän ſchweren Poſten zurückkehrt. Da die Va⸗ 

a uglich bekannt iſt, wird man bie Bürgermei⸗ 


Der letzte Tag des Mai⸗ 


in Anerkennung ſeiner 
ſegensreichen Verwaltung 


ihm darauf eine Dankadreſſe und der Magi⸗ noch von ganz beſonderer Güte ſind. 
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4 7. 


ſterſtelle nicht erſt ausbleten, fondern ohne dies Bewer⸗ 
bungen erwarten. Mögen dieſe von geſinnungstüchti⸗ 
gen und geſchäftskundigen Männern recht zahlreich ein⸗ 
gehen! 0 


6 Neiſſe, 31. Mat. Geſtern iſt der Landrath v. 
Maubeuge von hier nach Berlin zum allgemeinen Land⸗ 
tage abgereiſt, wo er die Stelle des zurückgekehrten 
Herrn v. Gugenheim einnehmen ſoll. — Unſer Bür⸗ 
germeifter, Herr v. Adlersfeld, beabſichtigt feinen Poſten 
niederzulegen Wie es allgemein heißt, hat er ſogar 
ſchon ein betreffendes Geſuch eingereicht. Dieſer Ent⸗ 
ſchluß erſcheint um ſo unerwarteter, als H. v. A. erſt 
vergangenes Jahr wieder aufs Neue und zwar, nach 
Verzichtleiſtung auf Penſion, auf 12 Jahre gewählt 
worden war. Die Beweggründe zu dieſem Schritte 
dürften wohl lediglich in den guten äußeren Ver hält⸗ 
niſſen und namentlich in dem Umſtande zu ſuchen fein, 
daß der Genannte vor einiger Zeit ein kleines Landgut 
gekauft hat, welches er ſelbſt zu bewirthſchaften wünſcht. 
— Am zweiten Pfingſtfeiertage wurde die Frau des 
Auſſehers über die in Rochus befindlichen Schießſtände 
des 23. Infanterie⸗Regiments von drei Kerls überfallen 
und furchtbar gemiß handelt. Dieſe Frau hatte nämlich 
in der Stadt Einiges eingekauft und war mit ihrem 
Mädchen, welche die Viktualien trug, auf dem Wege 
nach Haufe, in der Rochusallee, als jene Kerls über die 
beiden Frauensperſonen berftürzten. Das Mädchen 
flüchtete ſich in das hohe Getreide und wurde vergebens 
von einem der Buben geſucht. Mit um ſo größerer 
Wuth wandte man ſich nun gegen die kleine ſchwache 
Frau, warf ſie nieder, ſchleuderte ſie mehrmals gegen 
einen Banm und ſchlug ſie dermaßen auf den Kopf, 
nachdem ſie wiederholt gefleht hatte, ihr, als armen 
Frau und Mutter mehrerer kleinen Kinder, das Leben 
zu laſſen, daß ſie im Begriff war, den Schlägen und 
Mißhandlungen zu unterliegen, als auf ihr wiederholtes 
Geſchrei und Wehklagen einige Perſonen herbeieilten, 
bei deren Annäherung jene Elenden ſich eiligſt durch die 
Flucht entfernten. Von den Waaren hatten ſie nichts 
genommen, auf fie ſchlen es auch überhaupt nicht ab⸗ 
geſehen geweſen zu ſein. Uebrigens erfahre ich, daß die 
Frau bereits die Namen jener Menſchen dem Gericht 
übergeben hat. 
trunkenen Zuſtande, ſo war ſie doch von der Art, daß 
fie eine völlige Bewußlloſigkelt nicht vorausſetzen läßt, 
weshalb auch die wohlverdiente Strafe nicht ausbleiben 
wird. Die Frechheit hlerbei iſt um ſo größer, als ſie 
um halb 9 Uhr, in einer ſonſt ſtets belebten . 
ausgeführt wurde. 


Wollbericht. 


Breslau, 2. Juni. Heute am Tage des ger 
ſetzmäßigen Anfanges des Wollmarkts können wir, nad: 
dem wir geſtern den Generalbericht unſern Leſern gas 
ben, den Markt als definitiv beendigt erklären. Es find 
noch viele Verkäufe zu Stande gebracht worden, beſon⸗ 
ders von ſchleſiſchen Wollen, von denen momentan un⸗ 
ſer Platz kein größeres Lager, als circa 5 bis 6000 Ctr. 
aufzuweiſen hat. Die Preiſe erlitten ſeit unſerm jüng⸗ 
ſten Bericht einen Rückgang von ungefähr 2 — 4 Rthlr. 
pro Etr. Thells iſt die Urſache hiervon, daß die hier 
in Rede ſtebenden Woden nicht ganz tadelftel in Wä⸗ 
ſche und Manipulation waren; theils aber auch, daß 
mancher Produzent, nachdem er lange umſonſt auf einer 


übermäßigen Forderung beharrte, endlich ſo weich wurde, 


daß er ſelbſt weniger, als ihm anfänglich geboten, an⸗ 
nahm. Belſpiele der Art kommen faſt in jedem 
Markte vor. 

Es fehlen indeß noch viele Schäfereien, deren Ab: 
lieferungen wir noch entgegenſehen, und wobei manche 
In polniſchen 
und poſenſchen Wollen waren die Geſchäfte bis jetzt 
nicht ſo lebhaft, als dies wohl in anderen Jahren der 
Fall geweſen iſt. Es will uns bedünken, als wenn uns 
ſere inländiſchen Fabrikanten ſehr zurückhaltend in den 
Markt gehen und nicht mit der ehemaligen Energie 
handeln; vielleicht giebt ihnen die erleichterte Commu⸗ 
nikation durch die Eiſenbahnen eben fo oft dir Gelegen⸗ 
beit, unſeren Platz zu beſuchen, um nicht gerade in 
der Marktzeit ihren ſämmtlichen Bedarf einzukaufen. 


Mannigfaftiges. 


— An vielen Stellen am Oberrhein, wo im vers 
wichenen Jahre die Kartoffeln mißriethen und wo die 
verfaulten Knollenreſte in der Erde liegen blieben, find 
dieſe, trotz des oft wiederholten und nicht gelinden Fro⸗ 
fies, nichts deſtoweniger nicht erfroren, ſondern jetzt ge: 
wachſen und versprechen, nach ihrem friſchen Laube zu 
urthellen, eine baldige reiche Ernte, als ob fie für den 
vorigiährigen Ausfall die Pflanzer entſchädigen wollten. 


Geſchah die That auch wirklich im 


Waſſerkur angewendet werden. 


Zeitung. 


— Am 25. Mal, Vormittags um 10 Uhr, hatte 
man in Frauendotf bei Ortrand, nach ſehr ſchöner war⸗ 
mer Witterung, plötzlich einen ſo dicken und brandig 
riechenden Höherauch, daß man glaubte, es müßten 
große Waldſtrecken in Brand gerathen fein, wovon ſich 
indeß nichts hat entdecken laſſen. 


— Gegenwärtig zieht ein ſchachſpielender “ft in Paris 


die Aufmerkſamkeit der Menge auf ſich. Diefer Affe 
leiſtet Staunenswerthes in ſeiner Art, aber ſein Herr, 
der ein ausgezeichneter Schachſpieler iſt, muß neben ihm 
figen. - Ehe der Affe eine Figur angreift, ſieht er ſei⸗ 
nen Herrn an, deſſen Zeichen, die von den Zuſehern 
nicht bemerkt werden, er ſehr wohl verſteht. Er hand⸗ 
habt die Schachfiguren mit außerordentlicher Gewand: 
heit und Eleganz; „Schach dem Könige“ zeigt er durch 
einen lebhaften Freudenſchrei an, und wenn er ſeinem 
Gegner eine Figur nimmt, verfehlt er nie, eine Grim⸗ 
maſſe zu machen. Sein ſonſtiges Benehmen ſoll übri⸗ 
gens ohne Vergleich anſtändig und manierlich ſein. 
(K. Z.) 


Verzeichniß 
derjenigen Schiffer, welche am 1. Junf Glogau ſtrom⸗ 
aufwärts paſſirten. l 


Schiffer oder Steuermann; Ladung von nach 
A. Schulz aus Beuthen, Güter Berlin Breslau. 
Fr. Hahn aus Tſchicherzig, dto. dto. dto. 
C. Beyer aus Beuthen, dto. dto. dto. 


Der Waſſerſtand am Pegel der großen Oderbrücke iſt heute 
3 Fuß 11 Zoll. Windrichtung: Nordweſt. 5 


Briefkaſte n. 
Zurückgelegt wurden: 1) 4 Berlin, 30. Mal; 2) 
ein Bericht von Herrn F. A. über einen Straßen⸗ 
Skandal; 3) Breslau im Mai von E. a. w. P. — 
Dem geehrten Korreſpondenten in Liegnitz zur Kenntniß⸗ 
nahme: daß wir eine Mitthellung aus Liegnitz vom 
18ten nicht erhalten haben. a 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. J. Nimbs. 
„ !A vt : STETTEN 


Waſſerheilkunde. 


Es hat ſich in neuerer Zeit unter den Breslauern 
viel Theilnahme an dem „des Morgens Waſſertrinken 
gehen“ gezeigt. Wie das bei jeder Neuerung der Fall, 
konnte ich auch, wenn ich mich zwiſchen 7 und 8 Uhr 
des Morgens an den Brunnen im reichen Hoſpitale 
ſtellte, die Mode Mitmachenden nicht von den unter⸗ 
ſcheiden, denen es wirklich ein wenig Ernſt um die 
Sache. — Schon feit einigen Tagen vermiffe ich meh⸗ 
rere der Waſſertrinker, bei denen ich vorausſetzte, daß 
fie des eigentlichen Zweckes wegen zum Brunnen kä⸗ 
men. — Ich ſehe nun, daß es Zeit, einige Worte 
üder den Waſſergenuß am Morgen zu ſagen. Den 
Impuls zu dieſen allmorgentlichen Spaziergängen ha⸗ 
den del vielen Perſonen die Menge von Ausfchlägen 
gegeben, die dies Frühjahr ſichtbar geworden und gegen 
die ſchon die verſchiedenſten Mittel erfolglos angewen⸗ 
det worden. — Diefe Ausſchläge, mögen fie unter ei⸗ 
ner Geſtalt und unter Namen vorkommen, die noch 
ſo verſchieden find, fie rühren alle aus unreinem Blut 
und verdorbenen Säften her. — Kann es wohl, um 
dies Uebel zu beſeitigen, ein beſſer Mittel geben, als den 
Genuß von Waſſer? — Natürlich iſt es, daß Jemand, 
der ſich an den Waſſergenuß, beſonders des Morgens 
nüchtern, gewöhnen will, Anfangs wenig und nach und 
nach etwas mehr trinke dis ſich feine Verdauungswerk⸗ 
zeuge, auf die das Waſſer zuerſt reformirend einwirkt, 
damit bekannt machen. — Freilich muß man nicht, wie 
ich das ſehr oft bemerkt habe, don dem Brunnen nach 
Haufe zur Kaffeekanne laufen; ſondern ſich erſt nach 
einer halben Stunde, unter fortwährender Bewegung 
in freier Luft, Anfangs 1, ſpäter 2—3 Gläfer Waſſer 
trinkend zu einer Taſſe Milch figen. Der Genuß von 
Semmel, der jetzt ganz allgemein iſt, muß wegfallen, 
geſundes Landbrot mit Butter an ihre Stelle treten. — 
Bei einigen der Waſſertrinker werden ſich nach einigen 
Wochen die Hautausſchläge vergrößern, es werden ſich 
vielleicht noch neue baden! Das mag ſich, Jeder ſeht 
lieb ſein laſſen, es iſt ein Beweis, daß die gewünſchte 
Blut⸗ und Säfte⸗Reinigung eintritt. Es iſt daher 
durchaus nothwendig, tritt ſo etwas ein, durchaus mit 
dem einmal Angefangenen fortzufahren. — Um eine 
gänzliche Fortſchaffung veralteter, vielleicht zurückgetrete⸗ 
tener Ausſchläge, Flechten, wie fie fo entſtellend vorhan⸗ 
den find, zu bewirken, muß freilich eine vollſtandige 


— 


— . 


Breslau, den 1. Junl. Am 6. d. wird Herr 
Prediger Hofferichter Vormittags, und Herr Predi⸗ 
ger Herrendorfer aus Königsberg Nachmittags bier; 
Herr Prediger Eichhorn an demſelben Tage in Treb⸗ 
nitz, am 7. in Wohlau; ein Kandidat am 6. in Au⸗ 
ras Gottesdienſt halten. V. 


(Eingeſandt.) 

Breslau, 2. Juni. Zur Warnung für Wollkäufer 
darf folgender, den Schreiber dieſer Zeilen betroffener Markt: 
fall nicht verſchwiegen werden. Jener kauft bei einem hie⸗ 
ſigen Wollhändler 25 Sack Wolle und giebt demſelben Schluß⸗ 
zettel darüber. Nach einigen Stunden läßt dieſer dem Käu⸗ 
fer ſagen, er könne den Kauf nicht halten, weil er ihn mit 
empfindlichem Schaden bedrohe. Käufer ſucht hiernach den 
Richter auf, wird von der ſummariſchen Deputation jedoch 
ablehnend beſchieden, weil weder der Schluß zettel eines ver⸗ 
eideten Mäklers, noch ein ſchriftliches Kaufs Anerkenntniß 
von Seiten des Verkäufers vorliege. — Dem Lefer die mög⸗ 
lichen Schlußfolgerungen aus dieſem Falle überlaſſend, möge 
letzterer als ein abermaliger Belag für die Nothwendigkeit 
von Handelsgeſetzen dienen. 


— — ——.ä — — 


Bojanowo, 29. Mal. Mit dem Letzten d. M. läuft 
die Dienſtzeit unferes Bürgermeiſters Herrn Franke ab. 
Bereits im November v. J. wurde eine neue Wahl ein ge⸗ 
leitet, und zwar zwiſchen Herrn Franke und einem penſionir⸗ 
ten, früher hier, jetzt in Obornik fungirenden Bürgermeiſter. 
Letzterer wurde von 25 der Stadtverordneten gewählt, ges 
gen den Einſpruch des größten Theils der Bürgerſchaft; 
3 wählte Herrn Franke und bat um deſſen Beſtatigung 
bei der königl. hochlöbl. Regierung. Dieſe gab nun die bün⸗ 
dige Erklärung, daß der andere Wahl⸗Kandidat von ihr für 
Bojanowo nie könne und werde beſtätigt werden, und befahl 
eine zweite, und da die erwähnten / der Stadtverordneten 
von ihrem oppoſitionellen Beſchluſſe nicht ablaſſen wollten, 
eine dritte Wahl. Wir wollen hier nicht die Gründe unter⸗ 
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ſuchen und unentſchieden laſſen, ob fie in ihrem Wiſſen und 
Gewiſſen oder im eigenen, im Privat⸗Intereſſe ſich zu einer 
ſolchen Handlungsweiſe gedrungen fühlten; jedenfalls muß es 
aber für Herrn Franke, der unendlich Vieles zum Beſten 
der Commune gethan hat und noch thut, ſchmerzlich ſein, 
auf dieſe Weiſe compromittirt und in ſeinen edlen Beſtim⸗ 
mungen verkannt, ja mit ſo großem Undanke gelohnt zu wer⸗ 
den. Eine gewiſſe Partei unter unſerer Bürgerſchaft ſucht 
leider fortwährend alle ſeine Schritte zu verdächtigen und zu 
bekritten und das zum großen Nachtheil der Commune. 
Dennoch hat Herr Franke ſich in ſeinem edlen Beſtreben 
nicht irre machen laſſen. Auf ſeine Veranlaſſung wurde hier, 
um der großen herrſchenden Noth zu begegnen und Verbre⸗ 
chen zu ſteuern, eine Armen⸗Bäckerei eingerichtet, wodurch 
„ unſerer 2200 Einwohner zählenden armen Stadt, vor dem 
Verhungern geſchützt wurden. Im Monat Mai ſind allein 
über 8000 Pfund Armen⸗Brot weit unter dem Selbſlkoſten⸗ 
preiſe verkauft und über 1000 Pfund verſchenkt worden, wo⸗ 
durch den Armen eine Unterftügung von über 200 Rthlr. ges 
währt ward. Und damit wurde nicht etwa die Commune 
belaſtet. Nein! Dem Herrn Franke gebührt zu meiſt der 
Dank allein, immer neue Hülfsquellen eröffnet und von allen 
Seiten her Unterſtützung verſchafft zu haben, gleich wie er 
mit der edelſten Aufopferung ſich in eigener Perſon der be⸗ 
ſchwerlichen Controle und Austheilung unterzog. Wie viele 
Hungernde verdanken ihm die Stillung ihres Hungers, und 
wie muß ſich ſelbſt der bitterſte Feind durch ſolche Handlungs⸗ 
weiſe beſchämt fühlen, da auch auf ſein Haupt feurige Koh⸗ 
len geſammelt ſind! Die ganze Stadt iſt ihm zum Danke 
verpflichtet, denn ſie iſt durch ihn bei der großen Armuth 
vor Bedrohungen und vor argen Exceſſen bewahrt worden. 
Darum dürfen wir getroſt erwarten, daß ihm auch von den 
Vertretern der Stadt die gebührende Anerkennung gezollt 
werde; daß ſo Mancher unter der Bürgerſchaft ſein großes 
Unrecht einſehe und für ſeine Pflicht halte, es wieder gut zu 
machen. Und alle guten und rechtliebenden Bürger werden 
mit uns, im Intereſſe der ganzen Commune, gewiß gern den 
aufrichtigen Wunſch ausſprechen: „daß Herr Franke noch 
recht lange als Bürgermeiſter unſerer Stadt ſegnend wir⸗ 
ken möge.“ 


Das am 20. Mai auf dem Gröbigberge abgehaltene 
große Sängerfeſt würde eine würdige Feier des ge 
Frühlings geweſen fein, da von Seiten des Vorſtandes d 
Feſtes, fo wie von den Mitgliedern der verſchiedenen Lieder’ 
tafeln und auch von dem Befiger des Gröditzberges, Herrn 
von Benecke Alles gethan worden, die Feier zu verherrlichen⸗ 
auch die ſchönſte Witterung daſſelbe begünftigte, — ie 
nicht ſchnöde Gewinnſucht der auf dem Berge befindlichen 
Gaſtwirthin die Harmonie, die Freude, die Gemüthliche : 
geftört, und Aerger und Mißmuth hervorgerufen hätte. * 
nähere Beſchreibung des Feſtes überlaſſe ich Anderen: 1 
beſchränke mich nur darauf, die unedle Handlungsweiſe 2 
dachter Wirthin mitzutheilen, Abgeſehen davon, daß 17 
Eſſen kaum zu genieß in war, und Wein und Bier dam 
harmonirten, waren noch die Preife fo enorm, daß man er⸗ 
ſchrak, wenn man etwas forderte. Ich führe z. B. an: 2 
eine Taſſe Kaffee 4 Sgr., für eine Flaſche leichten Abe 
wein 1 Thlr. 20 Sgr. — 2 Thlr., für eine Flaſche dünne 
Rothwein 1 Thlr., für ein Glas Waſſer ohne Zucker Ge⸗ 
ſonſtigen Beiſatz 2 Sgr. 6 Pf.“ Noch greller tritt die n 
winnſucht jener Frau darin hervor, daß ſie den Ehe 
verſchloß, damit Niemand auch von den Aermern, we 
nicht 2 Sgr. 6 Pf. bezahlen konnten, ſich erfriſchen lr. 
Die Plätze, Stühle und Bänke mußten mit 6 Gr. bis 11. 
bezahlt werden. Noch bin ich nicht zu Ende. Nach 00 
digung des erſten Liedes ſprach Herr Muſikdirektor Iich gti 
einige Werte, die jedoch von dem lauten, zankenden Gesc 
gedachter Wirthin ſehr unangenehm unterbrochen wg , 
Ein Jeder fühlte ſich tief verlegt durch dieſe Rückſichtsloſe 
keit, mit welcher die Wirthin, deren Pflicht es war, iefe 
Ruhe zu ſehen, dieſe ſelbſt ſtörte. Vielleicht genügt —— 
Mittheilung, entweder um jene Frau zu beſſern, oder, che 
das Publikum vor ſchnöder Gewinnſucht bei einem Bel 
des Gröditzberges zu ſchützen. 8 


Entfernt von Dir, ſucht Dich mein Aug' am Firmament 
O mach vergeſſen mich, daß ich von Dir getrennt. K. 
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g Theater: Repertoire. um 
Donnerstag: „Doktor Robin.“ Luſtſpiel 
in einem Akt, nach dem Franzöſiſchen von 
L. V. G. — Garrick, Hr. Emil Devrient. 
— Hierauf: „Der Ball a Eller⸗ 
brunn.“ Luſtſpiel in 3 Aufzügen von 
Karl Blum. — Baron Jakob, Herr Emil 


Bei Otto Wigand, Verlagsbuchhaͤndter in Leipzig, erſcheint und iſt durch jede Buch handlung zu beziehen: 


Wigand's Converſations⸗Lexikon. 


Für alle Stände. — Von einer Geſellſchaft deutſcher Gelehrten bearbeitet. 


Devrient, vom k. Hoftheater in Dresden, 

als Ste Gaſtrolle. Hedwig van der Gilden, 

Olle. Herbold, vom herzogl. Hoftheater 

in Braunſchweig, als vorletzte Gaſtrolle. 
Freitag: „Die wandernden Komödian⸗ 

ten.“ Komiſche Oper in 2 Akten, Muſik 
von Fioravanti. (Roſalinde, Mad. Küchen: 
meiſter, als vorletzte Rolle vor Antritt ihres 

Urlaubs.) 

Verlobungs⸗ Anzeige. 
(Statt beſonderer Meldung.) 

Die Verlobung unſerer Tochter Ottilie 
Schwartz mit dem Paſtor Herrn Müller 
in Domslau, beehren wir uns Verwandten 
und Freunden ergebenſt anzuzeigen. 

Breslau, den 2. Juni 1847. 

Guſtav Gutke. 
Julie Gutke, verw. gew. 
3 Schwartz. 

Als Verlobte empfehlen ſich: . 
Ottilie Schwartz. 
Theobald Müller. 

Verbindungs⸗Anzeige. 

unſere am 30 v. Mts. vollzogene eheliche 
Verbindung beehren wir uns, Freunden und 
Verwandten ſtatt beſonderer Meldung hier⸗ 
durch ergebenſt 2 

Gleiwitz, den 1. Juni 1347. 

Eduard Schwürtz, Poſthalter. x 
Emilie Schwürtz, geb. Scheider. 


(Verſpätet.) 

Bei unſerer Abreiſe ſagen wir als ehelich 
Verbundene unſern Freunden ein herzliches 
Lebewohl. 

Breslau, den 30. Mai 1847. 

Dr. Berthold Auerbach. 
Auguſte B. Auerbach, 
geb. Schreiber. 


Moritz Lehfeldt, 
Nanni Lehfeldt, geb. Lohnſtein, 
e Vermählte. r 
Breslau, den 30. Mai 1847. 
Entbindungs⸗Anzeige. 

Die Entbindung ſeiner lieben Frau, Ro⸗ 
ſalie, geb. Glücks mann, von einem ge⸗ 
funden Mädchen, zeigt Freunden und Ber: 
wandten ergebenſt an: 

Moritz Danziger. 

Myslowitz, im Mai 1847. 


Todes ⸗ Anzeige. 
Geſtern Abend 10, uhr entſchlief unſere 
geliebte Mutter Eleonore Kupke, geborne 
Schubert, nach kurzem Krankenlager, im 
Siſten Lebensjahre. Allen Verwandten und 
Bekannten widmen dieſe Anzeige: 
die Hinterbliebenen. 
Pleſchen, den 1. Juni 1847. 


3 An P 
Muth, theure Freundin, Muth in jeglicher 
5 5 Gefahr, 
Ein feft Vertrau'n und rieſenſtarker Glaube! — 
Dann ſeh' ich bald uns aller läſt gen Schran⸗ 
1 ken baar, 
und wahr wird jene Ahnung in der Laube. 
Villa nova in Altfcheitnig. 
Heute Donnerſtag 
großes Inſtrumental⸗ Concert. 
Wollene und ſeidene 
Sachen, Glacee⸗Handſchuhe werden nach Pa: 
riſer Art gewaſchen: Stockgaſſe Nr. 18. 


einladet: C. Stark. Bei günſtiger Witte) — 
rung findet täglich Vorſtellung ſtatt. 


der Salvatorkirche erbauten Rotunde gezeigt. 
zahlen die Hälfte. 


markt ſtehen gegen 300 Stück zur Zucht taug⸗ 
liche Mutterſchafe zum Verkauf. 


Vollſtändig in 12 Bänden gr. 8. — Jeder Band in 12 Heften (60 Bogen). — Jedes Heft 5 Bogen in umſchlag geh. 2½ Ser. 
Vorräthig bei Graf, Barth und Comp. in Breslau und Oppeln, in Brieg bei Ziegler. 


Niederſchleſiſche Zweigbahn. 


Sommer: Fahrplan vom 1. Mai c. ab. 


Anſchluß nach Berlin. Inſchluß nach Breslau und Görlik 


5 


A Abfahrt von Ankunft in 1 g 5 ER. 1 in 
2 [Abgang von | Ankunft in gang von | Ankunft in neu 
Glogau Hansdorf | Hans dorf Berlin Hausdorf 2 Breslau Görlik 
I. Morgens 9 uhr 30 Min. 12 Uhr — Min.] 1 Uhr 8 Min. 7 Uhr 33 Min. 1 uhr 46 Min. 8 uhr 19 8 PR 
> : Mittags. Abends. Mittags. Abends. Mitte pet. 
18 — 1 1 „ 30 „ 4, — „Der Lokalzug wird im Mai an Sonn- und Feſttagen, vom 1. Juni c. ab, täglich before 
okalzug > g 
III. Abends 6 „ 30 „ 19 „ — „110 uhr 2 Min. 5 Uhr 5 Uhr 24 Min 11 uhr 15 Min. 7 uhr * 
5 Abends. Morgens. Morgens. Morgens. Morgen N 
Auſchluß von Berlin. Anschluß von Breslau und För 
R. Abfahrt von] Ankunft in 5 Taka 15 2 ; art in 
ang-von nkunft in gang von gang von ] Anku 
„ erlin | Hansdorf | Breslau | Görlitz | Hausdort 
1. Morgens 5 Uhr 45 Min.] 8 Uhr 10 Min.] 10 uhr 45 Min. 5 Uhr 14 Min. 4 uhr 7 Uhr 15 Min.f9 une 52 er 
i Abends, Morgens. Mittags. Abends. Abends n 0 
u. Mittags NN ee ee 7 uhr 1 uhr 36 Min. 7 uhr 10 uhr 22 Min. 12 uhr 58 
Morgens. Mittags. Morgens. Morgens. Mitre de. 
III. Abends 7 „ — „9 „ 25 „ Der Lokalzug wird im Mai an Sonn: und Feſttagen, vom 1. Juni c. ab, täglich befe 


(Lokalzug) ‘ 


Bemer k un en. I 

Angehalten wird auf den Stationen Nilbau, Klopſchen, Quaritz, Waltersdorf, Sprottau, Buchwald und 82 9 lit 
Auf den Hauptſtationen unſerer Bahn findet ein unmittelbarer Billetverkauf vorläufig nach Berlin, Frankfurt, Sor au, 8 rat 
und Breslau flatt, und umgekehrt können in Berlin, Frankfurt, Görlitz und Breslau Billets bis Glogau, in 
aber bis Sagan gelöft werden. . ; die andere / 
Einer beſonderen Uebernahme und Aufgabe des Gepäcks Seitens der Paſſagiere bei dem Uebergange von einer Bahn auf die a 
bedarf es in Hansdorf nicht, ſondern nur eines Umtauſches der Garantieſcheine. 
Alle übrigen Beſtimmungen ergiebt das Betriebs⸗Reglement, welches auf allen Stationen für 1 Sgr. zu haben ift. 
Die Nachtzüge der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn ſchließen in Berlin und reſp. Breslau unmittelbar an die 
und Stettin reſp. Wien gehenden und von dorther kommenden Züge an. 

Glogau, den 27. April 1847. 


Die Direktion der Niederſchleſiſchen Zweigbahn⸗Geſellſchalt⸗ 
Die Niederlage des Berliner galvanoplaſtiſchen Inſtituts 


(Waarenlager von auf galvaniſchem Weges ſtark verſilberter und vergoldeter Gegenſtände aller Art) 


J. A. Morſch, Nikolai⸗Straße Nr. 8, 

empfiehlt ihr großes elegantes Lager obigen Inſtitutes zur freundlichen Beachtung. Das Lager beſteht aus 5 

Kaffee⸗Geräthſchaften, Kirchen⸗Geräthſchaften, Beleuchtungs⸗Artikeln, fo wie aus allen andern Gegenſtänden, 40 
wie in maffivem Silber. Die Verſilberung iſt viermal ftärker, als bei engliſchen und franzöſiſchen Plattirwaar 

1 unter dem Fagonpreiſe des Silbers. - 


BEER 
Det 


1 
2) 


3) 


4) 


5) nach Hamburg 


nten Tafel , Thee; und 
Ringen, Ketten u. dal 
Preiſe ſind feſt, jed 


— ’ 


5868 58 55 8% 
8 Kunstausstellung 


ıhause am Blücherplatz geöffnek 


Circus gymnasticus | 
im Scheitniger Park (Fürſtens⸗Garten.) ö 


Donnerstag den 3. und Freitag den 4. Juni: 
außerordentlich große gymnaſtiſch⸗ath⸗ 
letiſch-akrobatiſche Kunſt-Vorſtel⸗ 
lungen. Anfang 6 uhr. Wozu ergebenſt 


ist von früh P Uhr bis Abends # Uhr im Börs®N 


4 intrittspreis 20990900 5009090 


— 


ütigen Beachtung 


daß 
eſiſcher und Bielefelder reiner Leinwand, lei⸗ 


Einer 


empfehlen wir unſer Lager von fi 


1 i 3 weiße e, 
loſſales Schock 6 Atir. bis 50 Rtir.3 Tiſchzenge, weiße und rohe; Handtücher, wetantſeidene, 
on 100 505 e a höhe nene; %, d und 4 gebe henentüchet, e Dutzend 1 Rflr. bis 16 3 
p ’|jeinene und baumwollene Hals: und Taſchentücher; bunte 3 


wird täglich von 9 uhr Morgens in der an wol 80 2 

5 N und Damenhemde, 1 Stüc 20 Sgr. bie 6 much met 

und Mädchenbemde, Taufzeuge, Bett⸗ueberzüge, Bettdecken, gerbeinklei⸗ 

Halskragen, Wan Versehen Negligee: A ſo wie leinene un 
ter Verſicheru i 

N für Herren unter erung N 3 ee vn 15 * 

F. Callenberg und T. Zeller, Ring Nr. © 4 


Entree iſt 5 Sgr. Kinder unter 10 Jahren 


Auf dem Dominium Zieſerwitz bei Neu: 


Vorräthig und beſonders empfohlen von G. P. Aderholz, 


1361 


(Ring: und Stockgaſſen⸗Ecke Nr. 53), Hirt, Max und Kom p., Schulz und Comp. und jeb 
andern Breslauer Buchhandlung: 


Das bei Carl Hoffmann in Stuttgart erſcheinende, in allen gebildeten Familien beliebte 


ein Jube riff des Wiſſenswürdigſten und Unterhaltendſten 


u De 


r Welt, 


aus den Gebieten der Natur⸗ 


Geſchichte, Naturlehre, Länder: und Völkerkunde. Weltgeſchichte, Götterlehre ꝛc. 
Preis jeder Lieferung 10 Sgr. 


wird auch in dieſem Jahre fortgeſetzt, und iſt ſogleich durch jede Buchhandlung zu beziehen. — Jeden Monat erfcheint eine Lieferung, welche 4 Bogen Text auf 
Velinpapier, einen ſchönen Stahlſtich und drei prachtvoll color. Tafeln enthält. Hauptſächlich iſt das Buch für die erwachſene Jugend beſtimmt, weshalb wir es Eltern 
und Lehrern befonders empfehlen; der Anhalt (Jagdabenteuer, Sepgemälde, Naturſchilderungen, Biographien ꝛc.) iſt aber von der Art, daß auch Erwachſene 


ihn mit Vergnügen leſen und wohl in jedem Hefte viel Neues und Intereſſantes finden. 


Die Dezember⸗Lieferung iſt beſtimmt vor Weihnachten in den Hän⸗ 


den aller, auch der entfernteſten Subſkribenten. Die erſten 4 Lieferungen dieſes Jahrgangs, welche ſammt der ſchönen Prämie: das Freiburger Münſter, Stahlſtich 


in gr. Folio, in jeder Buchhandlung zu haben ſind, enthalten: 
1. Lief. Das Lauterbrunner Thal, mit Stahlſt. — Der Jungfrau⸗Gletſcher, m. Stahlſt. — Deutſche Sagen, von Franz Hoffmann. — Das Goldhähnchen, m. col. Taf. — 


Die Engel⸗Apotheke, eine Erzählung. — Kamtſchatka. — Fledermäuſe, m. col. Taf. — Der Fiſch im Sande. 


Seebild. — Die Bruchweide und ihre Bewohner, m. col. Taf. — Leben 


Byrons. — Bereitung und Wirkung der Schießbaumwolle. — 2. Lief. Wielands Leben, m. Stahlſt. — Die Polypen des ſüßen Waſſers, m. col. Taf. — Süd⸗Amerika; die Land⸗ 
enge von Panama. — Die Flußpferdjagd, m. col. Taf. — Die Spießgemſe, m. col. Taf. — Deutſche Sagen. — Der Liguſter und der Liguſterſchnurrer, m. col. Taf. — Die Extreme 
berühren ſich; Erzählung. — Die Beſteigung des Antuco. — 3. Lief. Rouen und das Departement der Nieder⸗Seine, m. Stahlſt. — Deutſche Sagen. — Der Sturmvogel, mit 
col. Taf. — Die Lipariſchen Inſeln. — Dis Schellfiſche, Salmen und Umber ſiſche, m. col. Taf. — Seebilder. — Die Solaneen oder nachtſchattenartigen Pflanzen, m. col. Taf. — 
1 3 K — ori 5 — le. — dle 8 er Lief. iS . Reiſe nach Grönland, mit Portr. — Eifen. — Die Vierhänder, insbeſondere die Affen 
er alten Welt, m. col. Taf. — Einige Arzneiſtoffe. — Die angen, m. co af. — Deutſche Sagen. — Halbedelſteine. — Schädliche Forſtinſekte . col. „ — inneru 
aus Salonichi; Erzählung. — — — Der amerikaniſche Fuchs. ſch 1 ® f cäͤdüiche Forfunſekten, m. col. Taf Eri ng 


Die früheren 
handlung zu beziehen. 


209900900399000005095000020000840000900298900 


Bei Gustav Hempel in Berlin erschien und ist in Breslau uud Ra- 


tibor bei Ferdinand Hirt, in 


S Preussische Stände-Gallerie. 
8 Iste Lieferung. 


enthaltend die Porträts der 
Fürsten zu Solms-Hohen-Solms-Lich, Landtags-Marschalls 
der ersten und der vereinigten Kurien. 
Grafen von Aruim- Boitzenburg, geheimen Staatsminister 
und Stellvertreters des Marschalls der ersten Kurie. 
8 von Beckerath, Abgeordneter. 


Preis einer jeden Lieferung 1 Rchl., eines einzelnen Porträts 15 Sgr. 
Die Zahl der erscheinenden Lieferungen ist unbestimmt, jedoch verpflichtet 


„ 


sich kein Unterzeichner zur Abnahme 


CCC 


Niederſchleſiſche Zweigbahn. 


— — 


5 Jahrgänge, deren je der ein geſchlo 


Krotoschin bei Stock vorräthig: 


m 
Saceeneeseedeeeeeseses 


der Fortsetzung. 


Der Geſchäftsbericht, welcher von uns zu der am 29. d. M. abgehaltenen ordentlichen 
Generalverſammlung erſtattet worden iſt, kann von den Aktionären unſerer Geſellſchaft in 


Breslau bei den Herren L. Bamberg's 
werden. Glogau, den 31. Mai 1847 
Die Dire 


Wwe. u. Söhne in Empfang genommen 


der Niederſchleſiſchen Zweigbahngeſellſchaft. 


Neiſſe⸗Brieger Eiſenbahn. 


Den Herren Aktionären der Neiſſe⸗Brieger Eiſenbahn⸗Geſellſchaft wird in Erinnerung 


gebracht, daß die achte Einzahlung von zehn Pro 
kanntmachung vom 20. März d. J. vom 9. bis 12. 


ent in Gemäßbeit unferer Be⸗ 
uni d. J. zu leiften iſt. 


Gleichzeitig werden die Herren Aktionäre aufgefordert: 


die neunte 


Einzahlung von fünfzehn Prozent 


vom 19. bis incl. 22. Juli d. J. 
Vormittags von 8 bis 1 uhr gegen Quittung der Herren Kaſſirer Lange und Buchhalter 


Bialecki an unſere Hauptkaſſe zu leiſten. — 


Bei der Zahlung ſind die nach den Nummern 


geordneten Quittungsbogen und ein beizulegendes Verzeichniß derſelben zu übergeben. 
Auf jeden Quitungsbogen werden den Herren Aktionären an Zinſen von 75 Rtlr. für 


40 Tage (vom 12. Juni bis 22. Juli d. J. zu vier Prozent 
nung gebracht, ſo daß auf jeden Quittungsbogen vierzehn 


groſchen einzuzahlen bleiben. 


ehn Silbergroſchen in Anxech⸗ 
haler zwanzig Silber⸗ 


Auch bei dieſer neunten Einzahlung wird es den Herren Aktionären geſtattet, gleich 
die vollen Aktien einzuzahlen und dagegen die Original⸗Aktien mit zwei vierprozentigen Zins⸗ 


coupons 
machung vom 20. 
denſcheinen vom Jahre 1849 ab, 


eingeforderten 
die fehlenden 10 Prozent mit 
jedoch nach Abzug der Zinſen zu 


17 


und einem eventuellen Dividendenſcheine für das Jahr 1848 (deſſen in der Bekannt⸗ 
März d. J. irrthümlich keiner Erwähnung geſchehen) und zehn Dioiden⸗ 
in Empfang zu nehmen. 

Aktionäre, die von dieſer Bewilligung Gebrauch machen wollen, 


werden außer den 
Be 14 Rtlir. 20 Sgr. 
10 Rtlr. 


4 Prozent von 
100 RNtir. vom 22. Juli bis 31. Dezbr. 1847 mit 1 Rtlr. 23 Sgr. 


8 Rtlr. 7 Sgr. 


— 2 


beiſammen alſo 22 Rtlr. 27 Sgr. 


zu zahlen haben. — Wir verweiſen im Uebrigen die Herren Aktionäre rückſichtlich der Fol⸗ 
gen der Nichteinzahlung auf § 12 des Geſellſchafts⸗Statutes. . 


Breslau, den 27. Mai 1847. 


Das Direktorium der Meiffe-Brieger Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 


Dampfwagen Zuge der 


8 ar in Kofel 


Morg. 5 u. 15 
Morg. 8 u. 
Morg. 5 u. 


wlabrt von Ratibor 
bfahrt von Koſel 
Abfahrt von Ratibor 


Abfahrt von Annaberg 
des von Wien nach Hamburg gehen⸗ 

den Poſtzuges, 
Wahr. den Lee Mitt. I u. 
An abet von Ratibor 
fahrt von Koſel Nchm. AU. 30 M. 
s von Hamburg nach Wien gehen⸗ 

den Poſtzuges, 


Abfahrt von Annaberg Abds. 8 u. nach 
des von Wien in Oderberg eintref⸗ 
fenden Zuges, 
Ratibor, den 31. Mai 1847. 


— 


bequem und 


Morg. 8 u. 16 M. 


Nehm. 2 u. 45 M. 


Wilhelms⸗Bahn 


ab 
Morgs. 6 u. 5 M. 
Ankunft in Ratibor Morgs. 8 u. 50 M. 
Ankunft in Annaberg Morgs. 5 u. 35 M. 
zum Anſchluß an den 7 uhr von Oderberg 
nach Prag und Wien abgehenden Zug. 
nach Ankunft - 


Ankunft in Koſel Vorm. 10 u. 30 M. 
Ankunft in Ratibor Nachm. 1 u. 50 M. 
Ankunft in Koſel Nachm. 3 u. 35 M. 


nach Ankunft 


Ankunft in Annaberg Nachm. 6 u. 15 M. 
zum Anſchluß an den 8 uhr von Oderberg 

nach Wien und Prag gehenden Zug. 
Ankunft 


Ankunft in Ratibor Abends 8 u. 35 M. 


Das Direktorium der Wilhelms⸗Bahn. 


Ein halbgedeckter Reiſewagen, 


dauerhaft gebaut, iſt billig zu verkaufen; Näheres am Naſchmarkt Nr. 47. 


ſſenes Ganzes bildet, ſind ebenfalls noch gebunden oder in einzelnen Lieferungen durch jede Buch⸗ 


An praktiſche Aerzte, Heil: und Bade⸗Anſtalten. 
Folgende, über die Wirkungsweiſe und wichtige Behandlung der hochwichtigen Heilkräfte 
der Elektrizität und des Magnetismus belehrende Schrift iſt ſo eben erſchienen und 
durch alle Buchhandlungen zu erhalten, in Breslau und Oppeln bei Graß, Barth 


u. Comp., in Brieg bei Ziegler: 


Die magnetorelektriſche Rotationsmaſchine und der Stablmagnet als Heilmittel ꝛc. 
von Dr. E. Romershauſen. Mit Steinzeichnung. Halle 1847. 12 Sgr. 


Verlag von Ed. Heynemann. 


K Ä᷑—E—— ]ĩↄ ß ⁵¼§‚wt ¼ ,, 
Bei J. C. Mäcken Sohn in Reutlingen iſt erſchienen und in allen Buchhandlungen 
zu haben, in Breslau und Oppeln bei Graß, Barth u. Comp., in Brieg ei 


J. F. Ziegler: 
Friedrich, Dr. 


G., Die Mutter am Krankenbette ihres Kindes, oder Leitfaden 


zum Erkennen und Behandeln der erſten Kinderkrankheiten, mit beſonderer 


Rückſicht auf die Diätetik. 
15 Sgr. 


Für forgfame Mütter dargeftellt. 


8. 10 Bogen. 


— — Das krankhofte und ſchwere Zahnen der Kinder und feine Heilmittel, nebſt 
erläuternden Krankheitsgeſchichten. Ein Handbüchlein für Mütter. 8. 9 ½ Bg. 


12½ Sgr. 


Engl. Steinkohlen⸗Pech und 
Engl. Steinkohlen⸗Theer 


in ganzen und getheilten Gebinden empfiehlt; 


Herrmann Hammer, 


Albrechtsſtraße vis-A-vis der Poſt. 


Hierdurch mache ich die ergebene Anzeige, daß ich den Verkauf meiner feinen 


Seifen und Parfümerien 
Herrn G. Dehnel, Junkernſtraße Nr. 51, gegenüber der goldnen Gans, übergeben habe, 
und empfehle dieſe Niederlage meiner anerkannt guten und preiswerthen Fabrikate einer 


geneigten Beachtung. 
Quaritz, im Mai 1847. 


einrich Dehmel, 


9 
Hof⸗Lieferant Ihrer Majeſtät der Königin von Preußen. 


Bezug nehmend auf obige Annonce verſichere ich bei der reelſten Ausführung der geehr⸗ 


ten Aufträge die billigſten Preiſe. 


Den Herren Wiederverkäufern berechne ich die Fadrikpreiſe und empfehle namentlich 


Mittel. 


geneigten Beachtung „Acide aromatique“ für e als ein bewährtes 


Dehnel. 


RA RR; DELETE Te 
Geipärtsverlegung des Wagenbauer 2 


rpff. 


Das ſeit einer Reihe von Jahren geführte Wagenbau⸗Geſchäft meines Vaters, 
Albrechtsſtraße Nr. 34, hat derſelbe wegen vorgerückten Alters aufgegeben und habe 
ich daſſelbe theilweiſe nach der Altbüſſerſtraße Nr. 12 verlegt. Ich bitte da⸗ 
her alle hohen Gönner mir bei dieſer Geſchäftsverlegung ihr gütiges Vertrauen be: 
wahren zu wollen, wogegen es mein eifrigſtes Beſtreben fein fol, daſſelbe durch ſtets 


« neue Sachen und reele Bedienung zu rechtfertigen. 


Ne 


e 


Bei A. Schulz u. Comp. in Breslau 
(Altbüſſerſtraße Nr. 10, an der Magdalenen⸗ 
Kirche) iſt erſchienen: 


Flora 


der Umgegend von Breslau, 
von Dr. Scholtz. 
a Preis 221, Sgr., geb. 5 Sgr. 


Bei H. Lucas in Hirſchberg erſchien ſo 
eben folgende höchſt wichtige Schrift für Juſtiz⸗ 
Kommiſſarien, Schulzen, Gerichte und Bauern, 
und iſt bei Aug. Schulz und Comp. in 
Breslau, Altbüßerſtraße Nr. 10, an der 
Magdalenen⸗Kirche zu haben: 


Die 
Schutzgelder in Schleſien. 
Eine Rechtsanſicht 
von 
Juſtizrath Robe. 
Preis 3 Sgr. 

Der Herr Verfaſſer weiſt in feiner Schrift 
nach, daß in Schleſien rechtsgültig keine Schub: 
gelder mehr beſtehen, daß ſie aber deſſenun⸗ 
geachtet von rechtsunkundigen Gutsherren ge: 
fordert, von rechtsunkundigen Inliegern mit 
Seufzen bezahlt und hin und wieder auch zu⸗ 
erkannt werden. n € 


Ein me angs-Eommis 
mit den vortheilhaften Zeugniſſen verſehen, 
und durch feine bisherigen Prinzipäle beſtens 
empfohlen, ſucht in oder bei Breslan von 
Michael ab ein anderweitiges Engagement, 
am liebſten in einem Fabrikgeſchäft, jedoch 
würde er ſich auch in jeder andern Branche 
gern wieder einrichten, da er außer einem 
Fabrik⸗ auch Material: und Wein⸗Geſchäft 
bereits kennt. { 
Darauf reflektirende Handlungs⸗Chefs wol⸗ 
len ihre geehrten Schreiben in dieſer Ange⸗ 
legenheit unter der Chiffre L. V. Hirſchberg 
poste restante möglichſt bald abzugeben die 
Güte haben. . 


Einem geehrten Publikum, wie auch mei⸗ 
nen Freunden und Bekannten hier und aus⸗ 
wärts, empfehle ich mich zur Beſorgung all 
und jeder Art von Geſchäſten und Aufträgen. 
Ich werde durch den regſten Eifer und ſtreng⸗ 
ſte Rechtlichkeit das mir geſchenkte Vertrauen 
zu rechtfertigen und zu erhalten ſtets be⸗ 


n . Heilborn, 


Antonienſtraße, im weißen Storch. 


Möbel⸗Verkauf. 
Verſchiedene neue Möbel ſind billig zu ver⸗ 
kaufen Albrechts⸗Straße Nr. 48, im Gewölbe. 


Nothwendiger Verkauf. 

Die im Landeshuter Kreiſe belegenen Erb⸗ 
lehn⸗ und Rittergüter Pfaffendorf, Weis bach, 
Neu⸗Weisbach und Nieder⸗Haſelbach, abge⸗ 
ſchätzt auf 45,779 Rthlr. 16 Sgr. 8 Pf. zu: 
folge der nebſt Hypothekenſchein in unſerer 
Regiftratur einzuſehenden Taxe, ſollen 

am 4. . d. J. Pr 
an ordentlicher Gerichts ſubhaſtirt werden. 

Die dem Aufenthalte nach unbekannten 
Gläubiger Frau Lieutenant v. Schmidthals, 
Eliſabeth, geborene Brand v. Lindau, und 

au Juliane Emilie Philippine Lucas, ge⸗ 

ene Erakau, werden hierzu öffentlich vor⸗ 
geladen. 

Breslau, den 1. April 1847. 

Königliches Ober⸗Landes⸗Gericht. 
Erſter Senat. 
Hundrich. 


Subhaſtations⸗ Bekanntmachung. 


Zum nothwendigen Verkaufe des hier auf giſtra 


dem Univerſitätsplatz Nr. 10 belegenen, dem 
Lohgerber Johann Gottfried Windberger 
gehörigen, auf 4089 Rthl. 2 Pf. geſchästen 
Hauſes, haben wir einen Termin auf den 
5. Auguſt, Vormittags 11 uhr, vor dem Hrn. 
Stadtgerichts⸗ Rath Schmiedel in unſerem 
Parteienzimmer anberaumt. Taxe und Hy⸗ 
pothekenſchein können in der Subhaſtations⸗ 
Regiſtratur engefchen werben, Der dem Auf: 
enthalt nach unbekannte Partikulier Johann 
Gottlieb Eduard Materne oder deſſen Er⸗ 
ben werden zu Wahrnehmung ihrer Rechte 
hierdurch vorgeladen. 
Breslau, den 9. April 1847. 
Königliches Stadtgericht. I. Abtheilung. 


Oeffentliche Vorladung. 

Es iſt auf das Aufgebot nachſtehender, an⸗ 

lich verloren gegangener Hypotheken⸗Do⸗ 
mente angetragen worden: 
1) Das Inſtrument vom 8. Januar 1805 
über 50 Rthl. Maternum, verſichert für 
den minorennen Carl Gottfried Lange 
zu Neuſalz auf dem Hauſe Nr. 4 Neuſalz. 
Des Erbrezeſſes de dato et confirmato 
9. Januar 1811 über 111 Rthl. 2 Sgr. 
8 Pf., für die beiden Söhne des Maurer⸗ 
Meiſters Gottlieb Friebel zu Neufalz, 
eingetragen auf dem Hauſe Nr. 127 


„Neuſalz. 
3) Der Erbſonde vom 26. Oktober 1803, 
N und . 12. September 1810 
über 200 Rthl. Maternum, eingetragen 
Rubriea III. Nr. 2, für den minorennen 
Johann Friedrich Erdmann Scheibel 
zu Neuſalz, auf dem Haufe Nr. 84 Neuſalz. 
4) e vom 31. Juli 
1830 über 40 Rthl. mütterliche Erbegel⸗ 
der der drei Geſchwiſter Kielmann, Jo⸗ 
hann Chriſtian, Anna Roſina aria 
Dorothea zu Alt⸗ Tſchau, verſichert auf 
der Kutſchernahrung Nr. 14, Alt⸗Tſchau. 
Es werden daher alle diejenigen, welche als 
Eigenthümer, Ceſſionarien, Pfand⸗ oder ſon⸗ 
ſtige Briefinhaber, A auf dieſe Obli⸗ 
gationen und die auf Grund derſelben einge⸗ 
nen lien zu haben vermeinen, hier⸗ 
durch öffentlich eingeladen, in dem am 
3. Juli d. 3, ormittags 10 Uhr 
vor uns in unſerra Gerichtstokale anberaum⸗ 
ten Termine entweder perſönlich oder durch 
einen geſetzlich zuläſſigen Bevollmächtigten, 
wozu den Auswärtigen die Juſtiz⸗Kommiſſa⸗ 
rien John in Neuſalz und Zindel in Frei⸗ 
t vorgeſchlagen werden, zu erſcheinen, und 
rer Anſprüche zu beſcheinigen, widrigenfalls 
1 0 nn —— — ausge⸗ 
chloſſen, ie obigen Obligationen für amor⸗ 
tiſirt erklärt werden ſollen. 
Neuſalz, den 24. Februar 1847. 
Königl. Land⸗ und Stadt⸗Gericht. 


D 82 Marz ie n duet All 

er am 5. rz zu Tillo⸗ 
witz, Falkenberger Kreiſes, geborene Schneider 
Joſeph Pattoch, welcher etwa ſeit 1823 
aus ſeinem Geburtsorte verſchollen, und ſeit 
ſeiner Entfernung von ſeinem Leben und Auf⸗ 


2 


enthalt keine Kunde gegeben hat, wird auf, 


den — ſeines Kurators, Juſtiz⸗Kommiſ⸗ 
ſarius v. Stöſſell, hierdurch öffentlich auf: 
geboten, und derſelbe, ſo wie ſeine etwanigen 
Erben und Erbnehmer aufgefordert, ſich bin⸗ 


nen 9 Monaten, ſpäteſtens aber in dem auf 
den 20. Januar 1848 Vormi * 
10 uhr rmittags 


in der Gerichts⸗Kanzlei zu Tillowig angeſetz⸗ 
ten Termine ſchriftlich oder perſönlich zu gr 
den, entgegengeſetztenfalls aber zu gewärtigen, 
daß er für todt erklärt und fein zurückgelaſ⸗ 
ſenes Vermögen ſeinen Erben, die ſich gemel⸗ 
det und legitimurt haben, event. dem königl. 
en freien Difpofition verabfolgt wer⸗ 


wird. 
Falkenberg, den 26. März 1847. 

Das v. Frankenberg⸗Ludwigs⸗ 

Torf⸗Tillowitzer Gerichts⸗Amt. 


„% ů——T—T—T—TTT—T—T—T——— 
Knochen⸗Mehl⸗Sfferte. 
Die neue Knochen⸗Muhle in der Werder⸗ 
Mühle von M. 
gie 3 e 8 755 em⸗ 
e rfälſchtes 4 
＋ als vorzügliches 3 ed 
billigſten Preiſe. 
Eine G „Köchin, die immer in Gaſt⸗ 
äufern 9 hat, wünſcht ein unter⸗ 
— ne Penbemafanße 9 53, 
zwei Stiegen, bel Eüart. 1 


Rochefort und Zipp, 


BER Offene Stelle. 

Ein jüdiſcher Religionslehrer, welcher zu⸗ 
gleich die Fähigkeiten eines Küſters und Schäch⸗ 
ters beſitzt, und hierüber mit guten Zeugniſ⸗ 
fen verſehen ift, findet hierorts unter annehm⸗ 
baren Bedingungen vom 1. Juli d. J. an 
eine Anſtellung. 

Hierauf Reflektirende belieben ſich entweder 
perfönli oder in portofreien Briefen bei Un 
terzeichnetem zu melden. 

Patſchkau, den 9. Mai 1847. 

Der bisherige Kontrakt für Beſchäftigung 
der Häuslinge in der hieſigen Zwangsarbeits⸗ 
Anſtalt, mit Spinnen von Kälberhaaren und 
Butzen, läuft mit Ende Juni d. J. ab. En⸗ 
trepreneurs, welche geneigt find, die Beſchäſ⸗ 
tigung der Häuslinge auf die bisherige oder 
andere Weiſe zu übernehmen, wollen ihre 
desfallſigen Offerten bald an den hieſigen Ma⸗ 
t einreichen. 

Görlitz, den 22. Mai 1847. 
Der Magiſtrat. R 


Auktion. Am 4. d. M., Vorm. 9 Uhr, 
werde ich Breiteſtraße Nr. 42 eine Parthie 
abgelagerte Hamburger Cigarren, eine Parthie 
bronzene Gardinenſtangen, 2 Brückenwaagen, 
1 Hürdlerwagen, dann Wäſche, Betten, Klei⸗ 
dungsſtücke, Möbel und Hausgeräthe verſtei⸗ 
gern. Mannig, Auktions⸗Kommiſſ. 


Edikt. 

Vom Magiſtrate der kaiſerl. Hauptſtadt 
Brünn, als Verlaßabhandlungs⸗Inſtanz nach 
den ab intestato verſtorbenen Buchhalter in 
der Franz Gaſtl'ſchen Buchhandlung Karl 
Nikolaus werden auf Anſuchen des zum 
Kurator der Verlaſſenſchaft und der unbe⸗ 
kannten Erben beſtellten m. ſch. Landes⸗Ad⸗ 
vokaten Herrn Dr. Wenzliczke hiermit alle 
jene, welche an den Nachlaß des Karl Niko⸗ 
laus Erbanſprüche zu haben vermeinen, auf⸗ 
gefordert, ſolche binnen 1 Jahre 6 Wochen 
und 3 Tagen, vom Tage der Kundmachung 
gerechnet, um ſo gewiſſer bei dieſem Magi⸗ 
ſtrate geltend zu machen, anſonſt nach Ver⸗ 
lauf dieſes Termines mit den ſich Meldenden 
die Verlaßabhandlung gepflogen, und an dieſe 
die Verlaßmaſſe eingeantwortet werden würde. 

Brünn, am 19. Februar 1847. 


Ein Wirthſchafts⸗Beamter, der bisher auf 
mehreren größeren Gütern im Königreich Sach⸗ 
ſen thätig war, und über ſeine Kenntniſſe wie 
moraliſche Führung von achtbaren Männern 
beſtens empfohlen iſt, wünſcht gern in der 
Provinz Schleſien eine möglichſt ſelbſtſtändige 
Anſtellung als Oekonomie⸗Inſpektor oder Ver: 
walter. — Der Redakteur der Zeitung für 
Landwirthſchaft, Herr R. Becker, Friedr. Wil⸗ 
helmsſtraße Nr. 37 b. zu Breslau iſt im Be⸗ 
fig der betreffenden Certificate und wird die 
Güte haben, auf gefällige Anfragen das Nä⸗ 
here mitzutheilen. , 


Engagements⸗Geſuch. 
Eine anftänbige Wittwe in mittlern Jah: 


ren, ohne allen Anhang, welche jeder Haus: 


wirthſchaft in allen Zweigen derſelben vorſte⸗ 
hen kann, auch bei Kranken zur Pflege ſehr 
zugänglich iſt, wünſcht, da ſie noch eine kleine 
Staatspenſion bezieht, bei einer Familie, 
gleichviel in der Stadt oder auf dem Lande, 
entweder dem Hausweſen gänzlich vorzuſtehen, 
oder bei einem einzelnen Herrn, wo Kinder 
vorhanden ſind, die Wirthſchaft zu überneh⸗ 
men. Bei einem anſtändigen freundlichen 
Entgegenkommen und niederem Gehalte würde 
ſich dieſelbe das Vertrauen in einer Familie 
ehrenhaft zu erwerben ſuchen. Hr. v. Sch wel⸗ 
lengrebel, am Ohlauer Stadtgraben 19, 
wird die Güte haben, Näheres mitzutheilen. 
Ein unverheiratheter, kautionsfähiger, der 
polniſchen Sprache mächtiger Beamter, als 
Rendant, 27 Jahr alt, wünſcht in gleicher 
Eigenſchaft bei einem Mühlengeſchäft oder 
Rechnungsführer, Rentmeiſter, oder an einer 
Fabrik mit einer Herrſchaft kontrahiren zu 
können. Tralles, Schuhbrücke Nr. 66. 


Wirthſchafts⸗Beamter. 

Den hochverehrten Herren, welche vielleicht 
einen unverheiratheten Wirthſchafts⸗Beamten 
in jüngeren Jahren, der jedoch ſchon in meh⸗ 
reren Orten ſervirt, und darüber Zeugniſſe 
aufzuweiſen hat, zu engagiren beabſichtigen, 
hiermit die ergebene Anzeige, däß ein ſolcher 
zu erfragen Neue Schweidnitzerſtraße Nr. 7, 
beim Herrn Kaufmann Scheurig. 

Mit einer Auswahl buntem und weißen 
Tafelglaſes, fo. wie zu Anfertigung aller 
Arten Gtafrrarbeit in als außerhalb Bres⸗ 
lau empfiehlt ſich: 

Guſtav Strack, königl. Hof: 
Glaſermeiſter, Albrechtsſtraße 42. 

Ein Plauwagen, neuefter Art, auf Sruck⸗ 

federn, iſt billig 1 En Ari 
Krauſe n. Kretſchmer, 
Minoritenhof Nr. 5. 


Bünggndendaseesdddde 

Nunkelrüben⸗Pflanzen 8 
ſind zu haben in Roſenthal und Groß⸗ 2 
Mochbern bei r 


Ein militärfrommes, fehlerfreies, 
rittenes junges Pferd ſteht zu ve 
Matthias ſtraße Rr. 12 (eine Stiege). 


ut ge⸗ 
fen: 


1362 


Trompeten Konzert 


findet heute im Garten zum römiſchen 
Kaiſer ſtatt, wozu ergebenſt einladet: 
F. Neumann, 
Ohlauer Vorſtadt, Kloſterſtraße Nr. 2. 
Entree à Perſon 1 Sgr. 


Weiß ⸗Garten. 
Täglich Konzert, 


unter Mitwirkung des Teuoriſten und 
Pedal⸗Gnitarriſten aus Wien. 
NB. Das geſtrige Abonnement⸗Konzert war 
das 30ſte, nicht das 29ſte. 


Im früher Zahnſchen Garten 
heute den 3. Juni 
großes 


Inſtrumental⸗Concert 


von einem gut beſetzten Orcheſter. 
Karl Hartmann, Cafetier, 
Tauenzienſtraße Nr. 5. 


Wegen Familien⸗Angelegenhei⸗ 
ten bin ich gefonnen mein in der 
Breslauer Vorſtadt Nr. 159 a u. b 
belegenes Haus, in welchem ſich 
ein ſehr bequemer Kaufladen nebſt 
zwei Ladenſtuben und Ladeneinrichtung, Keller, 
Kammer u. Remiſe befinden; fo wie 9 Stuben, 
3 Kabinets nebſt Küchen, 3 Kellern, 4 Kam⸗ 
mern und 3 Holzremiſen. Ein Hinterhaus 
mit 4 Stuben, 2 Kabinets und Bodengelaß. 
Ein Hinterhaus mit 2 Stuben, 1 Kabinet 
und Bodengelaß. Ein Waſchhaus nebſt einer 
Stube, 2 Höfräumen. Ein großer Gemüſe⸗, 
Obſt⸗ und Blumengarten, darinnen ſich ein 
maſſives Gartenhaus beſindet, aus freier 
Hand zu verkaufen. Dazu habe ich einen 
Termin auf den 1LOten Juni dieſes 
Jahres anberaumt. Kaufluſtige und Zah⸗ 
lungsfähige werden zu dem dazu beſtimmten 
Tage freundlich zu mir eingeladen. Auch 
können die näheren Bedingungen bei mir 

täglich eingeſehen werden. 

Liegnitz, Breslauer Vorſtadt, den 

5 7. Mat 1847. Scheppan. 


Meine Damen⸗Schwimm⸗ und Bade: 
Anſtalt (Matthias » Kunft Nr. 3) ift den 
1. Juni eröffnet worden. 

In meiner Herren : Schwimm und 
Bade⸗Anſtalt (Hinterbleiche Nr. 3) iſt die 
Brunnen⸗Douche (5% Grad) fertig. 

Der mit der Schwimm⸗Anſtalt verbundene 
Badeplatz für Nichtſchwimmer iſt ebenfalls 
fertig, für deſſen Benutzung pro Sommer 
1 Kthlr. bezahlt wird. Kallenbach. 

Haus⸗Verkauf. > 

Ein neues, maſſiv und gut gebautes zwei⸗ 

ſtöckiges Haus in Freiburg, mit ſchöner Aus⸗ 


ſicht aufs Gebirge und den Bahnhof, mit ei⸗ 8 


ner Schmiedewerkſtatt, elf S Entree's, 
Alkoven und großen gewölbten Kellern, mit 
Hofraum, Garten und Hinterhauſe, in wel⸗ 
chem noch eine Tiſchlerwerkſtätte nebſt be⸗ 
quemer Wohnung, Stallung auf vier Pferde, 
Wagenremiſen ꝛc. befindlich, iſt veränderungs⸗ 
halber zu verkaufen. Daſſelbe eignet ſich, ver⸗ 
möge ſeiner ſchönen Lage, bequemer Einfahrt 
und Baulichkeit zu jedem Geſchäft. Nähere 
Auskunft darüber ertheilt Herr Schmiedemei- 
ſter Jäkel in Freiburg, Bahnhofſtraße 264, 
und in Breslau Hr. A. Weidner, Schmie⸗ 
debrücke Nr. 36. 


Ein erſt vier Monate in Gebrauch ge⸗ 
weſener kupferner Spiritus⸗Dampf⸗ 
Apparat, nebſt alem Zubehör, fteht 
zum auf; wo? und Bedingungen wer⸗ 
den die Herren W. Schmidt & Hu⸗ 
guenel in Breslau, Albrechts⸗Straße 
Nr. 38, die Güte haben mitzutheilen. 


Ein Roßwerk, 


von geſundem eichenen Holze, ſteht verände⸗ 
rungshalber billig zum Verkauf: 


Mauritiusplatz 7. 
Marſeiller Oel⸗Seife, 

Oranienburger Soda Seife, 
empfiehlt als ausgezeichnet zur Wäſche: 


Auguſt Kaſchmieder, 
Schuhbrücke Nr. 33, im Schiffs matroſen. 


Ritter güter 
jeder Größe und Gegend zu ſoliden Preifen, 
bei angenehmer Lage, gutem Inventar, rich⸗ 


tigem Acker⸗, Forſt⸗ und Wieſenverhältniß, H 


mehrere in der Nähe Breslau's an Chauſſeen 
und Eiſenbahn⸗Verbindungen weiſet nach der 
Güter ⸗Negociant Fr. An 
Breslau, Friedrich Wilhelmsſtraße Nr. 56, 
erſte Etage. 
Anzeige für Hausfrauen. 

Neue Schweidnitzerſtraße Nr. Ze, par terre) 
ſteht eine gute engliſche Dreh⸗Mangel zum 
Gebrauch, pro Stunde 1 Sgr. 


Ein Mahagoni⸗Sopha, 


mit Roßhaaren gepolftert, ist Schweidniter⸗ 
ſtraße Nr. 8, eine Treppe hoch, zu verkaufen, 
Eine freundliche Fre. von 2 Stu⸗ 
ben und Kabinet iſt zum 1. Juli an einen 
Unverheiratheten oder 8 Eheleute zu 
vermiethen: Kloſterſtraße Nr. 85 b. 


g. Lange zu N 


10,000 Thaler 


find gegen Pupillar⸗Hypothek und 5 pC. 
Zinſen im Ganzen oder getheilt zu erhe⸗ 
ben. Das Nähere erfährt man auf fran⸗ 
kirte Briefe, adreſſirt an T. G. in Koſel 
poste restante. Einmiſchung eines Drit⸗ 


ten wird verbeten. 
E 


Batiſte, Jaconetts u. Percalines 

habe ich in ſehr geſchmackvollen, ganz 

neuen Dispoſitionen wieder 2 
SE” Preife feſt und billig. 


Adolf Sachs, 


„in der Löwengrube,“ Ohlauerſtraße Nr. , 
eine Treppe. 


Alte Waffen, 
Oelgemälde und Roccoco⸗Möbel find zu ver“ 
kaufen, Stockgaſſe Nr. 18, bei 0 
G. Bürfner- 


Lübner Sahn⸗Kaſe 


empfing wieder und empfiehlt: 7 

Aug. Kaſchmieder, 
Schuhbrücke Nr. 33, im Schiffs⸗Matroſen. 

Ein Bedienter, 

welcher deutſch, polniſch, ruſſiſch und maſu⸗ 

riſch ſpricht, wünſcht mit einer Herrſchaft a 

Reifen zu gehen. Näheres kleine Groſchen⸗ 

gaſſe Nr. 34 bei Wittwe Sch würtz. ! 

Im Herrmannshofe in der Bahnhofs 
ſtraße find noch Wohnungen zu vermiethen 
und welche ſogleich zu beziehen. 

Das Nähere beim Haushälter. 

Eine bei der Stadt, vor dem Schweidnitzer 
Thore, ſehr angenehm gelegene ländliche Be⸗ 
ſizung, wobei ein hübſcher Garten und etwas 
Acker, der ſich wegen der Nähe der Stadt 
zu Bauplätzen eignen würde, iſt unter an⸗ 
nehmbaren Bedingungen zu verkaufen. 
Riperes durch F. H Meyer, Bebenge 2. 


Friſche Gebirgsbutten ö 


empfing wiederum und empfiehlt & 
6 Sgr. die Butterbandlung von Ber⸗ 
ger, Biſchofsſtraße Nr. 8 im Keller. 


5 >= Haus und Garten Tauenzienſtr. 


Nr. A u, am früher Zahnſchen Kaffee: 
5 hauſe, iſt von Johanni oder Michaeli 
ab an ein oder zwei Famlien zu ver 
miethen Näheres daſelbſt. 

99:8: GO 


50 Stück hochtragende Mutterfchaft 
ftehen auf dem Freigute zu Neukirch bel 
Breslau zum Verkauf. Die Heerde it kern“ 
gefund und wird jede beliebige Garantie ge 
leiſtet. Albrecht. 


Nothwein (Bordeaux) die Fl. 14 Sgt. 

Ungarwein herben, dito 14 Sg 

Leichten Nheinwein, dito 10 Sge 

empfiehlt: Herrmann Steffe 

Reuſcheſtraße Nr. 63. 
Malzdarr⸗Horden, 

zum Theil gebraucht, find billig zu haben 

Krauſe u. Kretſchmer, 
Minoritenhof Nr. 5. 


Beachtungswerth für 
Neiſende nach Warmbrume 

milien, welche ſich der Eiſenbahn © 
Freiburg bedienen, um von dort fofort 
einem bequem anſtändigen Fenſter⸗Wagen 
Warmbrunn zu reifen, belieben ſich zu | 
ſchriktlich an nachſtehende Adreſſe zu nn ſicher 
wo ſie auf prompte und reele Bedienng 


rechnen ar J Ca Söhne, 
in Hirſchberg. 


Gefunden Gebetbuch, 
1 Bund Schlüſſet und 1 jübifdes ri 
ez. Philipp Namslau, kann 968 


9 ö it werden bei 
der B geh * Ring 49. 
1 5 


* N pt mit Herrſchaften 
. ie ge, bei Herrn Direktor 
T om Kanenrienoioh ik 
wen am Tauenzienplatz iſt 
— nung von 2 Stuben und 2 Alkoven, 
fo wie auch eine Stube für einen einzelnen 
errn, mit oder ohne Möbel, zu vermiethen 
ar Johanni d. J. zu beziehen. 
— Zu vermiethen: 


eumarkt Nr. 8, im zweiten Stock, 3 Stu⸗ 
ben mebft dem nöthigen Beigelaß. 5 
Eine herrſchaftlſche Wohnung in der Taue 
lenſtraße, befondere 2 Sommer- Quartier 
fi eignend, iſt veränderungshalber von 3% 
hanni bie Michaeli billig zu vermiethens ART, 
kann ſolche auf längere Zeit abgegeben — 
den. Das Nähere erfahrt man Schmiebe 
brücke Nr. 50, erſte Etage. 70 
Eine Stube mit oder auch arme Kae 
nahe am Markte, kann an einen ourde ſich 
Herren vermiethet werden; auch eignen. 
dieſelbe zu einem Gefcäfts Letze Agent 
erfragen Junkernſtraße Nr. 5, © 
Beldenkeich. ; ’ 


vor 


Bresl.-Schw.⸗Freib. 4% 1005% Br, 


Zu mehreren in Schlesien gut gelegenen 
Rittergütern und Herrschaften, mit gutem 
Areal und bestandenen Forsten, erfahren 
erustliche Käufer die näheren Data unter 
Adresse W, V. franco Bunzlau. 
In den 3 Mohren 
iſt ein Gewölbe und Comtoir zu vermiethen. 
Karlsſtraße Nr. 16 iſt im Nen Stück ein 
möblirtes Zimmer bald der Johanni zu be⸗ 
ziehen. . 


FPriedrich⸗Wilhelmsſtraße Nr. 43 
find mittle und kleine Wohnungen zu 40 bis 
80 Rtlr. und eine Werkſtatt ſofort zu bezie⸗ 


hen. Näheres Ring Nr. 4, im Gewölbe. 


Eine freundliche Stube nebſt Alkove und 
den nöthigen Beigelaß iſt bald oder zu Mi⸗ 
chaeli Matthiasſtraße Nr. 68 zu vermiethen. 


gen: Diakonus Bornmann a. Lauban. Ober⸗ 
amtm. Mentzel a. Kottwitz. Gutsbeſ. Michael 
a. Freiſtadt. Kaufl. Goldlack aus Potsdam, 
Tellberg a. Danzig. — Hotel de Sileſie: 
Kaufl Unger a. Ratibor, Mehwald a. Lieg⸗ 
nis, Lüdemann aus Berlin, Zuckerfabrikant 
Bertrand aus Säbiſchborf. — Hotel zum 
blauen Hirſch: Inſp. Gädke aus Thorn. 
Inſp. Franke a. Sackrau. Mechaniker Thiele 
und Bellin a. Berlin. Gutsbeſ Peisker a. 
Harpersdorf, Wolff aus Oberſchleſien. 
Kollar aus Leſchnitz. — Zettlitz's Hotel 
Lieut. Barchewig a. Dresden. — Hotel de 
Saxe: Part. Halle a. Magdeburg. Kreis⸗ 
Phyſikus Dr. Fiſcher a. Oels. Kaufm. Su: 
bermann a. Jutroſchin. — Röhnelt's Ho⸗ 
tel: Opernfänger Hann u. Part. Schön aus 
a. Berlin. Rechn.⸗Rath Trautvetter a. Lieg⸗ 
nitz. Gutsbeſ. v. Dresky a. Langenöls. — 
Zwei goldene Löwen: Kaufl. Richter u. 
Angekommene Fremde. Blanzger a. Brieg. Gutsbeſ. Bystrzonowski 

Den 1. Juni. Hotel zum weißen a. Polen. — Deutſches Haus: Gutsbeſ. 
Adler: Gutsbef, v. Nickiſch a. Kuchelsberg. v. Damnitz a. Quenzendorf. Geh. Kanzlei: 
leut. v. Kalinowski a, Glaz. Böttchermei⸗ Rath Roffel a. Berlin. Rentmeiſter Volkmer 
ſter Glänzel a. Dresden. — Hotel zur gol⸗ 0 
denen Gans: Major Gr. v. Praſchma a. Göbel a. Johannisberg. — Weißes Roß; 
Falkenberg. Major Kalau v. Hoven a. Hein⸗ Kaufl. Cahn aus Haynau, Friedländer aus 
zendorf. Major Müller a. Neiſſe. Fr. Bar. Kanth. — Goldener Hecht: Kaufl. Frie⸗ 
b. Ziegler a. Dambrau. 
later a. Poſen, Gr. v. Plater a. Kowno. Goldner Zepter: Kaufl, Cohn a. Reichen: 
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Zweite Beilage zu „ 126 der Breslauer Zeitung. 


Donnerstag den 3. Juni 184. 


Dr, | 


a. Eckersdorf. Oek. Göbel und Tonkünſtler 


Amſterdam in Courant, 2 Mon., 250 F ll. — N 3 e 
Hamburger in Banko, 300 M., &a vista ee 129 Ya 0 
K 1 dite ie er a) er 150%, „ IR 8 
London fund Sterl. 3 Moů n. — 11 
Paris 2 5 8 „ RER AER 79 ½ 2 en” han 
e WEHR REN ADC 
Berlin, a vista o 
dito 2 Mon IT 2 1 OO 5 


Li 


— 
Berliner Eiſenbahn⸗Aetien⸗Cours⸗Bericht vom 1. Juni 1847, 
Breslau-Freiburger 40% 100 Gld. Köln: Minden 4% 93 bis 93% u. . 6 
Niederſchleſiſche 4% 80%, Br. Nordb. (Frdr. Wilh.) 4% 7261672 % bez. u. 

dite Prior. 4% 91 ¾¼ bez. Poſen⸗Stargarder 4% 84 bez. u. . 
dito dito 5% 1013, Gib. Sächf.⸗Schleſiſche 4% — 
Niederſchl. Zweigb. 4%, — 
Fonds ⸗Courſe. 


dito dito Prior. 4 ½ % — 1 
Oberſchleſ. Litt. A. 4% 104 Gld. Staatsſchuldſcheine 3½ % 93 ¼ Br. 


dito Litt. B. 4% 98 Gld. Poſener Pfandbriefe 4% 102% Br. 
Wilhelmsbahn 4% — dite dito neue 3½ 93% Gld. 
Krakau⸗Oberſchl. 4% 77 Gld. Polniſche dito alte 4% 9424 bez. 
Quittungsbogen. dito dito neue 4% 94% bez. u. Gd. 


Rheiniſche Prior.⸗St. 4% 89 ½ Br. 
Breslauer Getreide- Preiſe vom 2. Juni 1847. 


nſp. Grundel a. Ullersdorf. Kaufl. Hanke 


a. Patſchkau, Müller a. Stettin, Richter a. 


Berlin, Meyer a. England, Müller a. Paris. Zaske a. Berlin. Gaſtw. Schulz a. Rothen⸗ 


yd a. London. 


g. Warſchau. — Hotel zu den drei Ber: lowski a. Hultſchin, Bruck a. Leobſchütz. 
—— — — ——— — —— — 


Breslauer Cours⸗Bericht vom 2. Jun 1847. 


Gutsbeſ. Graf von deberg a. Leubus, Semler a. Grünberg. — e mueir no ug 32 ri 8 rag 97 V 8 le . 

bach, Hesdörffer aus Fulda. — Goldenes 1 wer „ * „ 6 „ 5 N, — „ — . 3 1 2 „ 

Schwert: Kaufm. Geſell und Kunſthändler Roggen ien . ö ee: — „ 3. 

n de ” 7. 7 7 ww) [7 .n AI. 

Kammerherr v. Ludowidzki burg. — Weißer Storch: Kaufl. Jaros⸗ een 3 „ 18 > TE 1 ” 1 1. 1 5 - = „ 197 
MEN 7 " [2 n ” [7 7 1 


Univerſitäts⸗Steruwarte. 


Fonds- und Geld: Cours. ee S N Pr 
. 31. Mai u. I. Juni. i ö 
Holl. u. Taf. düw. Dut. 06 Sid. Poſener Pfanddrieſe 3% % 63 ½ bez. 8 8. e | inneres. | äußeres. ales ee Smwölt. 
7 due ge Gid. il 1 374% 98% bez. u. Gib. — 1 

or, vollw. r. to dit 4% Litt. B. 402 ½ B. ½/ G. DEE 
Poin, Papiergeld 992, Gld. dito 9105 37 90 W we. Abends 10 uhr. 27 9, 20 ＋ 12, 300＋ 9, 71 2, 6 105 NW üb kt 
Defter, Banknoten 102% bez. Poln. Pfdbr., alte 4% 95 % Br. Morgens 6 5 8, 840 10 40 . 7, 3) 1 8 400 N heiter 
Staatsſchuldſcheine 34, 9% 93 % Br. dito dito neue 4% 95 Br. Nachmitt. 2 uhr. 9, 20 13 00 ＋ 12, 0) 4, 7 375° NI überwölkt 
Seeh.⸗Pr.⸗Sch. a 50 Thl. 95 ¾ Br. 95 ½ Gld. dito Parte. a 300 Fl. 95 % Gib. Minimum 8, 845+ 10, 1007 7, 2 1, 8 710° 
Bresl. Stadt⸗Obligat. 75007 dito dito a 500 Fl. 79%, Gib. Maximum 9 240 13 00% 12 0) 4, 7 60 

Gerechtigkeits 4", ° 4 Br. dito P.⸗B.⸗C. a 200 Fl. 17½ Br. 
Pofener Pfandbriefe 4% 103 ½ bez. u. Br. s. Pin. Sch. Obl. l. S. N. 4% 81 / bez. Temperatur der Oder + 13, 3 

N x t 
Eiſenbahn⸗Aetien. Barometer e ee 
Dberiäle, Lit, A. 49% Wolleingey,1047,, Gib. Mpeinifge 4%, — n Sun 2. . dns. cee. Agg. 
"prior, 5 „I dite Pr. -St. Zuſ.⸗Sch. 4% — ge 


dito Litt. B. 4% 98 Sm. 
dito dito Prior. 4% — 
Niederſchleſ.⸗Märk. 4% 88 Gld. 
dito dito Prior. 5% 102 / bez. 
dito Zwgb. (Gl.⸗Sag.) — 
Wilhb. (Koſel⸗Oderb.) 4% — 


Fr. Wilh. Nordb. Zuſ.⸗Sch. 4% 72% Br. 


Abends, 


Köln: Minden Zuſ.⸗Sch. 4% 93 Gld. 10 27 9,48 
Schſ. Schl. (Drs. Grl.) Zuſ.⸗Sch. 4% 100 ½ bez. [Morgens 6 uhr. 9, 92 
Nſſe.⸗Brieg, Zuſ.⸗Sch. 4% 64% — % bez. u. Br.] Nachmitt. 2 ußr. 10, 00 
Krak.⸗Oberſchl. 4% 77%, bez. Minimum 9, 38 
Poſen⸗Starg. Zuſ.⸗Sch. 4% 84% Br. Maximum 10, 10 


+ 1, 30 f 8, 1] 2, 8 16. 
+ 10, 50 5, 6] 1, 6 px 
＋ 12, 7004 12, 8J 5, 6 47 5 
+ 10, 50 5, 6 1, 6 fie 
+ 13, 500 ＋ 14, 0 5, 6 90 ⸗ 


— 


Temperatur der Oder + 12, 6 


— 
5 18117 
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Landtags⸗Angelegenheiten. 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 29. 
7 Mai. 
Die Sitzung beginnt um 10 ½¼ 
des Marſchalls von Rochow. 
Marſchall: Der Herr Marſchall der Herren⸗Ku⸗ 
tie hat mich benachrichtigt, daß dieſelbe die Bitte, welche 
die Kurie der drei Stände an Seine Majeſtät gerichtet hat 
in Beziehung auf den Nothſtand, einſtimmig angenommen 
hat, fo daß diefelbe alſo mit dem beiſtimmenden Konkluſum 
Herrenſtandes nunmehr dem königl. Hr. Kommiſſar zur 
Weiterbeförderun überreicht werden wird. Ferner iſt 
eingegangen ein Beschluß der Herren⸗Kurie auf eine Pe⸗ 
ion des Herrn Fürſten Lichnowsky, Seine Majeſtät 
allerunterthänigſt zu bitten, Allergnädigſt geſtatten zu 
wollen, daß die Mitglieder der einen Kurie den Verhand⸗ 
lungen der anderen als Zuhörer beiwohnen dürfen. Ich 
tweiſe dieſen Beſchluß der vierten Abtheilung. 
(Gleich beim Beginn der Sitzung entwickelte ſich eine 
ſehr lebhafte Debatte, die mitunter ſelbſt einen ſcharfen 
Charakter annahm, über das Verhalten der Regierung. 
in Bezug auf den gegenwärtigen Nothſtand. Da ſie 
eh zu keinem Reſultate führte, ſo übergehen wir die⸗ 
e ohne Weiteres.) a . 5 
N een. von Mylius (Landger.⸗Aſſeſſor aus Düſ⸗ 
Adorf): Ich habe um das Wort gebeten wegen einer 
Jerichtigung des ſtenographiſchen Protokolls, die mir in 
Mderer Weiſe nicht möglich iſt. In der Sitzung vom 
2 en d. M. kam der Antrag des Abgeordneten Ditt⸗ 
90 auf Emanation des Sttafgeſetzes vor; von mir 
ard das Amendement geſtellt, daß des Königs Maſe⸗ 
lt gebeten werden möge, die Ausarbeitung eines Straf⸗ 
heſetzes einer nochmaligen ſtändiſchen Begutachtung vor⸗ 
en zu laſſen, demnächſt auch zu verfügen, daß die 
kröffentlichung vor der Vorlage eine angemeſſene Zeit 
dſolgen möge. Das Reſultat der Abſtimmung hinſicht⸗ 
100 des erſten Antrags iſt wahrſcheinlich durch ein Ver⸗ 
Kon aus dem ſtenographiſchen Berichte hinweggelaſſen, 
ſpädas der ftenogtappifche Bericht namentlich, da noch 
Nhe einige andere Reden gefallen ſind, aus welchen 
mung 


Uhr unter Vorſit 


gehen könnte, als ſei das Reſultat der Abſtim⸗ 


* 


ein anderes geweſen, nach meiner Anſicht eine 


vollſtändige Unrichtigkeit iſt. Ich wünſche nun dieſen 
Bericht dahin vervollſtändigt, daß er das Reſultat der 
Abſtimmung dahin enthalte, daß auch der erſte Theil 
meines Antrags mit einer Majorität von zwei Drittel 
Stimmen angenommen worden. In Beziehung auf 
dieſes Reſultat beziehe ich mich auf das verleſene und 
genehmigte Protokoll, und mein Zweck war nur, den 
Herrn Sekretär zu erſuchen, die Abſtimmung als Er⸗ 
gänzung der ſtenographiſchen Berichte durch die Allge⸗ 
meine Preußiſche Sing veröffentlichen zu wollen. 

Marſchall: Dies wird geſchehen. Es ſind mehrere 
Entwürfe eingegangen von allerunterthänigſten an Se. 
Majeſtät den König zu richtenden Petitionen. Ich er⸗ 
ſuche den Herrn Abgeordneten Bertram, den von ihm 
verfaßten Entwurf vorzutragen. 

Abgeordn. Bertram: (Verlieſt die allerunterthä⸗ 
nigſte Bitte der Kurie der drei Stände um Gewährung 
der Oeffentlichkeit für die Sitzungen der Stadtverodne⸗ 
ten und Gemeinderäthe.) / 

Die früher ſchon vielfach und dringend erhobenen Wün⸗ 
ſche auf Oeffentlichkeit der Stadtverordneten⸗Verſammlungen 
haben ſich auch vor dem vereinigten Landtage mehrfach gel⸗ 
terd gemacht. Nachdem die Oeffentlichkeit bereits in veiſchte⸗ 
denen Branchen des Staats Organismus Anerkennung und 
großen Beifall gefunden hat, dürfte das Streben nach ihr 
auch für die ſtädtiſche Verwaltung nicht ungerechtfertigt 
erſcheinen. In der offenen Behandlung öffentlicher Intereſſen 
liegt ein weſentliches Element der Belebung ihrer Wahr⸗ 
nehmer. Die der ſtädtiſchen Bevölkerung geoͤffneten Sitzun⸗ 
gen deren Vertreter werden einen Vereinigungspunkt zur 
Erweckung und Förderung des Gemeinſinnes darbieten, 
auf welchem das Wohl der Städte zum großen Theil beruht. 


Die Oeffentlichkeit wird neue Kräfte für gemeinnützige Wirk: 


ſamkeit ausbilden, daneben hinderliche Parteilichkeiten einzelner 
Führer oder ganzer Faktionen beſeitigen. Die Berathungen 
werden an Gründlichkeit Ruhe und gegemeſſener Haltung 
gewinnen, das Verhältniß der Gemeindevertreter zu den 
ſtädtiſchen Behörden ſichern, die gemeinſchaftliche Thätigkeit 
kräftigen und zugleich den Geſchäftsgang bedeutend abkürzen. 
— Dies vorausgeſetzt, drängt ſich jedoch von ſelbſt das Be⸗ 
dürfniß einer Vertretung des Magiſtrats in den öffentlichen 
Sitzungen auf, um Erläuterungen zu geben und in feinem, 


auch wohl im Intereſſe der Staatsregierung, Mißverſtänd⸗ 


niſſen entgegen zu treten, welche andernfalls unbegründete 
und nachtheilige Anſichten im Publikum verbreiten könnten. 


Unter dem ausdrücklichen Befürworten einer ſolchen Vertre⸗ 


tung in allen Sitzungen, welche ihren Vorlagen nach über⸗ 


haupt öffentlich abgehalten werden können, bittet der verei⸗ 


nigte Landtag, bei faſt einhelliger Zuſtimmung aller ſeiner 
Mitglieder, allerunthänigſt: 

daß die Oeffentlichkeit für die Sitzungen der Stadt⸗ 

verordneten allen den Städten verliehen werde, welche 

ſolche unter Uebereinſtimmung des Magiſtrats mit den 

Stadtverordneten beantragen. 9256701 

Die Abgeordneten der Rhein⸗Prozinz haben für ihre 
Gemeinden die obbehandelte Oeffentlichkeit ebenfalls in An⸗ 
ſpruch genommen. Nach der dortigen Gemeinde Ordnung 
findet ein Unterſchied zwiſchen Stadt und Land nicht ſo, wie 
in den öſtlichen Provinzen, ſtatt, und eine Vertretung d 
ausführenden Behörde ift nicht beſonders anzuordnen, da ſolche 
bereits in der Verfaſſung liegt. Mit Kine, ierauf 
hat die Kurie der drei Stände des e andtages, 
unter überwiegender Majorität ihrer Mitgli er, beſchloſſen, 
au BE N EEE f 
is für die Sitzungen der Gem inde⸗Verordneten⸗ und der 
Bürgermeiſterei-Verordneten⸗Verſammlungen, wenn dieſe 
darüber mit dem Bürgermeiſter einverſtanden ſind, 


Oeffentlichkeit 3 
alerunk ethänigt zu erbitten. — Berlin, den 29. Mai 1847. 


Marſchall: Findet ſich gegen diefen- Entwurf 
etwas zu erinnern 2 a = 
(Es wird nichts erinnert; er iſt daher angenommen.) 
„„Der zweite Entwurf betrifft die Interpretation der 
Beſtimmung über die Sonderung in Theile. Der Herr 
Abgeordnete von der Heydt iſt in dieſer Sache R en 


Referent von der Heydt trägt dieſen twurf 
Verſammlung vor: EB 


Allerunterthänigſte Bitte 

der Kurie der drei Stände des vereinigten Landtags, 
betreffend — — er 
die Interpretation der Beftimmung über Sonderung in Theile. 
Aus Anlaß einer Petition der Abgeordneten der Stadt 
Berlin, worin dieſelben über die in verſchiedenen Provin⸗ 

zial⸗Ländtags⸗Abſchieden vom 30ten Dezember 1845 ent⸗ 
haltene Interpretations ⸗Beſchwerde führen, weil dadurch 
das Recht der Sonderung in Theile weſenttich beſchränkt 
werde; in Betracht, daß nach den Beſtimmungen des Ge⸗ 
feßes bei Gegenſtanden, bei denen das Intereſſe der Stande 
gegen einander geſchieden iſt, die Sonderung in Theile ſtatt⸗ 
finden ſoll, ſobald zwei Drittheile der Stimmen eines Stan: 
des, welcher ſich durch einen Beſchluß der Mehrheit verletzt 
glaubt, darauf dringen, j ze 
daß demnach das Recht der Sonderung weder von ei⸗ 
nem affirmativen Beſchluß, noch von irgend mehr 
beſtimmten Urſachen, aus welchen ſich der k N 

Stand verletzt glauben mag, noch endlich von einem 


Ein 
der 


ausfchlieglihen Intereſſe dieſes! Standes abhängig ge⸗ 
macht iſt; 

A Betracht, daß demnach in den fraglichen Fällen, 
in welchen die auf Vermehrung der Abgeordneten einzelner 
Stände gerichteten Petitionen durch Beſchluß der Mehr⸗ 
heit verworfen wurden, die betreffenden Stände, welche ſich 
durch den Beſchluß der Mehrheit verletzt glaubten, berechtigt 
erſchienen, die Sonderung in Theile zu beanſpruchen, zumal 
da ihnen im anderen Falle keine Möglichkeit blieb, ihre Bitte 
wegen der nach ihrer Anſicht verletzten Intereſſen ihres 
Standes zur Allerhöchſten Kenntnißnahme und Entſcheidung 
zu bringen; — In Betracht, daß demnach die Weigerung 
des Landtags⸗Marſchalls beim vierten Provinzial⸗Landtage 
von Weſtfalen, in einem ähnlichen Falle die Sonderung in 
Theile zu geſtatten, durch die mittelſt Reſkripts des Staats⸗ 
Miniſteriums vom 18. Jul 1834 mitgetheilte Allerhöchſte 
Kabinets⸗Ordre vom 25. März 1834 mit Recht als im Wi⸗ 
derſpruch mit den beſtehenden Geſetzen mißbilligt wurde; — 
Daß dagegen die in den Landtags⸗Abſchieden vom 30, De: 
zember 1845 enthaltene, jener Allerhöchſten Entſcheidung 

entgegenſtehende Interpretation Beſchränkungen enthält, 
weiche in den provinzial⸗ſtändiſchen Gefegen keine Begrün⸗ 
dung finden; — Aus dieſen Gründen hat die Kurie der 
drei Stände mit geſetzlicher Stimmenmehrheit beſchloſſen: 
Des Königs Majeſtät ällerunterthänigſt zu bitten, die 
in den Landtags⸗Abſchieden vom 30. Dezember 1845 
enthaltene beſchränkende Interpretation in Betreff der 
Sonderung in Theile nicht weiter in Anwendung zu 
bringen, vielmehr die unbeſchränkte Anwendung der 
dieſerhalb beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen in Ue⸗ 
bereinſtimmung mit der Allerhöchſten Kabinets⸗Ordre 
vom 25. März 1834 Allergnädigſt zu geſtatten. 
Berlin, den 29. Mai 1847. 


Marſchall: Findet ſich gegen dieſen Entwurf et⸗ 

was zu bemerken? - 
(Es erhebt ſich Niemand.) 

Der Entwurf iſt demnach angenommen. 
terer Entwurf betrifft das Petitionsrecht. 


Referent von der Heydt trägt dieſen Entwurf 
ebenfalls vor: 


Alle runterthänigſte Bitte der Kurie der drei 
Stände des vereinigten Landtages, betreffend 
die Erweiterung des Petitions rechts. 


Die Kurie der drei Stände hat aus Anlaß der anlie⸗ 
genden zehn Petitionen: 1) der Abgeordneten der Stadt 
Berlin, 2) der Abgeordneten der Stadt Königsberg, 3) des 
Abgeordneten Hirſch, 4) des Abgeordneten Ditt rich, 5) 
des Abgeordneten Thiei⸗Wangotten, 6) des Abgeord⸗ 
neten E. von Saucken⸗Tarputſchen, 7) des Abgeord⸗ 
neten Abegg, 8) des Abgeordneten von Bardeleben, 
9) des Abgeordneten Hanſemann, 10) des Abgeordneten 
von Vincke, — die in dieſen Petitionen enthaltenen An⸗ 
träge einer reiflichen Prüfung unterworfen und demnach mit 
geſetzlicher Stimmen⸗Mehrheit beſchloſſen, des Königs Ma: 
jeſtät die ehrerbietige Bitte vorzutragen, daß Allerhöchſtdie⸗ 
ſelben geruhen mögen: 
I. Die exceptionelle Beſtimmung einer Majorität von 
zwei Drittheilen für anzubringende Bitten und Be⸗ 
ſchwerden aufzuheben, reſp. dahin Allergnädigſt zu 
mobifiziven, daß nicht nur in der Regel, ſondern bei 
allen Abſtimmungen die einfache Stimmen⸗Mehrheit 
entſcheide; ferner in Beziehung auf die Abſtimmun⸗ 
gen bei den Provinzial⸗Landtagen den nächſten Pro⸗ 
vinzial⸗Landtagen einen Geſetz⸗Entwurf in demſelben 
Sinne vorlegen zu laſſen; ö 
II. den § 19 der Verordnung vom 3. Februar er. über 
die Bildung des vereinigten Landtages dahin abzu⸗ 
ändern: daß eine ungehinderte und freie Kommuni⸗ 
kation zwiſchen den Landtags⸗Abgeordneten und ihren 
Vertretenen ſtattſinden dürfe, zu dem Behuf, daß 
Letztere den Erſteren ihre Wünſche zu erkennen geben, 
ohne ihnen bindende Aufträge zu ertheilen; 


III. auch ohne Eintreten neuer Gründe die Zuläſſigkeit 
früher zurückgewieſener erneuerter Petitionen zu ge⸗ 
ftatten; 

IV. den $ 13 der Verordnung vom 3. Februar er. da: 
hin Allergnädigſt zu deklariren, reſp. abzuändern, 
daß äußere Angelegenheiten von dem Petitionsrecht 
des vereinigten Landtages nicht ausgeſchloſſen ſeien. 


Die Kurie der drei Stände hat ſich bei dieſem Beſchluſſe 
durch folgende Gründe leiten laſſen: Das Petitionsrecht iſt 
das natürlichſte, das heiligſte Recht eines Volkes. In 
den abſoluteſten Staaten iſt jedem Unterthan das Recht 
der Bitte gewährt. Wie viel mehr muß dieſes Recht 
den Ständen zur Seite ſtehen, denen als geſetzmäßiges 
Organ des Landes in den wichtigſten Angelegenheiten 
eine berathende, ja theilweiſe entſcheidende Stimme beige⸗ 
legt iſt. Es wurde ſtets zu den weſentlichſten Vor⸗ 
rechten und Pflichten der Stände gerechnet, die Wünſche 
des Landes unmittelbar an den Thron zu bringen. Je freier 
und umfangreicher dieſe Unmittelbarkeit durch ungetrübte 
Ausübung des Petitionsrechts ſich ausbildet, deſto inniger 
und ſegensreicher wird das Band der Liebe und des Ver⸗ 
trauens zwiſchen Fürſt und Volk ſich befeſtigen. Jede Be: 
ſchränkung aber, welche zum Iweck hat, da, wo die Stände 
ſich berufen fühlen, für die Wünſche des Volkes vermittelnd 
einzutreten, den gefegmäßigen Weg zum Thron zu erſchwe⸗ 
ren, jede ſolche Beſchränkung kann nur einen betrübenden 
Eindruck hervorrufen, indem fie die öffentliche Meinung, 
welche jede Regierung mehr oder minder du beachten hat, 
hindern würde, ſich auf geſetzmäßigem Wege Bahn zu bre⸗ 
Hen. — Zu den einzelnen Hauptpunkten iſt ſpeziell noch 
Folgendes anzuführen: N 


Dry „ ad J. 
In allen Kollegien iſt es Regel, nach Stimmenmehrheit 
Beſchlüſſe zu faſſen. Hier iſt, abweichend von dem ſonſt all- 
gemein als richtig anerkannten Verfahren, die Entſcheidung 
in die Hand einer Minorität gelegt, indem fie die mit Stim: 
menmehrheit votirten Petitionen befeitigen kann. Und doch 
handelt es ſich nicht einmal um Beſchllſe, die zu einer un⸗ 
mittelbaren Wirkſamkeit gelangen, fondern es kann nur bar: 
auf ankommen, ie Beſchwerden, Wünſche und Bitten des Volkes 
durch das Organ ſeiner Vertreter dem Landesvater vorzulegen 
und ſeiner Weisheit und Gerechtigkeit die weitere Erwä⸗ 
gung und Entſchließung zu überlaſſen. Sind die Abgeordne⸗ 
ten die wahren Vertreter der Rechte ihrer Stände, 0 folgt 
daraus von ſelbſt, daß die von ihnen durch Stimmenmehrheit 
ausgeſprochenen Wünfge, Bitten und Beſchwerden 2 als 
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von der Mehrheit der Vertretenen ausgehend anzuſehen find. — } 


Wird dieſes Prinzip bei den wichtigſten Beſchlüſſen des ver: 
einigten Landtages als richtig anerkannt, wenn es ſich näm⸗ 
lich darum handelt, das Land mit neuen Steuern und mit 
Anleihen zu belaſten, dann dürften auch die mit einfacher 
Stimmenmehrheit angenommenen Petitionen wohl darauf An⸗ 
ſpruch haben, zur Allerhöchſten Kenntnißnahme vorgelegt zu 
werden. — Eine beſondere Schwierigkeit für den Stand der 
Städte und für den Stand der Landgemeinden bei Petitio⸗ 
nen, welche das ſpezielle Intereſſe ihres Standes berühren, 
wird ohnehin ſchon aus der überwiegenden Zahl der Vertreter 
der Ritterſchaft erwachſen. — War es aber ſchon ſchwierig, 
bei Provinzial⸗Landtagen eine Stimmen: Mehrheit von zwei 
Drittheilen zu erlangen, fo iſt durch die Beſtimmung, nach 
welcher, in jeder der beiden Kurien getrennt, eine Majorität 
von zwei Drittheilen gefordert wird, eine noch weiter gehende 
Beſchränkung des Petitionsrechts erkannt worden. Jetzt iſt 
die Möglichkeit vorhanden, daß eine in der zweiten Kurie von 
allen Abgeordneten des Landes einſtimmig votirte Petition, 
ſelbſt bei Zuſtimmung der Majorität der Herren⸗Kurie, durch 
eine aus wenigen Perſonen beſtehende Minorität der Herren⸗ 
Kurie verworfen werde. — Hat bei Petitionen der Provin⸗ 
zial⸗Landtage der Fall vorkommen können, daß von einem zu 
engen Geſichtspunkte ausgegangen oder irgend ein Mißver⸗ 
ſtändniß, eine irrige Beurtheilung oder Mängel an Sachkennt⸗ 
niß zu Grunde gelegen, ſo ſteht bei dem vereinigten Landtage 
doch um ſo eher eine gründlichere und umſichtigere Beurthei⸗ 
lung zu erwarten, da nicht nur bei den Plenar⸗Verhandlun⸗ 
gen, ſondern auch bei der Vorberathung in den Abtheilungen 
die Anweſenheit des Landtags⸗Kommiſſars, dem nach § 26 des 
Reglements alle Anträge abſchriftlich mitzutheilen ſind, und 
die Gegenwart der Departements⸗Miniſter oder ihrer beauf⸗ 
tragten Beamten dafür Bürgſchaft gewähren, daß alle nöthi⸗ 
gen Aufklärungen ertheilt und alle Mißverſtändniſſe berichtigt 
werden. — Endlich iſt die Wahrnehmung in Betracht gezo⸗ 
gen, daß überall, wo auf Provinzial⸗Landtagen bei Petitionen 
über erhebliche Tagesfragen zwar nicht die Majorität von 
zwei Drittheilen, aber doch eine entſchiedene Majorität ſich 
herausgeſtellt hat, eine gewiſſe Verſtimmung nicht nur in der 
Verſammlung, ſondern auch in den Provinzen ſich gezeigt, 
und daß eben dieſe Verſtimmung in der Regel nur ein um 
ſo lebhafteres Drängen zu einem erfolgreicheren Ziele, ja auch 
zu wirklich erfolgreicheren Reſultaten auf folgenden Provin⸗ 
zial⸗Landtagen geführt habe, eine Wahrnehmung welche be⸗ 
ſonders in Beziehung auf die centralſtändiſche Verſammlung 
ſehr zu beachten iſt. — Rückſichtlich des Stimmen⸗Verhältniſ⸗ 
ſes bei Provinzial⸗Landtagen wurde eine gleiche Aenderung 
für wünſchenswerth erachtet, aber in Beziehung auf die Be⸗ 
ſtimmung in den provinzialſtändiſchen Spezial⸗Geſetzen, nach 
welchen dieſelben nur nach Anhörung der Provinzial⸗Stände 
geändert werden können, wurde es für nothwendig befunden, 
eine fernere Bitte dahin zu richten: 


daß den nächſten Provinzial⸗Landtagen eine desfallſige Pro⸗ 
poſition vorgelegt werde. 
ad II. 


Nach den provinzialſtändiſchen Geſetzen iſt es den einzel⸗ 
nen Ständen ausdrücklich geſtattet, ihre Abgeordneten zu be⸗ 


auftragen, Bitten und Beſchwerden bei den Landtagen anzu⸗ 


bringen, und es iſt ſeit vielen Jahren faktiſch das Petitions⸗ 
recht in der Weiſe ausgeübt worden, daß faſt bei allen Pro⸗ 
vinzial⸗Landtagen viele Petitionen von kleineren oder größeren 
Bezirken oder Corporationen, auch von einzelnen Individuen 
und ſelbſt mit zahlreichen Unterſchriften verſehene Kollektiv⸗ 
Petitionen in allgemeinen Landes⸗Angelegenheiten durch Land⸗ 
N eingebracht und zur Berathung geſtellt wur⸗ 
den. In den darauf von Seiten der Landtage eingereichten 
Petitionen geſchah ſolcher Petitionen, welche dazu Anlaß ge⸗ 
geben hatten, ausdrücklich Erwähnung. — Dagegen beſtimmt 
der § 19 der Verordnung vom 3. Februar c. über die Bil⸗ 
dung des vereinigten Landtages, daß derſelbe mit den Kreis⸗ 
ſtänden, Gemeinden und anderen Körperſchaften, ſo wie mit 
den in ihm vertretenen Ständen und einzelnen Perſonen, in 
keinerlei Geſchäftsverbindung ſtehen und daß dieſelben den 
Abgeordneten weder Inſtruktionen noch Aufträge ertheilen dür⸗ 
fen. — Es iſt hierin eine Beeinträchtigung des bisher aus⸗ 
geübten Petitionsrechtes erblickt worden. Während es bisher 
den Vertretern geſtattet war, ihre Abgeordneten zu inft rui⸗ 
ren, über beſtehende Wünſche und Bedürfniſſe aufzuklären und 
ſie mit Anbringung von Petitionen zu beauftragen, ſo daß 
nur die Ertheilung bindender Inſtruktionen ausgeſchloſſen 
war, iſt jetzt jede Verbindung zwiſchen den Abgeordneten und 
ihren Vertretenen abgeſchnitten und den Letzteren die Erthei⸗ 
lung aller Inſtruktionen und Aufträge unterſagt. Es iſt kein 
Grund dafür aufzufinden, weshalb den Vertretenen die ſeit 
ſo vielen Jahren ausgeübte Befugniß des Petitionsrechtes auch 
in allgemeinen Landes angelegenheiten dadurch, daß dieſe ferner 
nicht mehr von Provinzial⸗Landtagen berathen werden ſollen, 
nun überhaupt entzogen werden ſolle. In mehreren Fällen, 
wo ſtändiſche oder andere Corporationen es angemeſſen erach⸗ 
teten, die Abgeordneten zum gegenwärtigen Landtage über ihre 


»Wünſche und Bedürfniſſe aufzuklären, haben die Behörden die: 


ſes Verfahren auf Grund der Verordnung vom 3. Februar c. 
als durchaus unſtatthaft verwieſen. Ein ſo ſtrenges Abſchnei⸗ 
den jeder Communication zwiſchen den Abgeordneten und Ver⸗ 
tretenen, wie es aus der buchſtäblichen Beſtimmung dieſer Ver⸗ 
ordnung allerdings gefolgert werden kann, iſt zur Förderung 
des Geſammtwohles keineswegs erſprießlich, vielmehr erſcheint 
es für die Vertretenen, wie für die Abgeordneten, gleich wün⸗ 
ſchenswerth, die Letzteren über etwa beſtehende Wünſche und 
Beeinträchtigungen möglichſt aufzuklären, und ſie dadurch zur 
Vertretung der Intereſſen ihrer Kommittenten in Stand zu 
ſetzen und zu dieſem Zwecke eine freie Grmmunication, — 
wenn auch mit Ausſchluß bindender Aufträge — ausdrücklich 
zu geftatten, en 
ad A 


Wie es die Erfahrung gelehrt hat, fo ift die Beſtimmung, 
nach welcher früher zurückgewieſene Petitiönen ohne neue 
Gründe nicht erneuert werden dürfen, ihrem Buchſtaben nach, 
leicht zu umgehen, indem es an Auffindung neuer Gründe 
wohl ſelten fehlen wird. Eine geſetzliche Beſtimmung aber, 
die ihrem eigentlichen Sinne nach von beiden Seiten ſo we⸗ 
nig beachtet wird und in der That in manchen Fällen ohne 
erheblichen Nachtheil nicht gehandhabt werden kann, ſcheint über⸗ 
haupt nicht wünſchenswerth. Aus dem Fortbeſtehen früher 
zurückgewieſener Wünſche dürfte für die Stände eine um fo 
größere Pflicht erwachſen, die Krone nicht darüber in Zweifel 
zu laſſen, ob ſolche Wünſche noch wirklich und mit Grund 
fortbeftehen, ja es dürſte in dem Fortbeſtehen früher zurück 
gewieſener Wünſche gerade der triftigſte Grund für die Erneue⸗ 
rung einer Petition zu finden fein, 


> 


ad IV. 7 

Die von dem Marſchall dieſer Kurie abge . 
klärung, daß er ſich nach den im 9 13 der Vera 0 
vom 3. Februar d. J. enthaltenen Beſtimmungen : 
das Petikionsrecht des vereinigten Landtags nich * 
befugt erachte, Petitions⸗ Anträge, welche ans wal, 
Angelegenheiten zum Gegenſtande haben, zur Berathung 4 
zulaſſen — hat zu dem Petitions-Antrage des Abgeeorhacht 
von Vincke Veranlaſſung gegeben. — Die Kurie hat fiche 
verkennen können, daß das Petitionsrecht eine weſen 
Beſchränkung erleiden würde, wenn alle äußeren Angelechen 
heiten ausgeſchloſſen fein ſollten, ſelbſt ſolche, welche mit ir 
inneren Angelegenheiten des Landes im allernächſten ad 
menhange ſtehen. Schon auf Provinzial⸗Landtagen 17 
Handels⸗ Verträge mit auswärtigen Staaten häufig N 
ſtand von Petitionen geweſen, ja ſelbſt von ſtädtiſchen 
porationen haben Petitionen, auswärtige Ungelegenbeitit 
betreffend, Allerhöchſten Orts die wohlwollendſte Zumal! 
gefunden. Es wird namentlich in Beziehung auf I und 
ſtimmungen des Zoll⸗Tarifs, die Schiffahrts⸗Verhältniſſe ins 
die Handels⸗Politik ganz unvermeidlich fein, nicht blos — 
nere, ſondern auch äußere Angelegenheiten zu berühren en 
Es hat nun zwar, nachdem der Miniſter der auswärt j 
Angelegenheiten in der Plenar⸗Verſammlung erklärt hat, u’ 
nach feinem Dafürhalten der gedachte $ 13 der Verordn 
eine Ausſchließung der äußeren Angelegenheiten keines rt, 
enthalte, der Marſchall dieſer Kurie ſich ſofort bereit 30 
die früher zurückgewieſenen Petitions⸗Anträge nunmehr 
Berathung zu ſtellen, doch hat es der Kurie nochwend ace 
ſchienen, eine authentiſche Declaration in dem Sinne h ge / 
zuführen, daß äußere Intereſſen des Staates von dem en 
titionsrecht des vereinigten Landtages nicht ausgehen 
fein ſollen. — Die Kurie iſt der Meinung, daß DIENT 
Wunſche um fo eher willfahrt werden könne, als in Fang 
in welchen der königl. Kommiſſarius wegen ſchwebender Ir 
handlungen oder überhaupt im Intereſſe des Staa ele 
weitere Erörterung irgend einer angeregten äußeren Ang, 
genheit für bedenklich erklären möchte, der patriotiſchen 965 
ſinnung und dem politiſchen Takt des vereinigten Landt ben 
wohl unbedingt vertraut werden dürfe. — Berlin, 9 
20. Mai 1847. g j — 

Marſchall: Ich frage: iſt gegen dieſen Entwi 
eine Bemerkung zu machen? " 

(Es ſcheint nicht der Fall zu fein; der Entwurf 
ſomit angenommen.) 

Wir kommen nunmehr zur Tagesordnung. 

Landtags-Kommiſſar: Ich habe in der leb⸗ 
ten Sitzung mich bereit erklärt, in der nächſtſolgend 
alſo in der heutigen, Auskunft zu geben über ale 
Frage: wie es mit dem Druck von Petitionen zu 0 90 f 
ten fei, welche die Mitglieder der hohen Verſammlung 
dem Landtage übergeben haben, und deren Vervielfä RN 
gung durch den Druck fie fpätee wünſchen. Ich ha ar 
in der letzten Sitzung bereits die Beftimmungen 7 
Cenſur⸗Inſtruction angeführt, welche ausdrücklich u 
gen, daß Nachrichten über den Gang der Verhandli 
gen in den preußiſchen Stände⸗Verſammlungen MET 
rend der Dauer der letzteren nicht anders als aus UT 
ziellen Berichten gedruckt werden dürfen, und wn, 
hinzufügen: „Eben fo find in ſolchen Blättern . 
tionen oder ſonſtige Schriften, welche an die aue 
gerichtet werden nur inſoweit zum Druck zuzu un 
als fie durch die gedachten Landtags⸗Berichte oder 
liche Mittheilungen veröffentlicht worden.“ Dieſe 
ſtimmung bezieht ſich nur auf periodiſche Schriſ 40 . ; 


* 


4 


Durch die Declaration vom 11. Dezember 1840 


welche ſich Seite 2 der Geſetz-Sammlung von 181 
findet, iſt dieſe Beſtimmung auf alle Buco 
ausgedehnt worden. Hiernach ſteht alſo feſt, daß ud, 
tionen, wenn fie dem Landtage einmal übergeben I, 
nur gedruckt werden dürfen, nachdem fie in den a wenn f 
chen Veröffentlichungen des Landtages ftehen, oder Eine 

ſie für amtliche Mittheilung erklärt werden. fr 
Cenſur bedürfen fie in beiden Fällen nicht, onde ci 
find als amtliche Schriften zu betrachten, welche ie 
von der Cenſur ſind. Es ergiebt ſich hieraus, daß ıd 
Petitionen, von denen die Abtheilungen oder der gen 
tag annimmt, daß ſie im Intereſſe des verei guckt 
Landtags gedruckt werden ſollen, ohne Cenſur garen 
werden können. Es fragt ſich, wie ſoll es mit la 
gehalten werden, welche nur auf Wunſch der A andere 
ſteller gedruckt werden? Hierüber habe ich kene Hern 
Anſicht faſſen können, als daß lediglich die Frans 
Marſchälle zu entſcheiden haben, ob ein amtli es der 
tereſſe dieſes Druckes vorliege oder nicht. Se ION 
Herr Marſchall erklärt, es ſei ein amtliches El fehlt N 
vorhanden, fo. erfolgt der Druck ohne Cenſul; ober 

aber eine ſolche Erklärung, fo halte ich mich! fe du 

aufſehende Behörde der Cenſur nicht befugt, Mel Zinne 

erſetzen und den Druck zu erlauben. In dieſem hohen 

habe ich an die beiden Herren Marſchälle der dem 

Kurien unter dem 14. d. M. gefchrieben, Von Ant, | 
Herrn Marſchall der Herren-Kurie habe ich 11 den 
daß er m | 


Her, 


Cenſur dabei nicht die Rede ſei, ſondern 
Erklärung, daß der Druck im Intereſſe des 
erfolgen möge und dadurch einen amtlichen 
4 89 e alſo 5 Sn ee 15 
in dieſer Beziehung die on N 35 
unterwerfen, damit 15 bene werde, dieſes Auer g⸗ 
niß zu geben oder zu versagen, fo iſt der Ke 
löſt; ſofern er ſich aber nicht dazu 


us 


0 
I 


U 


h 


“ 


1 
Hin Marſchall darauf fest: „Im Intereſſe des Land⸗ 
lac Druck verſtattet.“ 


* 


> 


Intereſſe des Landtags liege. 


10 Selen, 


Kann meinerfeits zur Löſung deſſelben nicht beigetragen 
„weil ich nach den geſetzlichen Beſtimmungen 
mich nicht befugt halte, ſolche Petitionen cenſurfrei 
drucken zu laſſen, noch einem Cenſor den Befehl zu er⸗ 
heilen, etwas zu cenſiren, was nach den Beſtimmun⸗ 
n der Cenſur⸗Inſtruction cenſurfrei iſt. Für dieſen 
AU würden die Antragſteller, deren Petitionen nicht 
mich die Abtheilung, als des Druckes bedürftig, an⸗ 
anne werden, keine Erlaubniß zum Drucke derſelben 
en können. 
0 chall: Als mir die verſchiedenen Petitions⸗ 
ne in den erſten drei Wochen des Landtags zu⸗ 
zen, habe ich viele derſelben ganz durchgeleſen, die meiſten 
ber nur ſo weit durchgeleſen, als nothwendig war, 
h zu beſtimmen, welcher Abtheilung ich fie zutheilen 
. Bei dieſer Gelegenheit iſt mir in keiner derſel⸗ 
5 etwas vorgekommen, was das allermindeſte Beden⸗ 
de gegen ihren Druck involviren könnte. Wenn mir 
e jetzt wieder aufgetragen würde, nochmals jeden 
trag in dieſer Beziehung genau zu prüfen, dann 
dings würde ich mich mit den Cenſur-Vorſchriften 
lun vertraut machen und unterſuchen müſſen, ob ſich 
* nicht etwas befände, was in unſerer Monarchie 
deröffentlichen nicht erlaubt oder einem Bundesſtaate 
inbeguem wäre. Solche Unterſuchungen anzuſtellen 
85 das Ergebniß derſelben meinen geehrten Mitſtän⸗ 
A benden auszuführen, habe ich, abgeſehen von der 
welche dies erfordern würde, für ganz unthunlich 


een, denn wenn ich für eine Petition aus den 


erwähnten Rückſichten die Druckerlaubniß zurück⸗ 
Walen hätte, ſo würde ich am folgenden Tage als 
$ Hagter vor der hohen Verſammlung ftehen, und 
us wäre eine Stellung, die mit der Würde Ihres 
neus ganz unvereinbar iſt. Wenn jetzt der Herr 
unt 098 ⸗Kommiſſarius erklärt hat oder ich aus ſei⸗ 
den Erklärung zu entnehmen glaube, daß es auf 
Eee einer Petition weiter nicht ankommt, 
m; 
fei 


nur darauf, ob fie im amtlichen Intreſſe 

ohen Verſammlung wünſchenswerh zu drucken 
ach ſo ändert das allerdings die Sache. Aber 
die Verantwortung dieſer Unterſuchung möchte 


ich d 


Yun nicht gern ganz allein übernehmen, und der 


hi 1 5 den ich deshalb vorſchlage, iſt der, daß dieje⸗ 
erren, welche wünſchen, daß ihre Petitionen 
werden, ſich an die betreffende Abtheilung wen⸗ 
und ein Urtheil von dieſer verlangen, ob es für 
Gang der Geſchäfte wünſchenswerth ſei, daß die 
3 zum Druck gelangen könne. Wenn die Ab⸗ 
5 8 > . . Vorſitzender im Namen der⸗ 
N rklärung giebt, werde i ier⸗ 
kein Bedenken haben, daß . 
Es fragt ſich, ob der Here Landtags⸗Kommiſſar 
ein einen genügenden Ausweg ſindet. 
Landtags⸗Kommiſſar: Ich habe gegen dieſen 
weg nichts zu erinnern und wünſche nur, daß der 


1 


Ich bemerke auch aus⸗ 
de Gch daß deshalb die Herren Marſchälle nicht an 
Genpan fur = Vorſchriften gebunden find; fie follen keine 

En fein, fie ſollen die Petitionen nur in jener 
ung hung beurtheilen. Dabei ſetze ich natürlich vor⸗ 

daß, wenn eine ſolche Petition etwas enthielte, 
dl em der Herr Marſchall ſelbſt glaubt, daß es ver⸗ 
im ich ſei, er nicht erklären werde, daß der Abdruck 


„en Abgeordn. Milde (aus Breslau): Ich glaube aus 
hat, was der Herr Landtags⸗Kommiſſar ausgeſprochen 
Yon, olkommen entnehmen zu dürfen, daß jede Peti⸗ 
welche die einzelnen Abgeordneten hier einbringen, 
uke; ei iſt. Wir haben Alle einen amtlichen Cha⸗ 
den „ unſere Petitionen als ſolche haben gleichfalls ei⸗ 
her amtlichen Charakter, fie find Gegenftände, die wir 
zur Erörterung und Berathung, event. zur Kennt⸗ 
Allerhöchſten Perſon bringen wollen. Alle der: 
5 inge, in ſolchen Verſammlungen auf feierliche 
much Weiſe berathen und beſchlußreif gemacht, ſind 
1 Sachen. Wenn alſo der Herr Landtags⸗Kom⸗ 

W ruf hingewieſen hat, daß nach den beſtehen⸗ 
Vunyyalürgefegen und den Beſtimmungen des deutfchen 
auß de alle Petitionen, die für das amtliche Bedürf⸗ 
Bergen, Landtags⸗Verſammlungen nöthigerweiſe gedruckt 
müſſen, auch cenſurfrei find, fo ſcheint mir dieſe 
igt. genheit vollkommen und in genügender Weiſe er⸗ 
worden Es iſt früher von der hohen Kurie beſchloſſen 
and den daß, inſofern verſchiedene Petitionen über einen 
Gehen Gegenſtand einem Ausſchuſſe oder einer 
en vorliegen, diejenigen, die vorzugsweiſe den 
am dere erſchöpfen, in denen der Sedes materiae 
dingt il Ntichften oder überzeugendſten zuſammenge⸗ 
N folien“ gedruckt und den Referaten beigegeben wer⸗ 
dalle Es muß aber, der Natur der Sache nach, 
N geben, welche nicht die früher angedeutete 

N, die mehr den Charakter einer Denkſchrift 
um ſolche zur Kenntniß der Verſammlung 


ff g 21 wenn namentlich ſie vielleicht in dem be⸗ 
den, dem usſchuſſe nicht den Anklang gefunden ha⸗ 


Biel der Antragſteller wünſcht, erſcheint die Ver⸗ 
an gung derſelben durch den Druck wünſchenswerth, 


hohen Landtags ſind. 


e um dieſe Art der Petitionen möchte es ſich 
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hier handeln. 
nicht zu Berathung und weiterem Eingehen geeignet 
von den Ausſchüſſen bezeichnet werden, fo dürfte es 
doch Fälle geben, in welchen es für den Einbringer 
eine unerläßliche Pflicht gebietet, daß, als an den Land⸗ 
tag gerichtet, ihr Antrag auch zur Kenntniß aller Mit⸗ 
glieder deſſelden gelange. Wenn dieſe nun aber nicht 
in extenso zur Cognition der Verſammlung vorgelegt 
werden konnten, wie ſouen dann die Mitglieder jene 
Pflicht erfüuen, ihren Mitſtänden dieſe Petitionen zur 
Kenntnißnahme zu übergeben? Ich glaube alſo, daß 
alle Petitionen, die hier eingereicht ſind, als amtlich, 
nichts weiter nöthig haben, als die Beſtätigung des 
Marſchaus, dahin lautend: dem Landtage eingereicht, 
mithin cenſurfrei zu drucken und unter die Mitglieder 
vercheilt zu werden. So habe ich den Herrn Marſchall 
verſtanden, und ſo iſt meines Erachtens das Verhält⸗ 
niß der Sache. 

Landtags-Kommiſſar: Ich bedaure ſehr, miß⸗ 
verſtanden zu ſein. Es ſteht ausdrücklich im Geſetz: 
„Petitionen können nur dann, wenn ſie durch amtliche 
Mittheilungen u. ſ. w.“ — Dadurch, daß eine Peti⸗ 
tion eingereicht wird, erhält fie nicht ipso jure einen 
amtlichen Charakter, vielmehr habe ich verlangt, daß 
eine Erklärung des Vorſitzenden der Kurie vorausgehe, 
welcher fie als eine ſolche bezeichne, deren Druck im 
Intereſſe des Landtages liege. Ich bitte, anzunehmen, 
daß ich dei dieſer, Erklärung fo lange ſtehen bleiben 
muß, bis eine andere geſetzliche Beſtimmung erlaſſen 
werden möchte. Durch die Erklärung des Herrn Land⸗ 
tags⸗Marſchalls iſt der Weg bezeichnet, wie die Druck⸗ 
Erlaubniß zu erlangen. Auf eine Abänderung meiner 
Erklärung bitte ich nicht zu rechnen. 

Abgeordn. Milde: Nach dem fo eben Geſagten ... 
(Laute Zeichen der Ungeduld in der Verſammlung; 
hierauf Läuten des Marſchalls mit der Glocke.) — Ich 
muß ſehr bitten, keine Argumente mit den Füßen. Ich 
muß nach dem eben Geſagten bei dem ſtehen bleiben, 
was ich vorhin deduzirt habe, nämlich, daß eine Cen⸗ 
ſurfreiheit für alle Sachen beſteht, die Eigenthum des 
Meines Erachtens, würde in 
dem, was der Herr Marſchall vorgeſchlagen hat, eine 
Art von Cenſur nämlich, wenn auch in der mildeſten 
Form, an die verſchiedenen Abtheilungen übertragen zu 
wollen, ein großer Uebelſtand liegen, indem, wir unter 
uns eine Cenſur ſelbſt einführen wollten, wir dadurch 
ein Argument für die Cenſur ſchaffen würden, welches 
Finn, die Majorität diefer Verſammlung wünſchen 
dürfte. 

7 von Maſſow: Ich wollte nur fragen, 
ob der frühere Beſchluß feſtſteht, und wollte als Vor⸗ 
ſitzender einer Abtheilung um Aufklärung bitten. Wenn 
ich recht verſtanden habe, ſoll die Prüfung ſeitens der 
Abtheilung dann geſchehen, wenn ein Petent den Druck 
ſeiner Petition wünſcht. 

(Mehrere Stimmen: Natürlich!) 

Ich habe alſo recht verſtanden und danke für die 
Aufklärung. l 

Marſchall: Hiernach frage ich die hohe Ver⸗ 
ſammlung, ob ſie dieſem von mir gemachten Vor⸗ 
ſchlage beitreten will. 

(Von allen Seiten: Ja! Sal 

Dann werde ich bitten, daß alle diejenigen, welche 
für ihre Petitions-Anträge das Imprimatur wünſchen, 
ſich an die betreffenden Abtheilungen wenden, die ihr 
Geſuch prüfen werden. Wir kommen nun in der Ta⸗ 
ges⸗Ordnung zur Berathung des Gutachtens, betreffend 
die Petitionen auf Aenderung der Verordnungen vom 
3. Februar 1847 mit Rückſicht auf die frühere Geſetz⸗ 
gebung. Referent iſt Herr Abgeordneter von der Schu⸗ 
lenburg, f 

Referent von der Schulenburg (Landrath aus 
der Provinz Brandenburg): 
und die Reichhaltigkeit des Stoffes, der in ihnen ver⸗ 
flochten war, hat die Abtheilung zu dem Plane geführt, 
die Materie genau zu ſondern und in der Materie wie⸗ 
der die Motive zu ſondern, um eine Verhandlung und 
Abſtimmung herbeizuführen, die Keinen in der hohen 
Verſammlung kaptivirt. Inwieweit dies der Abthei⸗ 


lung gelungen iſt, und ob die hohe Verſammlung das 


Gutachten ſo findet, daß in dieſer Weiſe verhandelt wer⸗ 
den kann, muß die Abtheilung der hohen Verſam mlun g 
unſerem Herrn Marſchall überlaſſen. 


(Verlieſt die Ueberſchrift des Gutachtens): 


Gut achten der vierten Abtheilung der Kurie 
der drei Stände des vereinigten Landtages, 
betreffend die Petition auf Aenderung der Pa⸗ 
tente vom 3. Februar 1847 mit Rückſicht auf die 

ER frühere Gefesgebung, 

Gleich bei der Ueberſchrift muß ich um Nachſicht bitten, 
daß bei der Eile, mit weicher die Arbeit gefertigt iſt, mit⸗ 
unter ein Wort untergelaufen iſt, was nicht recht an feinem 
Platze ſteht. So hätte nicht geſagt werden können, „der 
Patente“, ſondern „der Verordnungen.“ Ich bitte 
das zu entſchuldigen, es iſt offenbar nur ein Fehler des 
Referenten. 

1 (Verlieſt das Gutachten weiter): 

Der vierten Abtheilung ſind folgende Petitionen zur Be⸗ 
gutachtung überwieſen: N 


Wenn alſo dergleichen Petitionen als 


Die Zahl der Petitionen 


Y die Petition der Abgeordneten Schier und Kerſten, 
a) auf periodiſche Zuſammenberufung des vereinigten 
4 Jah An gewiſſen Zeit⸗Abſchnitten, event. alle 
ahr, 


auf Modifzi 1 ? 
die Binifisierung des $ 6 der Verordnung über 


b) 


dun ini 3. 
Februar 18475 vereinigten Landtages vom 
e) auf Beſchrankung der der ſtändiſchen Deputation 
RS, Staatsſchuldenweſen beigelegten Bes 
’ 
2) die Petition des Abgeordneten Hi 
a) auf periodiſche Sufammenbenufunn des vereinigten 
Landtages alle 2 oder alle 4 Jahre, 
b) auf Aufhebung des vereinigten Ausſchuſſes, 
e) auf Aufhebung der der ſtändiſchen Deputation für 


das Staatsſchuldenweſen beigelegten Befugniſſe, 
bei — Aufnahme von Staats⸗Antehnen mitzu⸗ 
wirken; 
3) die Petition des Abgeordneten Küpfer, auf perfodiſche 
Wiederkehr der allgemeinen Landtags » Verſammlungen 
in Zeiträumen von 2 Jahren; 2 
die Petition des Abgeordn. v. Puttkammer, dahin gehend, 
die Geſetzgebung v. 3. Febr. 1847 im Ganzen, wie in 
den einzelnen Theilen einer reiflichen Erörterung zu 
unterwerfen und deren Refultate allerunterthänigſt vor⸗ 
zutragen; 
die Petition des Abgeordneten M. Flemming, auf Er⸗ 
weiterung der ſtändiſchen Rechte; 
die Petition des Abgeordneten Urra, dahin . 
a) die Beſtimmungen des Patents vom 3. Februar 
1847 mit dem Geſetz vom 17. Januar 1820 in 
Einklang zu bringen, 
b) auf eine regelmäßige Wiederkehr des vereinigten 
Landtages, 
c) ee Unterthanen das freie Petitionsrecht zu er⸗ 
alten; n ; 
die Petition des Abgeordneten Hayn, welche keine 
beſtimmten Anträge, ſondern nur allgemeine Wünſche 
über die preußiſche Verfaſſung enthält; 
die Petition der Abgeordneten Grätz und Naumann, 
dahin gehend: 
a) daß Sr. Majeftät dem Könige vorgetragen wer⸗ 
den möge, daß, ſo lange dem vereinigten Land⸗ 
tage nicht das durch das Geſetz vom 17. Januar 
1820 der reichsſtändiſchen Verſammlung vorbe⸗ 
haltene Recht im entſprechenden Umfange über 
tragen worden, Darlehne, für welche nicht das 
geſammte Vermögen und Eigenthum des Staates 
zur Sicherheit beſtellt wird, überhaupt nicht auf⸗ 
genommen werden können; 5 
bei Darlehnen für oder in Kriegszeiten die bloße 
Zuziehung der ſtändiſchen Deputation für das 
Staatsſchuldenweſen nicht ausreichend iſt, die 
nach dem Geſetze vom 17. Januar 1820 bei Auf⸗ 
nahme von Darlehnen ohne unterſchied erforder⸗ 
liche Zuziehung und Mitgarantie des vereinigten 
Landtages zu erſetzen; - 
auch außerordentliche Steuern in Kriegszeiten nur 
dann ausgeſchrieben werden können, wenn die 
Stände vorher die betreffenden Geſetz⸗Entwürfe 
berathen haben; 
und Se. Majeftät zu bitten, dieſe Geſetze vom 
3. Februar 1847 mit den älteren Geſetzen nach 
erfolgter Vereinbarung mit dem vereinigten Land⸗ 
tag in Einklang zu bringen; 
die Petition des Abgeordneten Grafen von Schwerin, 
a) Se. Majeftät den König zu bitten, das Recht 
der Stände auf 
c) periodiſche Einberufung des vereinigten Land⸗ 
tages, 
6) das Recht der Zuſtimmung deſſelben zu allen vom 
Staate zu machenden Anleihen, 2 
7) das Recht deſſelben, den Beirath zu allen alls 
gemeinen Geſetzen, welche die perſönlichen und 
Eigenthumsrechte der Unterthanen betreffen, 
allein rechtsgültig ertheilen zu dürfen, 
anzuerkennen und * 
hinſichtlich des $ 9 der Verordnung vom 3. Fe⸗ 
bruar 1847 über die Bildung des vereinigten 
Landtags eine authentiſche Deklaration zu erthei⸗ 
len, die jeden Zweifel über das Verhältniß der Do⸗ 
mainen unmöglich macht, 
die Wahlen zu den ſtändiſchen Ausſchüſſen und zu 
der ſtändiſchen Deputation für das Staatsſchulden⸗ 
weſen für dieſen Landtag auszuſetzen. 
die Petition des Abgeordneten Grabow, Se. Majeſtät 
den König allerunterthänigſt zu bitten, das unverſehrte 
Fortbeſtehen ſeitheriger Rechte allergnadigſt anzuerken⸗ 
nen, und ſie der neuen Geſetzgebung einzuverleiben, 
wodurch außer Zweifel geſetzt werden würde, daß _ 
a) der vereinigte Landtag diejenige reichsſtändiſche 
Verſammlung fei, deren die Verordnung vom 17. 
Januar 1820 gedenkt, 
daß er periodiſch jährlich wiederkehren werde, 
daß nur er allein die dem ſtändiſchen Ausſchuſſe 
und der ſtändiſchen Deputation für das Staats 
ſchuldenweſen übertragenen Rechte auszuüben habe 
und dieſe daher fortfallen könnten, ö 
daß der vereinigte Landtag alle neuen Staats⸗An⸗ 
leihen ohne alle Ausnahme zu konſentiren und zu 
gallen Steuern feine Zuſtimmung zu geben habe. 
Die Petition des Abgeordneten Camphauſen, auf tes 
gelmäßige Berufung des vereinigten Landtags von 2 
zu 2 Jahren. er 
Antrag des Abgeordneten Hirſch, eine Bitte an Se. 
Majeftät den König zu richten, die Berfaffungögefege 
nicht ohne Zuſtimmung der ig zu 67 0 
Wie ſchon oben erwähnt, betreffen fämmtliche vorſtehend 
aufgrft ble Petitionen die Geſesgebung vom 3. Februar 
1847 entweder im Allgemeinen oder in einzelnen Theilen; 
deßhalb war die Abtheilung der Anſicht, daß die ſämmtlichen 
Anträge nicht einzeln, ſondern der geſammte Inhalt derſel⸗ 
ben nach den verſchiedenen Hauptmaterien geſondert zu bes 
rathen ſei. Dieſer Anſicht folgend, hat dieſelbe ſich die von 
den verſchiedenen Antragſtellern angeregten Fragen vorgelegt 
und wird bei jeder derſelben ihre gutachtliche Meinung ent⸗ 
wickeln, und auf Grund derſelben der hohen Ders 
ſammlung ihre Vorſchläge zur Beſchlußnahme gehorfamft ans 
heimgeben. — Im voraus wird noch bemerkt, daß diejenigen 
Petitionen, welche ausführliche rechtliche Dedoctionen ent⸗ 
halten, dem Gutachten, um daſſelbe nicht fo voluminös zu 


4) 


5) 
6) 
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8) 


b) 


d) 


9) 


b) 


o) 


10) 


b) 
ce) 


4) 
11) 


12) 


machen, gedruckt beigegeben find, wodurch es möglich war, 
die Gründe in gedrängterer Kürze aufzunehmen, und in 
Bezug auf die weitere Ausführung derſelben ſtets auf die 


Beilagen hiermit zu verweiſen. 


Da die Petition des Abge⸗ 


ordneten Camphauſen bereits vom Antragſteller dem Druck 
übergeben und an die ſämmtlichen Mitglieder vertheilt iſt, 
fo find als Beilagen, auf Veranlaſſung der Abtheilung, mit 
abgedruckt: die Petitionen der Abgeordneten Grätz und 
Naumann, des Abgeordneten Grafen don Schwerin und die 
des Abgeordneten Grabow. 


A. Alle diejenigen in den verſchiedenen Petitionen ent⸗ 


haltenen Anträge, welche ſich auf das dem vereinigten 
Landtage ſelbſt oder anderen Korporationen und Indi⸗ 
viduen zuſtehende oder zu bezuverleihende oder auszudeh⸗ 
nende Petitionsrecht beziehen, hielt die Abtheilung ber 
reits durch das über dieſen Gegenſtand ſchon früher 
von ihr abgegebene Gutachten für erledigt. 


B. Was ferner die ganz allgemeinen Anträge der Peten⸗ 


ten von Puttkammer und Hayn auf Erörterung der 
Geſetzgebung vom 3. Februar 1847 im Ganzen und 
in ihren einzelnen Theilen anlangt, ſo glaubt die Ab: 
theilung auf dieſe Anträge in ihrer Allgemeinheit nicht 


eingehen zu dürfen, indem die allerhöchſten Verord⸗ 


nungen vom 3. Februar 1847 dem vereinigten Land: 
tage nicht als königliche Propoſitionen vorliegen, wo⸗ 
gegen diejenigen Punkte dieſer Geſetze einer ſpeziellen 


Erörterung unterworfen find, welche in den einzelnen 


Petitionen beſonders hervorgehoben oder auch nur an⸗ 
geregt ſind. 


©, Der Gegenſtand, der hauptſächlich von faſt allen Pe⸗ 


tenten zum Ziel ihrer Forderungen und Wünſche ge⸗ 

macht iſt, bildet 9 18 g 
77 8 Einberufung des vereinigten Land⸗ 
ages. 

Dieſe iſt theils alljährlich, theils alle zwei, theils alle 

vier Jahre, theils endlich ohne Anführung beſtimmter 

Zeitadſchnitte beantragt worden. 

Sie wird von einzelnen Petenten aus Rechtsgrün⸗ 
den verlangt, von andern aus Gründen der Nützlich⸗ 
keit für nothwendig erachtet und gewünſcht. 

ie Abtheilung hat daher für unerläßlich gehal⸗ 
ten, ſich ſowohl über die vorgetragenen Rechts⸗ 
ründe, als auch über die Gründe der Nützlich⸗ 
eit beſonders zu äußern und wird, nachdem ſolches ge⸗ 
ſchehen, der hohen Verſammlung den ihr geeignet ſchei⸗ 
nenden Vorſchlag machen. 
Die Gründe, ans welchen die Petenten die periodische 
Einberufung des vereinigten Landtags als ein Recht 
glauben fordern zu können, ſind . ei N a 
Sämmtliche fühere Gefege und insbeſondere da 
Ei u 21. al 1815 „17. Januar 1820 und 
vom 5. Juni 1823 ſprechen von zu ſchaffenden Cen⸗ 
traf» Verſammlungen, wenn auch verſchiedene Be⸗ 
zeichnungen für fie gebraucht find, und legen denſel⸗ 
ben beſtimmte Attribute und Funktionen bei, welche 
ihrem Weſen nach nur an eine ſolche Verſamm⸗ 
lung gewieſen werden können, die in beſtimmten, 
gewiſſen Zeitabſchnitten wiederkehrt. In Bezug auf 
eine Funktion, nämlich die alljährliche Legung der 

Rechnung über die Staatsſchulden nach Artikel XIII. 

des Geſetzes vom 17. Januar 1820, iſt der Zeit⸗ 

punkt, binnen welchem die Verſammlung wiederkeh⸗ 
ren ſoll, ganz beſtimmt ausgeſprochen. Es kommt 
hier, nach Anſicht der Petenten, nicht auf die bloße 

Rechnungslegung an, fondem darauf, daß, da der 

Geſetzgeber die alljährliche Verſammlung der Reichs⸗ 

ſtände, als ſich von ſelbſt verſtehend, angenommen 

hat, er auch dieſer Verſammlung diejenige Funktion, 
die alljährlich ftattfinden ſolle, nämlich die Red: 
nungsabnahme, übertrug. — Die Geſetze vom 

3. Februar 1847 legen nun diele jährliche Rech⸗ 

nungsabnahme, ſo wie mehrere andere Funktionen 
und Attribute, die nach der früheren Geſetzgebung, 

namentlich nach den oben allegirten Geſetzen, lediglich 
nur von der reichsſtändiſchen Verſammlung ausge⸗ 
übt werden können, nicht nur dem vereinigten 

Landtage, der doch nur allein als reichs ſtändiſche 

Verſammlung zu betrachten iſt, bei, ſondern neben 

demſelben auch noch anderen Körperſchaften, nämlich 

den ſtändiſchen Ausſchüſſen und der ſtändiſchen Depu⸗ 
tation für das Staatsſchuldenweſen, confr. $ 3 der 

Verordnung über die Bildung der vereinigten Aus⸗ 

ſchüſſe und § 6 der Verordnung über die Bildung 

des vereinigten Landtages. Dieſe können aber nicht 

als die reichsſtändiſche Verſammlung angeſehen wer⸗ 

den; ſchon um deshalb nicht, weil ſie, wie das Ge⸗ 
ſetz vom 5. Juni 1823 ausdrücklich vorſchreibt, nicht 
aus den Provinzialſtänden Vt fü ſind, und 

eben deshalb können ſie auch mit Rückſicht auf die 
frühere Geſetzgebung den vereinigten Landtag gar 
nicht vertreten. Es iſt nun in den früheren oben 
allegirten Geſetzen immer nur von einer Verſamm⸗ 
lung der Landes ⸗Repräſentanten oder der Reichs⸗ 

ſtände die Rede, woraus dann folgt, daß auch nur 

eine ſolche Verſammlung exiſtiren kann, und daher 

dieſe und nicht andere, welche nicht gleicher Natur 

und Urſprungs ſind, die 1 cel ihr auferlegten 

da dieſe Pflichten all⸗ 


x gen vom 3. Februar 1847 nur die Erfüllung 
- ftliperer, Verheißungen find und weſentliche neue 
Nette Hieraus geht deutlich hervor, 
daß Se. at die früheren Geſetze als vollkom- 
men zu. beſtehend anſehn und eine Alteration 
derſelben die fraglichen Verordnungen nicht 
; beabſich gt und gewollt haben. Da aber nach der 
obigen Aus Geſetze in der Art nicht er⸗ 
eee (fiber nereißenen de 
ichsſtände 1 dem vereinigten Land⸗ 
ke äumt find, bier e 50 de wehe 
reichs ſtändiſche a it, ſo folgt 
daraus, daß die Stände die Anerkennung, daß der 
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vereinigte Landtag die reichsſtändiſche Verſammlung 
ſei, erwarten dürfen, und daß, als eine weitere 
Folge hieraus, dieſe Verſammlung auch alljährlich 
zur Erfüllung ihrer Pflichten berufen werden muß. 
— Dieſe Gründe fanden bei einem Theile der Ab⸗ 
theilung volle Geltung und Anerkennung. Gegen⸗ 
theilig wurde indeſſen behauptet, daß die Zuſicherung 
der alljährlichen periodiſchen Wiederkehr nirgends in 
den früheren Geſetzen direkt ausgeſprochen ſei. Es 
wurde zugegeben, daß der Geſetzgeber ſich eine be⸗ 
ſtimmte perfodiſche, auch wohl alljährliche Wieder⸗ 
kehr bei den früheren Verheißungen gedacht haben 
möge; man verkannte auch nicht, daß es zur innern 
Nothwendigkeit des Beſtehens ſolcher Verſammlun⸗ 
gen gehöre, daß ſie periodiſch wiederkehren müßten, 
indeſſen ſei es jedenfalls nothwendig, wenn man die 
alljährliche Wiederkehr als ein Recht von der Krone 
fordern wolle, daß doch auch ein beſtimmter Aus⸗ 
ſpruch des Geſetzgebers vorliegen müſſe und man 
nicht auf Grund rechtlicher Deduktionen eine Forde⸗ 
rung baſiren könne. Uebrigens ſei zu der Ausübung 
der reichsſtändiſchen Verſammlung im Geſetz vom 

17. Januar 1820 und 5. Juni 1823 verliehenen 

Rechte und auferlegten Pflichten keineswegs eine 

alljährliche Berufung nothwendig, und namentlich 

erfordere die nach dem Geſetz vom 17. Januar 1820 

beſtimmte jährliche Rechnungs⸗Abnahme keine jähr⸗ 

liche Zuſammenberufung, da die Provinzialſtände 
bewieſen, daß ſtändiſche Korporationen ſehr wohl 
fortlaufende Funktionen ausüben könnten, ohne ge⸗ 
rade alljährlich zuſammenzutreten. Die ſtändiſchen 

Ausſchüſſe, ſo wie die ſtändiſche Deputation für das 

Staatsſchuldenweſen, gingen, wenn auch nicht direkt, 

doch indirekt aus den Provinzialſtänden hervor, denn 

der vereinigte Landtag, aus deſſen Mitte ſie gewählt 
würden, ſei nichts Anderes, als die Vereinigung 
ſämmtlicher Provinzial⸗Landtage; die Periodizität, 
wenn auch nicht die jährliche Wiederkehr, ſei den 
ſtändiſchen Ausſchüſſen zugeſichert, und da der Ge⸗ 
ſetzgeber in dem Geſetz vom 22. Mai 1815, 17. Ja⸗ 
nuar 1820 und 5. Juni 1823 überall nur die 

Schaffung einer Landes-Repräſentation überhaupt 

verheißen, die Art, wie ſolches geſchehen, aber nir⸗ 

gends beſtimmt habe, die Kreirung- des Inſtituts 
der ſtändiſchen Ausſchüſſe neben dem vereinigten 

Landtage aber nichts weiter als eine beſondere Form 

für die Wirkſamkeit des vereinigten Landtages ſei, 

ſo könne die periodiſche Wiederkehr des vereinigten 

Landtages als Recht nicht verlangt werden. — Dieſe 

verſchiedenen Anſichten waren nicht zu verneinen, 

und wurde daher über die Frage: 
ob die Abtheilung der Anſicht ſei, daß aus dem 
Geſetz vom 17. Januar 1820 und deſſen Bezug⸗ 
nahme auf die frühere Geſetzgebung ein Rechtsan⸗ 
ſpruch auf eine jährliche Zuſammenberufung der 
an Verſammlung geltend zu machen 
wäre 
abgeſtimmt und dieſelbe durch die Majorität der Ab⸗ 
theilung verneint. 

Dagegen aber ward die weitere Frage: 

Tritt die Abtheilung der Anſicht bei, daß aus dem 
Geſetze vom 17. Januar 1820 und deſſen Bezug⸗ 
nahme auf die frühere Geſetzgebung ein Rechtsan⸗ 
ſpruch auf eine periodiſche Zuſammenberufung der 
reichsſtändiſchen Verſammlung in ſo kurzen, regel⸗ 
mäßigen Friſten geltend gemacht werden kann, die 
ſie in den Stand ſetzen, den Beſtimmungen der 
Art. 13 und 14 der königlichen Verordnung vom 
17. Januar 1820 zu genügen? 

mit Ausnahme einer Stimme bejaht. 

Hiernächſt ging man ® 2 
ler a der Gründe über, welche von den Peten⸗ 
ten für die Nützlichkeit und Nothwendigkeit der perio⸗ 
diſchen Einberufung des vereinigten Landtages ange⸗ 
führt ſind. 

a) Nach der Verordnung vom 3, Februar 1847, 88 J, 
5 und 6, ſoll der vereinigte Landtag nur in be⸗ 
ſonders wichtigen Fällen verſammelt, im uebrigen 
aber durch andere Körperſchaften vertreten wer⸗ 
den. Da nun bei unſerer geordneten Staatsver⸗ 
waltung und dem erfreulichen Finanz⸗Zuſtande 
ſolche Fälle nur ſehr ſelten eintreten, ſo iſt faſt mit 
Gewißheit zu erwarten, daß die Einberufung des 
vereinigten Landtages höchſt ſelten eintreten wird, 
und darin liegt unverkennbar eine Verkümmerung 
des kaum erwachten, geſammten ſtändiſchen Lebens, 
denn nur die regelmäßige Wiederkehr kann ſolchen 
Verſammlungen reges Leben verleihen. 

b) Das den Provinzial⸗Ständen nach dem Geſetz vom 
5, Juni 1823 verliehene Petitions⸗Recht iſt ganz 
auf den vereinigten Landtag übergegangen, würde 
aber, wenn dieſer Landtag nicht in beſtimmten pe⸗ 
riodiſchen Friſten einberufen wird, eigentlich illuſo⸗ 
riſch werden, da eben der Landesherr nur zu ſel⸗ 
ten die Wünſche feines Volkes vernehmen könne. 

e) Zwei centralſtändiſche Verſammlungen, wenn man 
die ſtändiſchen Ausſchüſſe als ſolche betrachten 
wolle, können nicht wehl gedeihlich mit faſt glei: 
chen Rechten neben einander beſtehen, daher die 
periodiſche Wiederkehr der ſtändiſchen Ausſchüſſe 
nicht als ein genügender Erſatz angeſehen wer⸗ 
den kann. 

d) Nur dann können große Stände⸗Verſammlungen 
gedeihlich auf die Staats r ne — ang 
wenn fie in regelmäßigen Zeitabſchnitten wieder: 
kehren, während fie, wenn fie diefes Erforderniß 
nicht befigen, nur erſchütternd in das große Trieb: 
rad der Staats⸗Maſchine eingreifen. 

Die eigentlichen Verfaſſungsfragen find nach 9 12 
der Verordnung vom 3. Februar 1847 über die 
Bildung des vereinigten Landtags dem vereinigten 
Landtage ausſchließlich übertragen; würde derſelbe 
daher nicht in beſtimmten Perioden wiederkehren, 
ſo ſteht zu befürchten, daß er ſich, wenn er zu⸗ 
ſammentritt, ganz beſonders und mehr als gut iſt 
mit Verfaſſungsfragen beſchäftigen werde, eben 
weil die Beſorgniß, vielleicht lange nicht Gelegen⸗ 
heit dazu zu haben, dieſe hervorrufen würde. 

Da der reichsſtändiſchen Verſammlung durch die 
früheren Geſetze beſtimmte, alljährlich wiederkeh⸗ 
rende Functionen zugewieſen find, ſo erſcheint © 
jedenfalls beſſer, daß man dieſe Verſammlung auch 
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f 
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dieſe Functionen felbft ausüben läßt und fie nicht 
aa g überträgt, deren Berechti“ 
gung dazu wenigſtens nicht zweifelsfrei iſt, um ſo 
mehr, als dem Geſetzgeber bei Emanation der oft 
erwähnten Geſetze vom 22. Mai 1815, 17. Januar 
1820 und 5. Juni 1823 jedenfalls, wenn auch 
nicht die alljährliche, doch die Wiederkehr der 
Central⸗Verſammlungen in beſtimmten Perioden 
vorgeſchwebt hat. N 

8) Die Zuſicherung einer periodiſchen Wiederkehr der 
Landtags⸗Verſammiungen wird ferner die Unruhe 
und Bedenken vieler Gemüther befeitigen und aus 
dieſer Wiederkehr eigentlich alles das von ſel 
folgen, was die große Mehrzahl der Stände, viel⸗ 
leicht Alle, einſtimmig wünſchen. 

h) Auch die Geſchichte aller älteren Stände: Verfal 
ſungen empfiehlt die Einrichtung, daß dieſe Stände 
Verſammlungen ſtets in beſtimmten Perioden 
derkehren müſſen, wenn ſie lebensfähig bleiben, 

llebenskräftig und gedeihlich wirken ſollen. 

i) Die Stände⸗Verſammlung nur in den Zeiten der 

Noth und hauptſächlich nur bei Kontrahirung vol 

Schulden zuſammenzuberufen, erſcheint auch in del 

Gegenwart bedenklich, denn die Erfahrung allen 

Zeiten lehrt, daß dann die Berathungen nicht 

der Ruhe und Umſicht und Unbefangenheit gepftt⸗ 

gen werden, und daß man dann andere Zweck 

einmiſcht, wofür nur dieſe Gelegenheit bleibt. 

Ferner iſt die Periodizität um deshalb von große 

Wichtigkeit, weil ſie die Gelegenheit gewährt, den 

Werth des Beſtehenden zu bemeſſen, die Ausfül 

rung nützlicher Maßregeln nicht zurückzuhalten und 

die Geſetzgebung vor Sprüngen zu bewahren.“ 
mildert den zu großen Einfluß der Beamten un 
ſtärkt und hebt die Kraft der Staatsregierung. 

1) Die vereinigten Landtage find ſchon um deshalb 
durch die Aus chüſſe nicht zu erſetzen, weil, wenn 
die vereinigten Landtage nicht in beſtimmten Friſten 
einberufen werden, dieſer Verſammlung die Gele“ 
rn zu ihrer eigenen nothwendigen Ausbil 

ung fehlt. 

m) Endlich aber wird die Zuſicherung der periodiſchen 
Wiederkehr, als ein Akt des königlichen Vertrauens 
zu dem Volke und den Ständen, das Vertrauen 
zum Landesherrn noch erhöhen und ſomit die Str’ 

tigkeit der Verfaſſung befördern 

Die Abtheilung ſchloß ſich der Anſicht, daß aus den 
vorſtehend aufgeführten Gründen die Periodizität des 
vereinigten Landtages eben fo nothwendig als win 
ſchenswerth ſei, einſtimmig an und beantwortete die 

Frage: 

Soll mit Bezug auf die frühere Geſetzgebung, 
insbefondere auch aus Nützlichkeits⸗ und inne? 
ren Nothwendigkeitsgründen Se. Majeftät gebeten 
werden, die periodiſche Zuſammenberufung des ver⸗ 
einigten Landtages in beſtimmten Zeitabſchnitten 
auszuſprechen? 

einſtimmig mit Ja. 

Eben ſo wurde die Frage: 


Soll überhaupt eine beſtimmte Friſt für die Wie 
dereinberufung der Stände vorgeſchlagen werden? 
von der Mehrheit der Stimmen bejaht; die Frage 
aber, ob eine alljährliche Einberufung beantragt wer 
den ſolle, mit Ausnahme einer Stimme verneint. 
Nachdem nun die Frage, ob eine zweijährige 
berufung beantragt werden ſollte, von der Mehr 
der Stimmen bejaht war, kam die Abtheilung zu 
dem Beſchluß, dem hohen Landtage gehorfamft vor 
ſchlagen: 
Se. Majeſtät den König allerunterthänigſt zu bil; 
ten, mit Bezug auf die frühere Geſetzgebung, ins“ 
beſondere auch aus Nützlichkeits⸗ und inneren Noth“ 
wendigkeitsgründen, die Einberufung des ver 
ten Landtages alle zwei Jahre auszusprechen. 


Marſchall: Hier iſt bereits eine Frage ausge“ 
worfen; indeß der Abſchnitt, den wir eben gehört ha 
ben, ſteht mit dem folgenden in ſo innigem Zuſammen 
bange,. daß ich den Herrn Referenten bitte, auch dieſen 
noch vorzutragen, damit die Herren Redner ſich über 
beide zu leich äußern können. 

Referent: 


* 


— 


D. Eben ſo iſt in faſt allen Petitionen der Antrag. auf 
Aufhebung, reſp. Modiſizirung der ſtändiſchen zur 


ſchüſſe nach dem Geſetz vom 3. Februar 1847 enth 101 
ten. Dieſelbe wird eben ſo, wie bei der Periortie 
der Verſammlung des vereinigten Landtages, theils nö 
ein den Ständen bereits verliehenes Recht in ie 
genommen, theils aus Gründen der praktiſchen 
lichkeit gewünſcht und nothwendig erachtet. 
Die Abtheilung hat ſich daher rer un 
1 7 we otive 
I. mit den Gründen beſchalte, aſpruchs angeführt 
zur Begründung eines Rechts⸗ inen auf die Ge: 
find. Man ftüst ſich im AU Jun 1 le 5 
ſetze vom 22. Mai 1815, nd wie u und 5. 
Juni 1823 und ſolgert aus ankam achſtehen i 
Es ift nach dieſen Geſetzen * zweifelhaft, daß 
der Geſetzgeber immer Ahab ‘ ‚genteanftänniii 
Verſammlung im en kt daf er auf 
eine ſolche hat ſchaſfe chiedene r hat dieſer e“ 
nen Verſammlung verſchiedene Funktionen und 
tribute verliehen und kann daher nicht, da jene 
Geſetze noch zu Recht beſtehen und deren Rechee 
beftändigkeit, bells durch Bezugnahme auf da 
ben in dem Geſetze vom 3. Februar 1847, the 11 
durch die Antwort auf die Adreſſe vom 22. Apen 
1847, anerkannt iſt, dieſe verfchiedene Attribute und 
unktionen an verſchiedene Corporationen verthei⸗ 
len, ohne die Uebereinſtimmung mit der früheren 
Geſetzgebung zu alteriren. Schon der Natur der 
Sache nach können die verſchtedenen Funktionen, 
die einer Corporation verliehen find, nur ein eifel 
von ihr ansgeübt werden. Es iſt aber unzw bie 
haft, daß die Geſetze vom 3. Februar 184 fer 
den Reichsſtänden verliehenen Rechte und al ar, 
legten Pflichten zwiſchen verſchiedenen CORP” 


(Fortfegung; in der deitten Beilage,! 
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tionen getb eilt haben, denn fie haben den Beir ath 
der Stande zu den Geſetzen, die Perſonen⸗ und 
Eigenthumsrechte betreffend, ſo wie die Kontrole 
2 der Staaisſchulden, bald dieſen, bald jenen ſtändi⸗ 
ſchen Corporationen übertragen und überdies noch 
ſolchen Corperationen, die nicht einmal, wie es das 
Geſetz vom 22. Mai 1815, $ 3 verlangt, aus den 
Provinzial⸗Standen hervorgegangen find. Beſon⸗ 
ders wird noch hervorgehoben, daß die Vorbehalte, 
welche die Krone ſich in den frühren Geſetzen ge⸗ 
macht, nur das Wie? und Wann? hinſichts der Ein⸗ 
führung einer allgemeinen Landes⸗Repräſentation 
betreffen, daß alſo mit der wirklichen Einberufung 
des vereinigten Landtages und der dadurch geſchaf⸗ 
fenen allgemeinen Landes⸗Rrpräſentation die den⸗ 
ſelben verheißenen Attribute eo ipso gleich auf die: 
ſelben übergegangen find. Wenn dieſe alfo nicht, 
ganz übergehen ſollen, ſo wird dadurch das Recht 
des vereinigten Landtages geſchmalert. Se. Ma⸗ 
jeſtät hat in dem rheiniſchen Landtags⸗Abſchiede 
vom 30. Dezember 1843 ausdrücklich den Antrag 
des rheiniſchen Landtags, 


die Ausſchüſſe der Landtage in Reichs ſtände zu 

verwandeln, 

als mit dem Weſen deutſcher Verfaſſung unverein⸗ 
bar, zurückgewieſen, woraus denn gefolgert werden 
muß, daß auch jetzt dieſen Ausſchüſſen nicht be⸗ 
ſtimmte Rechte der Reichsſtände übertragen werden 
können. — Dieſe Gründe waren es, welche theils 
von den Petenten, theils von Mitgliedern der Ab: 
theilung angeführt ſind, um die Forderung der 
Aufhebung der ſländiſchen Ausſchüſſe zu begründen. 
Gegentheilig wurde dagegen bemerkt, daß man im⸗ 
mer darauf würde zurückkommen müſſen, daß ein 
Recht der Krone gegenüber nur dann als ſolches in 
Anſpruch zu nehmen ſei, wenn ſolches klar und 
deutlich in den Geſetzen ausgeſprochen ſei, aus blo⸗ 
ßen Folgerungen und dem Zurüdgehen auf die dem 
Geſetzgeber vorgeſchwebt habende Abſicht aber von 
der Krone nie ein Recht gefordert werden könne. 
Es wurde hervorgehoben, daß ein klarer, mit deut: 
lichen Worten gefaßter Ausſpruch nirgends in ei⸗ 
nım Geſetze vorliege, daß nur einzig und allein eine 
geſammte reichsſtändiſche Verſammlung die ihr ver⸗ 
heißenen Rechte auszuüben habe, man fand ſolches 
in ge wiſſer Beziehung ſehr ſchwierig und bielt eben 
deshalb das Recht der Krone auf Theile der 
Verſammlung gewiſſe Rechte zu übertragen, für 
vollkommen begründet, da der Geſetzgeber ſich 
das Wie der Ausführung des Verſprechens, eine 
Landes: Repraſentation zu ſchaffen, ausdrück⸗ 
lich vorbehalten und nur beſtimmt habe, daß die⸗ 
ſelbe aus den Provinzia!⸗Ständen hervorgehen ſolle. 
Das Legtere ſei erfüllt, da die Ausſchüſſe aus den 

- Propinzial⸗Ständen, wie ſchon sub C. erwähnt, her⸗ 

vorgegangen wären. Auch fehle es nicht an Bei⸗ 
ſpielen, daß Kollegien in einzelnen Theilen gewiſſe 
Rechte des Ganzen ſelbſtſtändig ausübten, und fei 
die Errichtung der ſtandiſchen Ausſchüſſe eigentlich 
auch nichts Anderes, als eine Organiſation eines 
Geſchaftsganges. — Ein Rechtsanſpruch wurde da⸗ 
her, da man in dieſen Fällen Geſetze nur ganz striete 
interpretiren müſſe, durchaus in Abrede geſtellt. — 
Die Meinungen waren ſo divergirend, daß man ſich 
darüber nicht vereinigen konnte, und bei der Ab⸗ 
ſtimmung über die Frage: 

Entſcheidet ſich die Abtheilung für die Anſicht, daß 

aus der früheren Geſetzgebung ein Rechtsanſproch 

auf Wegfall der Ausſchüſſe des vereinigten Land⸗ 
tages in ihrer jetzigen Einrichtung vorhanden ſei? 
wurde dieſelbe von 10 Stimmen bejaht und von 
8 Stimmen verneint. 


Dagegen war die Abtheilung mit den Petenten 
einſtimmig der Anſicht, daß das Beſtehen der ſtän⸗ 
diſchen Ausſchuſſe in ihrer jetzigen Geſtalt, wo ſie 
nicht im Auftrage der reichsſtändiſchen Verſammlung 
und nach deren Inſtruction handeln, nicht wünſchens⸗ 
werth erſcheint. — Man ſagte ſich, daß das Be: 
ſtehen zweier ſolcher ſtandiſchen Centralverſammlun⸗ 
gen neben einander mit zum Theil gleichen Rech⸗ 
ten weder für die Krone, noch für die Stände er⸗ 
ſprießlich fein konne, daß Miß verſtändniſſe und Wi: 
ſprüche faſt unvermeidlich ſeien. — Man vergegen⸗ 
wärtigte ſich die Geſchichte früherer Stände⸗Verſamm⸗ 
lungen und müßte zu dem Reſultate kommen, daß 
wo de⸗ gleichen Ausſchüſſe exiſtirt haben, entweder 
dieſe Ausſchüſſe die Macht der Haupt⸗Verſammlun⸗ 
gen ganz abſorbirt haben und die letzteren bedeu⸗ 
tungslos- geworden find, oder aber dieſen wenig ger 
nützt hätten. Auch hier würde der vereinigte 
Landtag nicht mit vollem Vertrauen auf die Tha. 
tigkeit der Nusſchüſſe blicken, indem die ihm 
übertragenen Rechte für eine im Verhältniß zu ihm 
ſehr keine Verſammlung zu gewichtig wären, an⸗ 
dererſeits aber könne die Stellung der Ausſchüſſe 
nur eine ſehr befangene und ſchwierige ſein, da die 

Ausſchüſſe ſich unvermeidlich den vereinigten Land⸗ 
tag als obere Inſtanz denken müßten. — Auf dieſe 
Weiſe würden Reibungen zwiſchen beiden Körper⸗ 
ſchaften unausbleiblich und das Wirken der Aus⸗ 
ſchüſſe jedenfalls nicht erſprießlich fein, unleugbar 
aber dieſelben nicht das Vertrauen des Landes ge⸗ 

ießen, und darauf komme es doch allein an. — 
ehme man nun endlich noch an, daß Se. Maje⸗ 
ſtät die Bitten des vereinigten Landtages erhöre 
und demſelden die Periodizität zuſichere, fo würde 
auch das Fortbeſtehen der Ausſchüſſe vollkommen 
 Überftüffig fein. 
e Frage: 
Soll mit Bezug auf die frühere Geleggebung, ind 
beſondere auch aus Gründen der Nützlichkeit und 
inneren Notwendigkeit, Se. Mojeſtat der König 
gebeten werden, den Wegfall der Ausſchüſſe, in 


3. Februar e. gegebenen Einrichtung aus zuſprechen? 
wurde einſtimmig bejaht, weshalb die Abtheilung 
der hohen Verſammlung, gehorſamſt anheimgiebt, 
dieſen Vorſchlag zu ihrem Beſchluß zu erheben. 


Marſchall: Ich ſtelle den jetzt vorgetragenen Theil 
des Gutachtens zur Berathung. 


Juſtiz⸗Miaiſter von Savigny: Ich bitte ums 
Wort. — Es ſind aus ſehr verſchiedenartigen Gründen 
theils in einzelnen Petitionen, thells auch in dem Gut: 
achten der Abtheilung mehr eder weniger Modifikatio⸗ 
nen in den Geſetzen vom 3. Februar d. J. und zu⸗ 
nächſt, wovon jetzt die Frage vorliegt, in dem Punkte 
beantragt worden, daß man verlangt, es ſolle künftig 
eine peric diſche Zuſammenberufung des vereinigten Land⸗ 
tages ſtatifinden. Die Gründe find größtentheils her: 
genommen von der Zweckmäßigkeit einer ſolchen neuen 
jetzt gewünſchten Einrichtung; mehrere detrſelben aber 
gehen aus von der Behauptung, daß ſchon aus den 
fill heren Geſetzen ein ſolches Verlangen abgeleitet wer⸗ 
den könne, daß alſo zwiſchen dem Mangel einer ſol⸗ 
chen period ſchen Einberufung, welcher wahrgenommen 
werde in dem Geſetze vom 3. Februar d. J., und dem 
Inhalte der früheren Geſetze ſich mehr oder weniger ein 
Widerſpruch finde. Ich will mich jetzt auf dieſen letz⸗ 
ten Punkt beſchränten und der hohen Verſammlung 
eine Prüfung der Gründe, die ſich auf das Verhältniß 
der früheren Geſetze zu dem Geſetz vom 3. Februar 
1847 bezirhen, vortragen. Um aber von vorn herein 
jedem möglichen Mißverſtändniſſe vorzubeugen, halte ich 
für nöthig, den Geſichtspunkt feſtzuſtellen, von welchem 
aus dieſe Prüfung aufzufaſſen iſt. Nach dem Inhalte 
der durch die Adreſſe veranlaßten königlichen Botſchaft 
kann jetzt nicht die Frage davon ſein, durch einen Be⸗ 
ſchluß feſtzuſetzen den Umfang der dem vereinigten Land⸗ 
tage zuſtehenden Rechte; allein es kann, indem jetzt 
über eine Bitte um Abänderung einzelner Stücke des 
Giſetzes vom 3. Februar d. J. berathen wird, bei den 
einzelnen Mitgliedern ſehr wohl ein Motiv zu einer fol: 
chen Bitte unter Anderem auch darin gefunden werden, 
daß ſie die vollſtändige Uebereinſtimmung des Geſetzes 
vom 3. Februar 1847 mit den früheren Geſetzen nicht 
anzuerkennen vermögen: Von dieſem Geſichtspunkte 
aus, glaube ich, muß dieſe Prüfung aufgefaßt werden, 
und auch ich werde mich auf dieſen Geſichtspunkt fiel: 
len. — Die Gründe, welche aufgeſtellt worden ſind, um 
zu beweiſen, daß es an einer ſolchen vollſtändigen Ueber⸗ 
einſtimmung in Beziehung auf die periodiſche Einberu⸗ 
fung fehle, find von zweierlei Art. Einer derſelden iſt 
ganz ſpeziell, indem er aus einer einzelnen Geſetzesſtelle 
entnommen iſt, der andere hat eine mehr allgemeine 
Natur, er gründet ſich auf eine Combination vieler 
Stellen. Beide Gründe werde ich trennen. — Zuerſt 
wird ein Grund hergenommen aus einer einzelnen Ge⸗ 
ſetzesſtelle, nämlich aus dem § 13 des Geſetzes vom 
17. Januar 1820. Dieſer $ 13 lautet fo: „Endlich 
iſt die Staatsſchulden⸗Verwaltungs⸗ Behörde verpflichtet, 
der künftigen reichsſtändiſchen Verſammlung alljährlich 
Rechnung zu legen. Bis zur Einberufung derſelben 
tritt der Staatsrath an deren Stelle.“ Aus dieſer 
Stelle wird eine vom Geſitz geber übernommene Ver⸗ 
pflichtung abgeleitet, die künftige reichsſtändiſche Ver⸗ 
ſammlung jährlich einzuberufen. Eine Verpflichtung iſt 
hier wirklich übernommen, es fragt ſich nur: welche 
Verpflichtung und gegen wen? Allerdings hatte der Ge⸗ 
feßysber die Abſicht gehabt, gegen die Kreditoren in bier 
ſer Stelle eine Verpflichtung zu übernehmen, dafür zu 
ſorgen, daß alljährlich über die Staatsſchulden und de⸗ 
ten Verwaltung Rechnung gelegt werde, und zwar in 
einer ſicheren, mit gewiſſer Feierlichkeit umgebenen Weiſe. 
Dieſe Rechnung, iſt geſagt, ſoll alljährlich der reichs⸗ 
ſtändiſchen Verſammlung gelegt werden, zunächſt aber, 
und bis ſolche ſtatifindet, dem Staatsrathe. Es fragt 
ſich nun, ob diejenige Einrichtung, die das Geſetz vom 
3. Februar d. J. der beabſichtigten Rechnungslegung 
von jetzt an giebt, irgend im Widerſpruch ſteht mit 
der früheren Ankündigung, ob dieſe irgend einen bes 
gründeten Anſpruch der Kreditoren aus dem Arti⸗ 
tel 13 des Geſetzes von 1820 unerfüllt läßt. Ich 
muß dies durchaus beflreiten, indem das Geſetz 
vom Zien Februar vorſchreibt, daß die Deputatlon, 
welche zu der Rechnungslegung mitwirken foll, ge: 
bildet werde aus Mitgliedern der Stände, daß ſie ge⸗ 
wählt werde von den Ständen. Dadurch iſt dieſe De: 
putatlon gerade die ſtändiſche Behörde geworden, an 
welche nach der Ankündigung des Art. 13 die Rech⸗ 
nungslegung erfolgen ſoll, und fie erhält dazu ihren 
Auftrag keines weges durch die wählende Bebörde, fon: 
dern unmittelbar aus dem Geſez. Man könnte gegen 
die Rechtsgültigkeit eine Einwendung etwa daher ent⸗ 
nehmen, daß man behauptete, es ſei dleſer Akt zu mich: 
tig, und ſtehe deshalb außer Verhältniß mit einer fo 
wenig zahlreichen Behörde. Dieſe Behauptung würde 
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beigelezt werden könne. — Dieſes ganze 


ſtaͤndiſchen Mit⸗ 


Der einzige bindende Akt 
iſt in der Decharge enthalten, und der Geſetzgebet hat 
ſich neben der Mitwirkung des Staatsraths, ſo wie der 
reichsſtändiſchen Verſammlung, die Decharge ſelbſt vor⸗ 
behalten. Es iſt ausdrücklich hinzugefügt, daß der Staats⸗ 
Rath wie die reichsſtändiſche Verſammlung ſich beſchrän⸗ 
ten ſolle auf Erſtattung eines prüfenden Gutachtens. 
Zu dieſem Gutachten aber iſt ganz gewiß die im Geſetz 
vom 3. Februar angeordnete Deputation eben fo geeig⸗ 
net, ja noch mehr, als eine fo zahlteiche Verſammlung, 
wie der vereinigte Landtag. Inſofern muß behauptet 
werden, daß durch dieſe Einrichtung das nicht unerfüllt 
gelaſſen iſt, was das frühere Geſetz angekündigt hatte. 
Es ſoll dabei nicht beſttitten werden, daß aus dem Aus: 
drucke des Geſetzes von 1820 Artikel 13 die Meinung 
entſtehen konnte, als werde künftig alljährlich eine grö⸗ 
ßere Verſammlung berufen werden. Zwiſchen einer ſol⸗ 
chen Erwartung und einem verllehenen Recht iſt ein 
großer Unterſchied. Es fol ferner nicht behauptet wer⸗ 
den, daß dem Geſetzgeber von 1820 diejenige deſondere 
ſtändiſche Gliederung vor Augen geſtanden habe, welche 
jetzt durch das Geſetz vom 3. Februar eingeführt iſt. 
Dies gehörte damals zu den unbeſtimmt gelaſſenen 
Punkten, worüber eben, weil ſie unbeſtimmt gelaſſen 
waren, der Geſetzgeber ſich die freie Verfügung vorde⸗ 
halten hatte, welchen Vorbehalt er in dem Geſetze von 
1823 ausdrücklich wiederholt hat. Es muß aber bes 
hauptet werden, daß der Geſetzgeber durchaus nicht die 
Abſicht gehabt hat, ſich für die künftige Art der Ein: 
richtung auf irgend eine Weiſe die Hände zu binden. 
Die Abſicht des Geſetzes wird für jeden unbefangenen 
Leſer des Artikels 13 gewiß nur darin geſucht werden 
können, die möglichſte Sicherheit den Kreditoren zu ges 
währen; und es iſt ſtets und allgemein anerkannt wor⸗ 
den, daß jedes Gefeg nur aus dem Gedanken erklärt 
werden müſſe, welchen der Geſetzgeber hat hineinlegen 
wollen. — Im Weſentlichen ſcheint mir die Abtheilung 
mit den hier gewonnenen Reſultaten übereinzuſtimmen, 
denn ſie hat Seite 7 erklärt, daß aus Artikel 13 ein 
Rechtsanſpruch auf alljährliche Einberufung der reichs⸗ 
ſtändiſchen Verſammlung nicht abgeleitet werden könne. 
Kann aber daraus ein Rechtsanſpruch auf anjährliche 
Einberufung nicht abgeleitet werden, ſo kann überhaupt 
kein ähnlicher Anſpruch darauf gegründet werden, da 
augenſcheinlich Artikel 13 nur von alljährlichen Ver⸗ 
ſammlungen ſpricht. — Was die allgemeineren Gründe 
betrifft, ſo habe ich ſchon voraus erklärt, daß dieſe nicht 
entnommen find aus irgend einer einzelnen Geſetzesſtelle, 
ſondern aus der Combination mehrerer Acußerungen 
der früheren Geſetze, alſo aus einem Total⸗ Eindruck 
detſelben, und dieſe hängen nun großentheils zuſammen 
mit dem ſolgenden Punkte, worauf gleichfalls der 
Vortrag des Herrn Referenten ſchon gerichtet gewe⸗ 
fen iſt, nämlich mit der Einberufung der Ausſchüſſe. 
Beides hängt weſentlich hier zuſammen, die Gründe 
ſind auch zum Theil wörtlich wiederholt oder ergänzt 
auf Seite 5 und 11 des Gutachtens. Es iſt 
nämlich behauptet worden, daß durch die früheren 
Geſetze reichsſtändiſche Verſammmlungen angekündigt 
worden ſeien mit ſolchen Attributionen, deren Exledi⸗ 
gung nur gefunden werden könne unter der Voraus⸗ 
ſetzung einer perlodiſchen Wiederkehr ſolcher Verſamm⸗ 
lungen. Daraus wird alſo die Nothwendigkelt der pe⸗ 
riodiſchen Wiederkehr einer reichsſtaͤndiſchen Verſammiung 
überhaupt abgeleitet. Nun iſt allerdings in 
dem Gefege vom 3. Februar d. J. ausdrücklich vorge: 
ſchrieben, daß die Aus ſchüſſe periodiſch wiederkehren 
ſollen. Es wird aber ferner die Behauptung aufge: 
ſtellt, daß in jedem Falle nur der vereinigte Landtag 
tönne betrachtet werden als wahre reichsſtändiſche Ver⸗ 
ſammlung im Sinne der früheren Geſetze, daß alſo die 
Nothwendigkeit periodiſcher Einberufung einer reichſtän⸗ 
diſchen Verſammlung, die durch die frühere Geſetzge⸗ 
bung begründet und in Ausſicht geſtellt wurde, Identiſch 
ſei mit der periodiſchen Einberufung des vereinigten 
Landtages, indem den Ausfchüffen der Name und 
die Eigenſchaft einer reichsſtändiſchen Verſammlung nicht 
Argument 
bängt alſo zuſammen mit der Beweisführung, daß 
Name und Eigenſchaft einer reichsſtändiſchen Verſamm⸗ 
lung im Sinne der früheren Geſethgedung nur allein 
dem vereinigten Landtage zukommen und in keinem 
Falle gebunden werden können an eine andere Art der 
Verſammlungen, die durch das Geſetz vom 3. Februar 
c. eingeführt werden. Auf dieſe Beweisführung kommt 
Alles an, und dieſe iſt auch in der That durch meh⸗ 
rere Gründe verſucht worden. — Der erſte Grund 
wird darin gefegt: das Geſetz vom Jahre 1823 ver 
ordne ausdrücklich, daß die künftige reichsſtändiſche Ver⸗ 
ſammlung aus den Provinzialſtänden hervorgehen ſolle. 
Nun aber gehe, wie auch im Gutachten Seite 5 be⸗ 
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meikt iſt, nur allein der vereinigte Landtag toirklid aus | in den Weg gelegt, daß bei der ferneren Erwägung des⸗ 


den Provinzialftänden hervor, die anderen, durch das 
G.ſes vom 3. Fedruat einge lüorten Ver ſamm⸗ 
lungen nicht, alſo könne ner jener, nicht dleſe 
Anſpruch darauf machen, als reichsſtändiſche Ver⸗ 
ſammlung angefeben, zu werden. Es fragt ſich aber, 
wie ſollen denn die anderen Verſammlungen, die Aus⸗ 
ſchüſſe und die Deputation, nach der Verordnung vom 
3. Februar eniſteden? Sie ſollen gebildet werden, le: 
diglich aus Mitgliedern der Stände. Wenn dieſe Bil⸗ 
dung derſelben, dieſe Auswahl derſelben aus Mitgliedern 
der Stände auf irgend eine ganz willküdrliche Weiſe, 
z. B. durch das Loos, angeordnet wäre, ſo würde ſelbſt 
dann nicht bezweifelt werden können, daß ſie aus den 
Provinz alſtänden hervorgingen. Ader eine ſolche An⸗ 
ordnung iſt nicht geſchrhen. Das Geſetz vom 3. Fe⸗ 
bruar ſagt vielmedr aus ꝛrücklich, fie ſollen nicht nur 
aus Mitgliedern der Provinzial» Stände beſt. hen, ſon⸗ 
dern ‚fie ſolen auch, wie es bei den Aus ſchüſſen heißt, 
durch die Vertreter der einzelnen Provinzen gewäolt 
werden, oder, wie bei der Deputation geſagt wird, von 
den Ständen dieſer Provinz. Indem fie alſo aus: 
ſchließend beſtehen aus Mitgliedern der Provinzial⸗ 
Stände und zugleich durch dieſerben gebildet und ge: 
wärt werden ſollen, iſt es in der That ſchwer, zu 
beureifen, wie ſolchen Verſammlungen, die auf 
dieſe ausſchließend ſändiſche Weiſe eniſtehen, die Ei⸗ 
genſchaft verſagt werden könne, aus den Provin⸗ 
zial⸗ Ständen hervorgegangen zu fein, wie 
alſo hierin eine Abweichung gefunden werden möge, 
ſel es vom Geiſt und Sian, ſei es vom Wort⸗ 
laut des Geſetzes von 1823, nach welchem allerdings 
die künftige reichsſtändiſche Verſammlung hervorge⸗ 
hen ſoll aus den Provinzial: Ständen. — Der zweite 
Grund iſt daraus hergenommen, daß in mehreren Stel: 
len der früheren Geſetze nut von Einer reichsſtändi⸗ 
ſchen Verſammlung die Rede ſei, nicht von mehreren, 
daß alſo die reichsſtändiſche Vetſammlung, die in Aus: 
ſicht geſtellt und angekündist wurde, ſtets im Singular 
erwähnt werde, daher alſo dieſer Ausdruck und die da⸗ 
mit verbundene Eigenſchaft nicht bezogen werden könne 
auf mehrere und verſchied artige Verſammlungen, wie 
fie bes ründet find durch die Geſetze vom 3. Februor 
d. J. Es wird noch hinzugefügt, daß die Fortdauer der 
feüderen Geſetze werde in den Geſetzen vom 3. Februar 
ausdrücklich anerkannt, indem dieſe Geſitze vom 3. Fe⸗ 
bruar ſich nur als Fortbau der früheren Gefige ankün⸗ 
diaten. Gerade aber in dieſem letzten Ausdruck liegt 
nicht ſowohl eine Widerlegung, als vielmehr eine Be⸗ 
richtigung der erſten Behauptung. Indem nämlich das 
Geſetz vom 3. Februar ſich als einen Foribau der frü⸗ 
heren ſtändiſchen Geſitzgebung ankündigt, dat es eben 
damit nicht anerkennen wollen, daß die früheren Gefg: 
in ihrer eigenthüml hen Form und Begränzung fortde⸗ 
ſtehen und nebenher fortwirken ſollen. Jene Geſetze 
vom 3. Februar erklären ſich vielmehr als eine Fort⸗ 
figung und Fortentwickelung derſelden. — Nun iſt nicht 
zu leugnen und ſchon früher dei einer anderen Gelegen⸗ 
beit eingeräumt worden, daß zu der Zeit, als die Ge⸗ 
fge von 1820 und 1823 erſchienen, noch nicht de⸗ 
ſt mit daran gedacht wor, die beſond re Form und Giie⸗ 
derung der ſtändiſchen Organe einzuführen, wie fie jetzt 
aus den Geſ zen vom 3. Februar d. J. hervorgegan⸗ 
gen ſind; allein es iſt eden ſo wenig eine ſolche Form 
und Gliederung dort verneint, und ich muß wiederho⸗ 
len, es geht aus dem klaten Inhalte der früheren Ge: 
fe unzweifelhaft hervor, daß dies Alles adſich lich da: 
mas undeſtimmt gelaffen und dem ferneren Ermeſſen 
und Gurfinden vorbenalten worden iſt. Daher konnten 
auch die früheren Geſetze von mehreren reichsſtändi⸗ 
ſchen Verſammiungen, an die fie nicht dachten, nicht 
ſprechen. Sie haben aber eben fo wenig sin Hinderniß 
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für die Zukunft eingeführt würden. 


jenigen, was für zweckmäßig befunden würde, mebrere 
Inſofern alſo kann 
man zwar zugeben, daß durch die Art des Ausdrucks 
der früderen Geſetze die Erwartung erregt ſein mag, es 
werde künftig nur eine einzige reichsſtändiſche Verſamm⸗ 
lung erſcheinen; ader es kann nicht zugegeben werden, 
daß dadurch für irgend Jemand ein Recht hieraus ent⸗ 
ſtanden wäre; oder, mit anderen Worten, es kann nicht 
zugegeben werden, daß durch den in den früheren Ge⸗ 
ſetzen gebrauchten Singularis irgend eine Beſchränkung 
des freien, ausdrücklich vorbehaltenen Ermeſſens begrün⸗ 
det werde, die ſtändiſche Gliederung ſo einzuführen, wie 
ſie jetzt durch das Geſetz vom 3. Februar d. J. einge⸗ 
führt worden iſt. Ein dritter Grund, aus wel⸗ 
chem es unmöglich ſein ſoll, mehrere ſolche ſtändiſche 
Organe neben einander anzuerkennen, welchen allen der 
Name und die Eigenſchaft einer reichsſtändiſchen Ver⸗ 
ſammlung mehr oder weniger zugeſchrieben werden 
könne, ein dritter Grund dieſer Art, ſage ich, wird her⸗ 
genommen aus dem abſtrakten Begriffe der Korpora⸗ 
tion. Es wird nämlich behauptet, es liege in der Na⸗ 
tur einer jeden Korporation, daß ihre Funktionen nur einheit⸗ 
lich ausgeübt werden können. Da nun die reichsſtän⸗ 
diſche Verſammlung, welche angekündigt worden, eine 
Korporation ſein ſollte, ſo könne nur eine reichsſtändi⸗ 
ſche Verſammlung nach dem abſtrakten Begriffe der 
Korporation überhaupt gedacht werden. (Gutachten 
S. 11.) Dieſes Argument wird ſchon dadurch entkräf⸗ 
tet, daß bekanntlich die meiſten und wichtigſten Korpo⸗ 
rationen in ihren verſchiedenen Funktionen mannigfal⸗ 
tig gegliedert ſind, nicht blos in unſerer Städte⸗Ord⸗ 
nung, ſondern auch in den ſtädtiſchen Verfaſſungen, 
die in Deutſchland ſeit vielen Jahrhunderten ſich aus⸗ 
ebildet und erhalten haben. Die politiſchen 
Funktionen der ſtädtiſchen Gemeinden ſind an 
ſehr verſchiedene Organe und Kollegien vertheilt, 
und es ergibt alſo der abftrafte Begeiff der Kor: 
poration kein Hinderniß für eine ſolche Vertheilung. — 
Endlich wird noch ein letzter Grund daher genommen, 
daß seſaßt wird, die Krone hade in den früheren Ge: 
fegen nur den Vorbehalt gemacht, das Wie hinſichtl ch 
der Einfüdrung einer allgemeinen Landes ⸗Repräſen⸗ 
tation zu beſtimmen. (Gutachten S. 11,12.) So wir 
ſie einmal, was durch die Geſetze vom 3. Februar d. J. 
geſchehen ſei, irgend etwas, was den Namen der Lan⸗ 
des⸗Repräſentation führen löane, eingeführt habe, habe 
jenes fernere Recht aufgehört, und es ſei keis anderer 
Vorbehalt des freien Ermeſſens in den früheren G.ſetzen 
gemacht worden, als lediglich in Beziehung auf den Akt 
der Einführung. Nun ſagt aber das Geſetz von 1823 
ganz ausdrücklich: „Wann eine allgemeine Zuſammenbe⸗ 
rufung der allgemeinen Landſtände erforderlich ſein wird 
und wie ſie dann aus den Provinzialſtänden hervorgehen 
ſollen, darüber bleiben die weiteren Beſtimmungen vor⸗ 
behalten.” Hieraus geht nun klar hervor, daß das frei 
vorbehaltene Wie ſich nicht blos auf den Akt der Ein⸗ 
führung, ſondern gerade vorzugsweiſe auf den Akt der 
Bildung, der Zuſammenſetzung, der Organiſation der 
verheißenen Reichsſtände beziehen ſollte, alſo gerade auf 
dasjenige, was in den Geſetzen vom 3. Februar d. J. 
in der That vollzogen worden iſt. Es kann alſo nicht 
zugegeben werden, daß der Vorbehalt auf den Akt der 
Einführung beſchränkt geweſen fei, denn der freie Vor: 
behalt bezog ſich vielmehr auf die ganze Einrichtung. — 
Es ergiebt ſich nun, wie ich glaube, aus allen dieſen 
Betrachtungen, daß keiner der Beweiſe zutrifft, wodurch 
man verſucht hat dar utoun, daß der Name und die 
Eigenſchaft der reichsſtändiſchen Verſammlungen aus. 
ſchließlich auf den vereinigten Landtag bezogen werden 
dürfe, nicht auf die anderen daneben beſtehenden ſtändi⸗ 
ſchen Oegane, welche durch die Geſetze vom 3. Februar 
d. J. eingeführt worden find. Erwägt man unbefan⸗ 
gen die Art, wie von reichsſtändiſchen Verſammlungen 
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in den früberen Geſetzen die Rede if, fo kann, — 
ich, kein Zweifel fein, daß der damalige Ausdruck 


„Reichsſtändiſche Verſammlung.“ durchaus ke ne 


andere Bedeutung bat, als den Gegenſatz gegen previa⸗ 
nalſtändiſche Verfammlungen zu bezeichnen. Es iR der 
Auedcuck reichsſtändiſch“ gleichbedeutend mit „ee 
tralſtändiſch,“ und ſonach glaube ich, daß die Ei,en 
ſchaft und der Name folder reichſtaͤndiſchen Valea, 
lungen nach dem wahren Sinne und Inhalte der fi : 
deren G. ſetze eben fo wohl der einen, als der andere 

derjenigen Drganifationen zugeſchrieben werden mu 10 
wie ſie die Geſetze vom 3. Februar d. J. eingefuß 

baten. 


Marſchall: Der Herr Abgeordnete Graf 5 
Schwerin wünſcht das Wort wegen eines Antrags, 5. 
auf den ferneren Gang der Debatte Ei fluß hat; 
gebe es ihm daher außer der Reihefolge. 


Abgeordn. Graf von Schwerin (Landrath 
Pommern): Je wichtiger der Gegenſtand iſt den 
behandeln, deſto mehr, glaube ich, müſſen wir und 
pflichtet fühlen, ihn forgfältig zu behandeln, und des 
gen, glaube ich, find wir nicht nur dem Organ 
Regierung, ſondern auch dem Juriſten von europälf 
Rufe, der ſich bier zum Organe der Regierung 9 
hat, ſchuldig, ſeine Gründe auf das gründlichſte zu 
fen. Ich halte mich um ſo mehr dazu verpflichtet, 
ich geſtehe, daß die Gründe deſſelden keine uderzeug 
Kraft auf mich ausgeübt haben. Ich trage dacauf 
daß wir die Debatte ausſetzen, bis wir die Rede 
Herrn Miniſters gedruckt vor uns haben. 


(Viele Stimmen geden ihren Beifall durch lauten 7 
ruf zu erkennen, und eine Stimme aus der Rh ab! 
vinz, weiche jedoch nicht vouſtändig veiſtanden wo per 
iſt, erklärt, von feinem Platze aus nur Beuchſtück⸗ 
der Rede verftanden zu haben.) 
Marfhalt: Ich will ſehr gern die hohe Verſame 
lung befragen, ob fie den ausgeſprochenen Wunſch tel ; 
Ich bemerke allerdings, daß dann zur beutigen 0 
thung weiter nichts vorliegt, als das Gutachten en 
die Lotterie, womit wir uns begnügen müßten. 
frage: wünſcht die Verſammlung die Berathung pi 
zum nächſten Montage ausgelegt ? Bis dahin wird 
Rede des Heren Migiſters gedruckt fein. 
(Die Majorität der Verſammlung erklärt fih daft) 
Abgeordn. Graf von Schwerin: Jh fege ei) 
daß der Herr Minifter noch die Güte haben wid e 
über die folgenden Punkte zu äußern, und es d ＋ 
wohl wünſchenswerty fein, daß die ganze Rüde 
Hen. Miniſters dann im Zuſammenhange gedruckt ® “ 
Juſt z Miniſter von Savigny: De felgen 
Punkte ſtehen mit dem eben Erörterten in faſt gat 
nem Zuſammenhange. b 
Marſchall: Die Verſammlung hat in übe ö 
gender Majorität beſchloſſen, die Beratbung aussah, 
und wir geben zur Berathung des Gutachtens, 
Lotterie betreffend, über. 
(Nach elner Pauſe.) ge 
In Beziedung auf die Fortſezung derjenigen 4 
rathung, die nächſten Montag ſtattfinden fol, FI, fe 
noch die bobe Verſammlung um ihre M.iaung, ° ‚nt 
wolle, daß die Redner, wie fie ſich ber. is ana jr 
haben und notirt find, das Wort in der Reihen 
behalten ſollen. 


(Wird all gemein bejaht.) 
(Schluß folgt.) 


aus 
mir 


mi 


ü 
Pr 


pet 
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